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des Bundesministers für Handel und Wieder­
aufbau auf die Anfrage der Abg. Slavi k 
u. G. (471jA. B. zu 500jJ) 

des Blmdesministers für Unterricht auf die 
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Anfrage der Abg. Mar k  u. G. (474jA. B. zu 
509/J) 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 10 Minuten 
Präsident Kunschak : Die Sitzung ist e r­

ö f f n e t. 
K r a n k  gemeldet haben sich die Abg. Kop­

lenig und Hans Roth. 
E n  t s  c h u l d i g t  haben sich die Abg. Krippner, 

Dr. Maleta und Grete Rehor. 
Der eingelangte A n t r a g  129 wurde dem 

zuständigen Ausschuß z ug e w i e s e n. 
Die schriftlichen A n f rage b e a n t w o r-

t u n g e n  469 bis 474 wurden den anfragenden 
Mitgliedern des Hauses z u g e w i e s e n. 

Hinsichtlich des Ergänzungspunktes der 
Tagesordnung: Auslieferungsbegehren des 
Straf bezirksgerichtes Wien gegen das Mitglied 
des Nationalrates Dipl.-Ing. Waldbrunner 
schlage ich gemäß § 38 Abs. E der Geschäfts­
ordnung vor, von der 24stündigen Auf liegefrist 
des Berichtes Abstand zu nehmen. Wird 
dagegen eine Einwendung erhoben � (Niemand 
meldet sick.) Es ist dies nicht der Fall. Mein 
Vorschlag ist angenommen. 

Wir gehen in die. T a g e s o r d n u n g  ein. 

Der 1. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht 
des Rechnungshofausschusses, betreffend den 
Bericht des Rechnungshofes (594 d. B.) über 
die Gebarungsprüfung verstaatlichter Banken, 
soweit sie in der Zeit vom 8. März 1951 bis 
10. April 1952 durchgeführt wurde (648 d. B.). 

Berichterstatter Geisslinger: Hohes Haul;I! 
Bei der Beratung des Tätigkeitsberichtes des 
Rechnungshofes am 14, Mai 1952 wurde aus­
drücklich verlangt, daß der· Bericht des 
Rechnungshofes über die verstaatlichten 
Banken noch nachträglich vorgelegt werde. 
Der Rechnungs40fausschuß hat diesen am 
19. Juni laufenden Jahres auch vor­
·gelegt bekommen, ihn aber nicht behandelt. 
Im Rechnungshofausschuß wurde nämlich 
ständig das Verlangen gestellt, daß, wenn ein 
Einschaubericht vorgelegt wird, mit diesem 
Einschaubericht auch die Gegenäußerung der 
eingeschauten Stelle vorgelegt werde. Der 
Rechnungshofausschuß ist daher zunächst nur 
zu einer ganz kurzen Sitzung zusammen­
getreten und hat verlangt, daß diese Gegen­
äußerung vorher eingeholt werde. Die Gegen­
äußerung ist dann den Mitgliedern des Rech­
nungshofausschusses in Abschrift auch tat­
sächlich vorgelegt worden, und nun hat in 

einer zweitägigen Verhandlung am 10. und 
11. Juli eine unerhört kritische Untersuchung 
jedes einzelnen Falles begonnen. 

Ich muß als Berichterstatter eine kardinale 
Feststellung machen, ich halte diese für 
notwendig: Von keiner Seite ist versucht 
worden, in irgendeiner Form das Bankgeheim­
nis zu lüften. Das Bankgeheimnis ist also 
tatsächlich ängstlich gehütet worden. Ich 
halte mich deswegen für verpflichtet, diese 
Feststellung zu machen, weilPressemeldungen 
gemeint haben, daß man verstaatlichten 
Banken nichts anvertrauen könne, weil durch 
den Bericht an das Parlament das Bank­
geheimnis verletzt werden könnte. Ich möchte 
weiter feststellen, daß die Untersuchung jedes 
einzelnen Falles unerhört gründlich gewesen 
ist und daß jeder einzelne Fall bis zur letzten 
Konsequenz zerfasert worden ist. 

An der Debatte haben sich ausnahmslos 
alle Mitglieder des Rechnungshofausschusses 
beteiligt. Am 2;weiten Tag der Verhandlungen 
wurde schließlich ein Antrag des Abg. lng. Raab 
vorgelegt, der verlangt, das Hohe Haus möge 
den Bericht des Rechnungshofes zur Kenntnis 
nehmen. Es· waren in seinen Antrag aber 
ausdrücklich auch die Gegenäußerungen der 
Banken einbezogen. 

Der Abg. Dr. Pittermann stellte den Antrag, 
den Einschaubericht des Rechnungshofes über 
die verstaatlichten Banken zur Kenntnis zu 
nehmen; seine Fraktion sei jedoch nicht in 
der Lage, der Einfügung bezüglich der Stellung­
nahme der Banken zuzustimmen. Mit 10 
zu 8 Stimmen wurde der Antrag Ing. Raab 
angenommen. 

Ich darf - vielleicht gehe ich damit über 
meine Befugnisse als Berichterstatter hinaus -
im Interesse unserer Heimat der Genugtuung 
Ausdruck geben, daß die erwarteten großen 
Sensationen am Schluß der Beratung aus­
geblieben sind. In Details einzugehen erübrigt 
sich wohl bei der notorischen Bekanntheit der 
Materie. 

Ich habe mich nunmehr des Auftrages zu 
entledigen, den A n t r a g  des Rechnungshof­
ausschusses dem Hohen Haus zur Kenntnis 
7iU bringen, der dahin geht: 

Der Nationalrat nimmt den Bericht des 
Rechnungshofes über die verstaatlichten 
Banken unter Berücksichtigung deren Stellung­
nahmen zur Kenntnis. 
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Ich bitte, General- und Spezialdebatte unter 
einem abzuführen. 

Gegen den formalen Antrag wird keine Ein­
wendung erhoben. 

Abg. Honner: Sehr geehrte Damen und 
Herren! Der zur Debatte stehende Verhand­
lungsgegenstand, der Rechnungshof bericht und 
der Bericht des Rechnungshofausschusses über 
die sogenannte Bankenschweinerei, ist in 
zweifacher Hinsicht höchst eigenartig. 

Erstens wird vom Nationalrat verlangt 
- was wohl einzigartig in der Geschichte 
der Parlamente sein dürfte -, daß er einen 
Bericht des Rechnungshofes bestätigt, den 
er gar nicht kennt. Das, was den Abgeordneten 
zur Stellungnahme vorgelegt wurde, ist ja 
nur ein ganz kleiner Auszug aus einem sehr 
umfangreichen Bericht, den nur die �Iitglieder 
der Regierung oder sogar nur einzelne Mit­
glieder der R,egierung erhll,}t.",:n h8 .. ben, Aber 
von den Abgeordneten verlangt man, daß 
sie auf Grund eines Fragments eines Berichtes 
feststellen sollen, ob die Wirtschaft der Banken 
in Ordnung war oder ob selbst das Wenige, 
was in die Öffentlichkeit drang, nicht Grund 
genug wäre, um den Staatsanwalt mit der 
gesamten Misere zu befassen. Die Fakten, 
die im Rechnungshofbericht, wie er dem 
Nationalrat vorgelegt wurde, enthalten sind, 
können ja ganz willkürlich ausgewählt sein. 
Denn niemand von den Abgeordneten hat ja 
die Möglichkeit gehabt, selber festzustellen, 
ob es sich bei den im Rechnungshofbericht 
aufgezeigten Fakten um die wesentlichen 
oder nur um die nebensächlichsten handelt. 
Genau so gut, wie man jetzt vom Parlament 
verlangt, nach solchen Bruchstücken über 
die Verwaltung der Banken zu urteilen, 
könnte man von einem Arzt verlangen, daß 
er einem Patienten an der Nasenspitze absieht, 
ob er gesund oder krank ist. 

Daß in der österreichischen Wirtschaft vieles 
faul ist, um das zu erfahren, braucht man 
natürlich keine langen Untersuchungen anzu­
stellen. Die statistischen Mitteilungen über 
die Entwicklung der Arbeitslosigkeit, das 
Amtsblatt mit den Konkursen und Zahlungs­
einstellungen, die Entwicklung der Preise 
und der ständig sinkende Lebensstandard 
unseres Volkes beweisen dies sehr deutlich. 
Aber der Rechnungshofbericht über die 
Banken hat diese harten wirtschaftlichen 
Tatsachen überhaupt nicht zum Gegenstand. 
Er beschäftigt sich vielmehr bloß mit einzelnen 
Bankoperationen, die niemand beurteilen kann, 
der keine Kenntnis von der Art und dem 
Umfang des gesamten Bankgeschäftes hat. 
Aber gerade diese Kenntnis, die notwendig 
wäre, um ein Urteil zu fällen, wird den Ab­
geordneten mit Berufung auf das sogenannte 

Bankgeheimnis ganz bewußt vorenthalten. 
Das ist das erste. 

Zweitens: Es ist eine Falschmeldung, wenn 
erklärt wird, daß der Bankenbericht vom 
Rechnungshof ausgearbeitet worden sei. Tat­
sache ist, daß der Rechnungshof nur seine 
Unterschrift unter den Auszug eines noch 
viel umfangreicheren Berichtes, als den der 
Regierung vorgelegten, gesetzt hat. In der 
ausländischen Presse wurde behauptet, daß 
der so viel umstrittene Bankenbericht des 
Rechnungshofes mehrere Bände umfaßt. 
Jedenfalls ist es notwendig, über die Ent­
stehung des ominösen Rechnungshof berichtes, 
der nur dem Kreis der Minister bekannt ist 
und selbst den Ministern nicht zur Gänze, 
für den aber das Parlament, ohne seinen 
Inhalt zu kennen, die Verantwortung über­
nehmen soll, einiges zu sagen. 

Dreizehn Monate hindurch haben die Sach­
verständigen der amerikanischen Buchprüfer­
firma Arthur Andersen & Co. nicht nur in 
den beiden verstaatlichten Banken, sondern 
auch bei ihren Konzernfirmen und Geschäfts­
verbindungen herumgestiert und konnten 
solcherart Wirtschaftsspionage im größten 
Stil betreiben. Für diese Tätigkeit verrechnete 
diese amerikanische Treuhandgesellschaft 
Andersen & Co. für jeden ihrer Spitzel pro 
Tag 100 Dollar, das sind für jeden 2600 S 
täglich, das ist so viel, wie einer von den 
besser bezahlten Angestellten des Rechnungs­
hofes an Gehalt für einen ganzen Monat 
bekommt. Man hat diese amerikanischen 
Buchprüfer oder Wirtschaftsspitzel, wie wir 
sie nennen, fürstlich bezahlt, hat also Millionen 
dafür gezahlt, damit die Amerikaner erfahren,. 
was für die Österreicher ein Geheimnis, 
nämlich ein Bankgeheimnis bleiben soll. Die 
Unterschrift des Rechnungshofes steht nur 
deshalb unter dem Bankenbericht, um nach 
außen hin den Anschein zu erwecken, daß 
die Untersuchung bei den beiden verstaat­
lichten Banken eine rein österreichische An­
gelegenheit ist. 

Diese beiden Umstände allein, die Tatsache 
der Verheimlichung der faktischen Unter­
suchungsergebnisse vor den Mitgliedern des 
Nationalrates und die Ausarbeitung des 
Rechnungshofberichtes durch Fachleute der 
amerikanischen Wirtschaftsspionage, sind aus­
reichend, um den Bericht des Rechnungshofes 
und des Rechnungshofausschusses abzulehnen. 

Es ist aber doch notwendig, auf einige Tat­
sachen einzugehen, die im Laufe der Unter­
suchung über die verstaatlichten Banken 
und des darum ausgebrochenen Pressestreites 
in der Zeit des sogenannten Bankensturmes 
und während der Ausschußdebatten im 
Rechnungshofausschuß zutage getreten sind. 
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Im österreichischen Bankwesen herrscht Im Zusammenhang mit diesen amerikani-
ein eigentümlicher Zustand, der nicht zufällig sehen Beschwerden ist plötzlich die Rechnungs­
entstanden ist, sondern absichtlich geschaffen prüferfirma Andersen & Co. in Erscheinung 
wurde. Es ist bekannt, daß anläßJich der getreten, und diese hat nach den eigenen An­
Verstaatlichung der bei den Großbanken wir gaben des Generaldirektors Joham zunächst 
Kommunisten - und nicht nur wir - die die amerikanische Zweigstelle der Creditanstalt, 
Forderung nach Verstaatlichung der National- die Amcredit, überprüft. Dieselbe Buchprüfer­
bank erhoben haben. Die Nationalbank ist firma hat seither in beiden verstaatlichten 
nicht verstaatlicht, obwohl sie jeden Groschen, österreichischen Großbanken nach Angabe 
den sie hat, vom Staat, vom österreichischen eines Sprechers der Österreichischen Volks­
Staat, bekommen hat. Aber man wird im partei über 6 Millionen Geschäftsfälle über­
Budget und in den Berichten des Rechnungs- prüft. Diese Überprüfung erstreckte sich auf 
hofes vergeblich auch nur den geringsten die Tätigkeit der beiden Banken für einen 
Hinweis auf die Tätigkeit der Nationalbank Zeitraum von Jahrzehnten. Mit einem Wort, 
suchen. Was die Nationalbank tut, bleibt die amerikanischen Wirtschaftsspione haben 
für die Volksvertreter ein Geheimnis mit die wichtigsten Verbindungen, geschäftlichen 
sieben Siegeln. Wieder nicht zufällig, sondern Transaktionen U8W. der beiden Großbanken bis 
absichtlich. weit zurück in die Erste Republik ausgekund-

Nun zeigt aber gerade der Bericht des schaftet und sich so auf billige Art - wir 
Rechnungshofes über die verstaatlichten Groß- mußten ja die Spione für ihre Spionagetätigkeit 
banken, daß sich diese bei allen Geschäften, noch teuer bezahlen - die Unterlagen besorgt, 
bei denen sie beanstandet wurden, immer die sie brauchen, um sich auch in der Zukunft 
wieder auf die Nationalbank berufen, die den Einfluß auf unsere bei den Großbanken zu 
keinerlei öffentlicher oder parlamentarischer sichern. 
Kontrolle unterliegt. Solange aber die Leiter Als die amerikanische Schnüffelfirma 
der verstaatlichten Banken sich nicht nur Andersen & Co. auch beim Schweizer Geschäfts­
hinter das Bankgeheimnis, sondern auch hinter partner der österreichischen Creditanstalt die 
die Nationalbank verschanzen können, ist Vorlage von Geschäftspapieren und Büchern 
jede parlamentarische Untersuchung für die verlangte, wurde dort den amerikanischen 
Katz', dient das sogenannte Bankgeheimnis Schnüfflern begreiflicher- und berechtigterweise 
nur dazu, um Schiebungen oder Verschiebungen die Türe gewiesen. Aber kurze Zeit später 
von Kapital und Werten in größtem Ausmaß sind sie in Begleitung von Beamten des 
zu verdecken und zu verschleiern. Rechnungshofes wieder aufgetaucht; denn 

Ich glaube nicht, daß diese Feststellungen unterdessen hat die österreichische Regierung 

für Sie, meine Herren von den Regierungs- dem Rechnungshof den Auftrag erteilt, dem 

bänken, überraschend sind. Sie wissen das amerikanischen Schnüffelunternehmen das 
Mäntelchen einer österreichischen behördlichen alles, was ich soeben sagte, ganz genau und 

haben es auch gewußt, als der Theaterlärm Untersuchung umzuhängen. 

um den Bankenskandal in der Öffentlichkeit Der Rechnungshof hat, offenbar unter dem 
inszeniert worden ist. Sie haben das Banken- Eindruck der allgemeinen Empörung über 
wesen so organisiert, daß die Notenbank dieses Vorgehen, die diese amerikanische 
und zentrale Konstrollstelle für den Geld- Schnüffeltätigkeit auslöste, mitgeteilt, daß die 
verkehr mit dem Ausland, die Nationalbank, amerikanischen Sachverständigen vor Gericht 
unter privatem Einfluß blieb und daher jeder vereidigt wurden, das Betriebs- und Geschäfts­
öffentlichen und staatlichen Überprüfung ent- geheimnis, das Bankgeheimnis zu wahren. 
zogen ist. Sie haben gerade damit die Ver- Aber was bedeutet diese Vereidigung von 
staatlichung der beiden Großbanken zu einer amerikanischen Sachverständigen 1 Absolut 
Farce herabgewürdigt. nichts! In Amerika besteht strengste Auskunfts-

Wie ist es nun zu der Untersuchung zuerst pflicht für alle Fragen, die mit der Verwendung 
bei der Creditanstalt und später bei der von staatlichen Krediten zu tun haben. Wer 
Länderbank gekommen? Amerikanische vom Staat Gelder bekommt, wer sie verwaltet 
Stellen haben die Gebarung der Creditanstalt oder aber Einblick - auch nur Einblick - in 
beanstandet, offenbar weil die amerikanischen die Verwaltung staatlicher Gelder hat, muß 
Aufträge von der Leitung dieser Bank nicht jederzeit, im Gegensatz zu uns, jede gewünschte 
immer pünktlich und ganz durchgeführt Auskunft erteilen. Nun gelten die Marshall­
wurden, oder aber auch, weil mit Hilfe der Kredite als amerikanische Staatskredite, und 
Creditanstalt Einzelpersonen oder Firmen einen daher mußten · sich alle Länder, die eine 
zu großen Anteil an den Marshall-Profiten Marshall-Hilfe in Anspruch nehmen, ver­
hatten, die die Amerikaner für sich selbst pflichten, amerikanischen. Kommissaren und 
vorbehalten hatten. Beauftragten der Marshallplan-Kommission 
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jederzeit die von ihnen geforderten Auskünfte 
zu erteilen oder Überprüfungen hinsichtlich der 
Verwendung der Marshall-Gelder vornehmen 
zu lassen. 

Es ist bekannt, daß die verschiedenen parla­
mentarischen' Ausschüsse in Amerika sehr 
gründliche und sehr weitgehende Auskünfte ü ber 
die Finanzgebarung mit Marshall-Mitteln ge­
fordert und auch bekommen haben. Im Falle 
der österreichischen Groß banken werden diese 
Ausschüsse sehr leichte Arbeit gehabt haben, 
denn sie beko�n alles Material über alle sie 
interessierenden' Fragen und Fälle von der 
Firma Arthur Andersen & Co. frei ins Haus 
geliefert�Denn der geleistete Eid zur Wahrung 
des Bank- und des Geschäftsgeheimnisses gilt 
nur für Österreich, für die österreichischen Ab­
geordneten, ja zum Teil selbst für die Mit­
glieder der österreichischen Regierung, nicht 
aber auch für die Amerikaner. 

Man kann sich des Eindrucks nicht er­
wehren, daß der Feuereifer, mit dem die Streiter 
der SP-Fraktion die' Bankenuntersuchung be­
trieben haben, nicht den Zweck verfolgt hat, 
der österreichischen Öffentlichkeit Klarheit 
über die Vorgänge bei den Banken zu ver­
schaffen - denn selbst der Herr Berichter­
statter hat zugegeben, daß die Geheimnisse 
von den Regierungsparteien bis zur letzten 
Konsequenz gewahrt worden sind -, sondern 
um den amerikanischen Wirtschaftsspitzeln 
einen noch gründlicheren Einblick in unsere 
Wirtschaft zu geben. 

Es ist eine unbestreitbare Tatsache, daß in 
den kapitalistischen Kreisen einer Reihe von 
europäischen Ländern der Widerstand gegen 
die amerikanische Bevormundung ständig im 
Wachsen begriffen ist. Ein Beispiel dafür' hat 
erst jüngst Dänemark mit dem Öltanker für 
die Sowjetunion geliefert, dessen Auslieferung 
die Amerikaner verbieten wollten. Offenbar 
beflirchten nun die Amerikaller, daß es ihnen 
in Österreich einmal ähnlich ergehen könnte. 
Deshalb haben sie sich rechtzeitig ein so um­
fangreiches Material über die ,gesamte Ge-

. schäftstätigkeit der beiden größten Banken in 
Österreich gesichert, um es diesen zu er­
schweren, irgendwelche Extratouren über jenen 
Wirtschaftsbereich hinaus zu machen, der 
ihnen von den Amerikanern' zugestanden und 
erlaubt worden ist. 

Es ergibt sich also, daß die Amerikaner 
unsere Nationalbank überhaupt und die an­
geblich verstaatlichten Großbanken mit Hilfe 
der Regierung und des Rechnungshofes kon­
trollieren. Diese Tatsachen werden durch den 
heutigen Leitartikel der "Arbeiter-Zeitung" 
bestätigt. Dort heißt es nämlich: ,.Wer hat 
denn die ,Bankenhetze' begonnen 1 Die Sozia­
listen, die Arbeiter-Zeitung 1· Keine Spur I Die 

amerikanische Marshalfplan-Verwaltung in 
Washington war es, deren Kontrollore heraus� 
gefunden hatten, daß bei einzelnen Marshallplan­
Lieferungen naoh· Österreich zu hohe Preise 
gezahlt worden waren, und die eine Unter­
suchung darüber verlangten. Daraufhin wurde 
ein parlamentarischer Untersuchungsausschuß 
eingesetzt" . 

Da haben wir es schwarz auf weiß gedruckt, 
daß die Amerikaner unsere Wirtschaft und 
unsere Banken mit Zustimmung der öster� 
reichischen Regierung kontrollieren. Durch 
die Tätigkeit der Firma Andersen & Co. haben 
die Amerikaner einen Einblick in die öster­
reichisohe Wirtsohaft erhalten, wie ihn weder 
die Regierung, noch ihre Steuerorgane, noch 
das österreichische· Parlament jemals besessen 
haben. 

Aus dem Ertrag der Arbeit unserer Arbeiter 
und Angestellten. unseres werIrtätigen Volkes, 
wurden die großen Reichtümer wieder ge­
schaffen, über die heute die beiden verstaat­
lichten Großbanken verfügen; denn im Jahre 
1945 waren ihre Kassen leer oder angefüllt 
mit den wertlosen Papieren der sogenannten 
Reichsschatzsoheine. Jetzt sind diese Banken 
wieder reich geworden. und die Amerikaner 
wollen sie nun offenbar an sich reißen. Das ist 
der ganze Sinn der amerikanischen Banken­
untersuchung. Die Untersuchungen sind die 
Vorbereitung zur Durchführung dieser Pläne, 
wie ich sie soeben kennzeichnete. Hat also 
die Marshallplan-Kontrolle den Amerikanern 
einen sehr tiefen Einblick in die Wirtschaft 
aller jener Unternehmungen gegeben, die in 
dieser oder jener Form Marshall-Hilfe erhalten 
haben, so haben die Amerikaner jetzt durch 
die Bankenkontrolle auch den Rest der öster­
reichischen Wirtschaft in ihren inländischen 
Verzweigungen und in ihren ausländischen Be­
ziehungen und Verbindungen, die in den letzten 
25 Jahren geschaffen wurden, kennengeIernt. 

Von keiner Seite, auch nicht von offizieller 
Seite, ist die Mitteilung dementiert worden. 
daß die Sachverständigen der amerikanischen 
Buchprüferfirma einen viel ausführlicheren 
Bericht als den: der österreichischen Regierung 
vorgelegten für. ihre amerikanischen Auftrag­
geber abgefaSt haben. Einen kleinen Teil der 
Ergebnisse dieser Schnüffelei hat die Regie­
rung erfahren, ein' noch kleinerer Teil, 
nichtssagende Fragmente wurden dem Parla­
ment in Form des 14 Seiten umfassenden 
Rechnungshofberichtes vorgelegt. Die Be­
gründung dafÜ1;' iSt, wie ich schon sagte, das 
Bankgeheimnis dürfe nicht angetastet werden. 
Niemandem soll es erlaubt sein, in die Banken 
und . in ihr Treiben, in das Treiben unserer 
Wirtschaft überhaupt, einen gründlicheren 
Einblick zu nehmen. Die Abgeordneten des 
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österreicbischen Parlaments sind
· 

also nicht 
genügend vertrauenswürdig, daß man ihnen 
das Bankgeheimnis anvertrauen oder ihnen 
wenigstens einen kleinen EinbHck gewähren 
könnte. Aber die amerikanischen Wirtschafts­
spitzelt die sind schon vertrauenswürdig, die 
dürfen Einblick nehmen, die dürfen sich über 
alles informieren, was dem österreichischen 
Parlament, der österreichischen Volksver­
tretung vorenthalten bleibt. Sie haben alles 
erfahren, was sie interessiert hat und was 
sie wissen wollten. 

. 

Der Zweck der ganzen Schnüffelei geht klar 
aus einem Artikel de.r "Tiroler Nachrichten", 
eines Organs der Österreichischen Volkspartei, 
hervor, der sicherlich aus Kreisen stammt, die 
über die Vorgänge in den Banken Bescheid 
wissen. In diesem Artikel, der am 16. Juni 
dieses J abres erschienen ist, wird festgestellt, 
daß die Banken 1945 vor dem Nichts standen, 
daß sie wobl bedeutende Mengen wertloser 
Papiere in ihren Schränken hatten, die ihnen 
glücklicherweise der Staat durch das soge­
nannte Währungsschutzgesetz abgenommen 
und ihnen dadurch die Mittel in die Hand ge­
geben hat, mit denen sie wirtschaften konnten 
und mit denen sie die heutigen großen Gewinne 
zu erzielen vermochten. 

Eine andere Tiroler Zeitung, die ebenfalls der 
ÖVP nabesteht, schrieb am 20. Juni einen 
Artikel zur Verstaatlichung der Banken, in 
dem es heißt: 

"Da nunmehr das Bankwesen sich wieder 
solide Grundlagen geschaffen hat," - mit den 
Geldern der Steuerträger und mit Hilfe staat­
licher Finanzmittel, wie man hinzufügen muß­
"also jenes Ziel erreicht ist, weshaJ.b man im 
Jahre 1945 die Form der Verstaatlichung 
wählte, entspricht es der Logik, daß die Re­
privatisierung der Banken zu einem aktuellen 
Thema wird. Dazu drängt auch der Umstand," 
- schreibt diese Zeitung weiter - "daß Öster­
reich in naher Zeit Kreditverbindungen mit 
dem Ausland suchen muß. Solche anzuknüpfen, 
wird reprivatisierten Instituten leichter fallen 
als verstaatlichten." 

Diese Zeitung hat die Katze aus dem Sack 
gelassen: Nachdem jetzt die Banken mit Hilfe 
der Steuergelder der Staatsbürger und mit 
den Profiten, die aus den verstaatlichten 
Konzernunternehmungen der beiden Banken 
auf Kosten der Arbeiter 'und Angestellten 
herausgeholt wurden, nicht nur wieder­
aufgebaut, sondern auch saniert. werden 
konnten und viel Geld anhäuften, sollen sie 
nun wieder dem Privatkapital 7<urückgegeben 
werden. 

Diese Forderung nach Reprivatisierung der 
Banken wird übrigens auch von einigen 
leitenden Mitgliedern in den Vorständen der 

Banken selbst erhoben, vor allem von ihren 
Generaldirektoren. Sie entspricht durchaus 
den Wünschen der Amerikaner, und zwar nicht 
irgendwelcher Amerikaner, sondern ameri­
kanischer Regierungsstellen. Diese Forde­
rungen stehen wieder in engem Zusammen­
hang mit den nicht dementierten Gerüchten, 
die besagen, daß für den Fall der Gewährung 
von Krediten durch amerikanisches Kapital 
diese in Form einer Beteiligung an den öster­
reichischen Groß banken und ihren Konzern­
unternehmungen gegeben wprden sollen und 
daß zu deren Sicherstellung amerikanische 
Kommissare 20ur Beaufsichtigung der Leitung 
der österreichischen Großbanken und ihrer 
Geschäfte eingebaut werden müssen. Die 
Durchführung der Reprivatisierung der Groß­
banken würde selbstverständlich diese Ab­
sichten, diese Pläne, sehr erleichtern. 

Wahrscheinlich sind dies auch die Gründe, 
warum der Bankensturm im Koalitionswasser­
glas ganz plötzlioh abgeebbt ist, daß die SPÖ 
vor der Partei der "Bankenschweinerei", wie 
sie 'Selbst ihren Koalitionsbruder, die ÖVP, 
nannte, de facto kapituliert hat. Ferner 
dürften zu diesem Umfall der SPÖ im'Kampfe 
gegen die· Bankenschweinerei auch die 
Drohungen des ehemaligen s020ialistischen 
Generaldirektors Landertshammer von der 
Länderbank beigetragen haben, die er in 
unmißverständlicher Weise bei seinem Vortrag 
vor dem Personal der Länderbank am 6. Juni 
dieses Jahres gegen. Vizekanzier Schärf, die 
Minister Helmer, Waldbrunner, Sagmeister 
und Staatssekretär Korp ausgesproohen hat, 
bei welchem Anlaß man wieder allerhand 
Geschichten über die Steyrermühl erfahren 
konnte. 

Wenn heute von der SPÖ der Versuch 
unternommen wird, sich als Kämpfer gegen die 
Korruption und die Bankenschweinerei und 
gegen die Partei. der Korruptionisten, mit der 
sie ja zusammen in einer Koalitionsregierung 
sitzt, aufzuspielen, so muß man auch dazu 
einiges sagen. Zunächst muß man feststellen, 
daß die SPÖ schon lange, bevor sie ihren 
Bankensturm begonnen hat, von den Banken­
schweinereien gewußt ha.ben muß. Die Vor­
stände und Aufsichtsräte der verstaatlichten 
Großbanken sind ebenso wie die Vorstände 
und Aufsichtsräte in den verstaatlichten Be­
trieben und Unternehmungen nach dem heiligen 
Proporz zusammengesetllit. 

Im Vorstand der Creditanstalt-Bankverein 
ist die ÖVP durch den Generaldirektor 
Dr .. Joham und durch Dr. Ressig, die SPÖ 
durch Dr. Schidl und Melmer vertreten, 
wobei Dr. Schidl der Stellvertreter von 
Generaldirektor Dr. J oham ist. Was immer 
der OVPler Dr. Joham machen mag, der 
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SPÖler Schidl mußte da von wissen, und wenn 
er es nicht wußte, dann hat er eben in seiner 
Funktion versagt! Im Aufsichtsrat der gleichen 
Bank werden die Interessen der SPÖ-Führung 
durch den derzeitigen Staatssekretär Andreas 
Korp, durch den Generaldirektor der Ternitzer 
Stahlwerke Dr. Grassinger und den Ing. Schopf 
wahrgenommen. 

Bei der Länderbank, der zweiten verstaat­
lichten Großbank, stellte die SPÖ-Führung 
bis zum Krach Bogar den Generaldirektor in 
der Person des Dr. Landertshammer, der 
allerdings inzwischen aus der SPÖ ausgetreten 
ist. (Abg. Marianne Pollak: Ausge8chlo88en 
wurde! - Abg. Neuw i r t h: Darüber kann 
man streiten! - Weitere Zwischenrufe.) Aus­
getreten ist! Das spielt ja keine Rolle - bitte 
machen Sie sich das mit dem Landertshammer 
aus! Ich werde mich darüber nicht streiten. 
Im Aufsichtsrat der Länderhank ist die SPÖ 
durch den Vorsitzenden-Stellvertreter Steinin­
ger und durch Ing. Witzmann vertreten. 

Nach § 99 des Aktiengesetzes sind Vorstand 
und Aufsichtsrat vollkommen gleichgestellt, 
und es besteht vom Gesetz aus hinsichtlich 
der Haftung dieser beiden Organe gar kein 
Unterschied. Nach demselben Gesetz, nach 
dem Aktiengesetz, ist der Aufsichtsrat be­
rechtigt, für den Fall, daß er irgendwelche 
Bedenken gegen eine Maßnahme des Vor­
standes hegt, in die Bücher und Korrespon­
denzen Einsicht zu nehmen • .md sie zu über� 
prüfen und für eine solche Oberprüfung even­
tuell auch Sachverständige heranzuziehen. 

Die SPÖ-Führung kann sich also nicht 
darauf berufen- und darauf ausreden, sie hätte 
von den Bankenschweinereien nichts gewußt, 
da sie ja doch sowohl in den Vorständen wie 
in den Aufsichtsräten ihre Vertrauensmänner 
hat. Sie hat diese ihre Vertrauensmänner auch 
in den einzelnen Abteilungen der Banken. Für 
alle in den Banken vorkommenden Schweine­
reien sind daher die dort eingesetzten SPÖ­
Mandatare genau so verantwortlich wie ihre 
Kollegen von der ÖVP. Um diese Tatsachen 
werdet ihr, meine Herren von der SPÖ, nicht 
herumkommen I 

Das abgekartete Spiel, das die beiden 
Regierungsparteien und ihr stiller Teilhaber im 
Rechnungshofausschuß, der VdU . . . (Heiter­
keit. - Abg. Dr. Pit terma nn: Sind die 
Flitterwochen von Kaprun schon vorüber?) Ja, 
ihr stiller Teilhaber im Rechnungshofausschuß, 
der VdU! (Rul: WievieI Prozent?) Wieviel 
Prozent das ausmacht, ist wieder eine An­
gelegenheit des Proporzes; darum müssen Sie 
sich mit den beiden Regierungsparteien streiten. 
(Anhaltende Zwischenrufe. - Der Prä8ident 
gibt das Glockenzeichen.) Das abgekartete Spiel, 
das die beiden Regierungsparteien und ihr 

stiller Teilhaber im Rechnungshofausschuß 
spielen, beweist nur neuerlich, daß der Fisch 
vom Kopf stinkt, daß die Figl und Schärf, 
die Kamitz, Waldbrunner und HeImer daran 
schuld tragen, daß in Österreich die "Krau­
länderei" blüht und die Korruption immer 
ärger wird. 

Beide Regierungsparteien sind über die Kor­
ruptionswirtschaft seit langem ständig auf dem 
laufenden gewesen. Sie waren auf das genaueste 
informiert und haben in all den Jahren wissent­
lich nichts dagegen unternommen. Beide 
Parteien sitzen in allen Positionen und haben 
dort die Posten und Pöstchen genau nach dem 
Proporz untereinander verteilt.' Es ist begreif­
lich, daß jetzt, da die gan1;en Schweinereien' 
nicht mehr vertuscht werden können, heide 
Regierungsparteien das Bestreben haben, bei 
der proportionellen Verteilung der Verant­
wortlichkeit möglichst wenig auf sich nehmen 
zu müssen. Aber mit dieseu Vei'tmUnen werden 
Sie, verehrte Herren von der Regierungs­
koalition, bei der Bevölkerung wenig Glück 
haben! 

Die Bevölkerung weiß es schon längst, daß 
in dieser wie in allen anderen Fragen, wo es 
um das Wohl und Wehe der Bewohner unseres 
Landes, um das Wohl und Wehe unserer 
Heimat geht, beide Regierungsparteien - die 
SPÖ genau so wie die ÖVP - die Verant­
wortung tragen und tragen werden müssen. 
Das gilt auch für die in unserem Lande 
herrschende und stets zunehmende Korruption 
und Bankenschweinerei, um bei dem Ausdruck 
zu bleiben, den Sie selbst geprägt -haben. 
(Abg. H a rtleb: Hört! Hört!) 

. 

Im Bericht des Rechnungshofausschuases 
werden drei Anträge gestellt. Der erste Antrag 
verlangt, daß der Nationalrat den Bericht des 
Rechnungshofes über die verstaatlichten 
Banken unter Berücksichtigung ihrer Stellung­
nahmen zur Kenntnis nimmt. Er stammt von 
den Mitgliedern der ÖVP und des VdU im 
RechnungshofauBSchuß. Der zweite Antrag, 
ein Minderheitsantrag von Dr. Pittermann 
und Genossen, der besagt, daß der Nationalrat 
den Bericht des Rechnungshofes über die 
verstaatlichten Banken zur Kenntnis 
nimmt, unterscheidet sich von dem gemein­
samen Antrag der ÖVP und des V dU nur 
insofern, als dabei die Stellungnahme der 
Banken zum Rechnungshof bericht . nicht be­
rücksichtigt worden ist. 

Wir lehnen sowohl den ersten Antrag, den 
gemeinsamen Antrag der ÖVP und des V dU, 
wie auch den zweiten, den Minderheitsan­
trag Dr. Pittermann und Genossen, ab und 
selbstverständlich auch den Bericht des 
Rechnungshofes und des Rechnungshofaus-
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schusses. Wir lehnen diese Anträge ab, weil für· die Leitung und Geschäftsführung der 
wir der Meinung sind, daß der Nationalrat Banken einräumen will. Obwohl wir der 
den Bericht des Rechnungshofes und den Auffassung sind, daß eine Erweiterung der 
Antrag auf Kenntnisnahme dieses Berichtes' Rechte des Finanzministers keine Garantie 
nur dann annehmen könnte, wenn dieser für eine saubere Geschäftsführung der Banken 
Bericht den Abgeordneten tatsä.chlich vor- ist, solange das gesamte Finanzwesen Öster­
gelegen wäre. Aber jeder von Ihnen weiß reichs unter amerikanischer Kontrolle steht, 
ganz genau, daß der Bericht des Rechnungs- werden wir dennoch, ohne uns irgendwelchen 
hofes über die Banken den Abgeordneten nicht Illusionen hinzugeben, für den Minderheits­
vorgelegt worden ist, nicht einmal in der Form, entschließungsantrag Dr. Pittermann und 
wie er der Regierung zur Kenntnis gebracht Genossen stimmen (A.bg., Hartleb: E;in neues 
worden ist. Dem Nationalrat wurde nur der Kaprun! Was sagen Sie jetzt, Herr Kollege 
kleinste Teil dessen, was die amerikanischen Pittermann ? - Heiterlceit beim KdU), weil er 
Wirtschaftsspitzel ausgeforscht haben, und wenigstens - das soll die Strafe für Ihr Hin­
nicht einmal alles das, was sie dem Rechnungs- und HerwackeIn sein - eine gewisse, . wenn 
hof selbst mitteilten, zur Kenntnis gebracht. auch sehr begrenzte Ministerverantwortlich­
Grund : weil man das Bankgeheimnis nicht keit in der Bankenfrage festlegen möchte. 
verletzen, nicht antasten soll. Die Herren (Lebhafte Zwischenrufe.) 
der Banken sollen weiter unkontrolliert die 
Bankenschweinerei, wie Sie selbst sagen, fort- Präsident Dr. Gorbach (der den V OTsitz 

setzen können. übernommen hat): Der vom Herrn Abg. Honner 
eingebrachte Antrag trägt nicht die in der 

Es geht aber nicht an, daß es für die Ab- Geschäftsordnung vorgesehenen Unterschriften. 
geordneten des österreichischen Nationalrates Ich bin daher verhalten, an das Hohe Haus 
ein Geheimnis bleiben soll, was die ameri- die Unterstützungsfrage zu stellen. Ich bitte 
kanischen Wirtschaftsspitzel wissen. Ein öster- jene Frauen und Herren, welche diesem Antrag 
reichischer Abgeordneter hat zumindest das ihre Unterstützung leihen, sich von den Sitzen 
Recht, von den Vorgängen in den Banken zu erheben. (Geschieht. - Abg. Hartleb: 
dasselbe zu erfahren wie ein aus Amerika her- Pittermann, was ist? _ Zwischenrufe und 
geschickter Spitzel. Wenn die Herren der Heiterkeit. _ Präsident Dr. Gorb ac h  gibt Mehrheit dieses Hauses oder der Koalition mehrmals das Glockenzeichen.) Der Antrag ist 
anderer Auffassung sind, dann können' Sie nicht genügend unterstützt und steht nicht 
ja die Gesetzgebung in Österreich gleich dem in meritorischer' Behandlung. amerikanischen Senat überlassen, der ja 
schließlich auch die Marshall-Gesetze be- Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
schlossen hat, nach denen heute die Koali- Abg. Dr. Stüber. Ich erteile ihm das Wort. 
tionsregierung wirtschaftet, ohne das Parlament (A.bg. E. Fischer: Ihr seid also dagegen 'I 
jemals gefragt zu haben. Die Regierungsparteien woUen nicht einmal 

wissen, worüber sie abstimmen werden! -
Daher wird der Linksblock sowohl gegen den Zwisohenrufe. _ Präsident Dr. G o rb ach gibt 

Antrag der Mehrheit im Rebhnungshofauschuß erneut das Glockenzeichen.) wie auch gegen den Minderheitsantrag der: 
Abg. Dr. Pittermann und Genossen stimmen. Abg. Dr. Stüber: Hohes Hausl Zum ersten-

Ich erlaube mir im Namen des Linksblocks mal hat der Rechnungshof die Gebarung von 
folgende E n t s c h ließung zu OOantragen: Banken, der verstaatlichten Groß banken ge-

Der Nationalrat wolle beschließen: prüft. Diese erste Bankengebarungsprüfung 
seitens des Rechnungshofes wirft eine Reihe 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, von Fragen grundsätzlicher Natur und all­
dem Nationalrat den Text des Rechnungs- gemeiner Bedeutung auf, die zuerst eine 
hof berichtes vollinhaltlich vorzulegen. Antwort erheischen, bevor man zu den eigent-
Ich ersuche den Herrn Präsidenten, im lichen Prüfungsergebnissen selbst Stellung be-

Hause die Unterstützungsfrage zu stellen. zieht. 

Was den dritten Antrag, den Minderheits- Die· erste solche Frage lautet: Was wird 
entschließungsantrag Dr. Pittermann, Weik- bei der Gebarung geprüft � Antwort darauf 
hart und Genossen betrifft, so ist dazu folgendes geben die §§ 11 Abs. 1, 1. Satz, und 12 Abs. 1, 
zu sagen: Es wundert uns, daß die SPÖ, letzter Satz, des Rechnungshofgesetzes : Die 
,die n09h vor wenigen Monaten gegen den 'Überprüfung erstreckt sich bei den wirt. 
Finanzminister . Dr. Kamitz in der Frage der schaftlichen Unternehmungen auf die Wirt­
Investitions- und Kreditpolitik eine sehr heftige schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit sowie auf 
Kampagne. geführt hat, plötzlich so großes die Einhaltung der bestehenden. Vorschriften. 
Vertrauen zu demselben Finanzminister 'ge- Es ist 'von der wissenschaftlichen Lehre 
wonnen hat, daß sie ihm solche Vollmachten allgemein anerkannt, daß es sich bei den be-
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stehenden Vorschriften um Gebarungsvor-' des Rechnungshofes ist daher bei den wirt­
schriften, also um die notwendige Ordnung schaftlichen Unternehmungen, an denen der 
für die Ausübung der Gebarung handelt, somit Staat beteiligt ist, eine durchaus andere als 
nicht um die Frage, ob andere Rechtsnormen bei den �nderen, bei der Staatsverwaltung 
eingehalten worden sind. Rein abstrakt ge- selbst. 
sprochen - und ich zitiere hier auch die Auf- Ich möchte hiezu noch bemerken, daß der 
fassung, die der VerfassungsdienstbeimBundes- Rechnungshof selbstverständlich die ziffern­
kanzleramt vertritt - iihlt demnach die mäßige Gebarung der' Banken nicht zu prüfen 
Prüfung der Einhaltung der devisenrechtlichen hat, da ja hiefür andere Organe hier sind, 
Vorschriften über den Rahmen der Eigen- jene Buchprüfungsorgane, die die Bilanzen 
tätigkeit der Banken hinaus nicht zu den Auf- prüfen, bevor sie veröffentlicht werden und 
gaben, die dem Rechnungshof durch die in �e Generalversammlung kommen. 
Bundesverfassu:qg übertragen worden sind. 
Gegenüber der Fassung, die Artikel 126 b Die zweite grundsätzliche Frage, die vorweg 
Abs. 5 des Bundes. Verfassungsgesetzes dem geklärt werden muß, lautet: Wann liegt eine 
Rechnungshof als Aufgabe gegeben hat, be- finanzielle Beteiligung vor � Die Bedeutung 
deutet die Umschreibung der Aufgaben in dieser Frage für den uns beschäftigenden 
den §§ 11 und 12 Rechnungshofgesetz eine Gegenstand ergibt sich beispielsweise gleich 
Einsohränkung, weil weder die Prüfung der daraus, daß ,der Bericht des Rechnungshofes 
ziffernmäßigen Richtigkeit noch die der Spar- folgende Beteiligungen der Creditanstalt-Bank. 
samkeit genannt ist. Dabei handelt es sich verein aufzählt: Im Inland 90 Unternehmungen 
um keine Gesetzeslücke, denn aus der Regie- mit mehr als 50 Prozent und 32 bis zu 50 Pro­
rungsvorlage 585 der Beilagen zu den steno. zent; im Ausland Kapitalsbeteiligungen mit 
graphischen Protokollen des Nationalrates, mehr als 50 Prozent bei 10 Unternehmungen 
Erläuternde Bemerkungen, Punkt 8 b, ergibt und bis zu 50 Prozent bei 6 Unternehmungen.· 
sich, daß diese Fassung durchaus beabsichtigt Dagegen nennt die Creditanstalt-Bankverein 
war. Und das hat einen sehr guten Grund. in ihrer schließlich doch eingeholten Gegen-

Der Grund liegt in der . Darstellung des' äußerung folgende direkte Beteiligungen an 
ökonomischen Prinzips, dem der Rechnungs- ,Industrie- und Handelsfirmen : Im · Inland 
hof mit allen seinen überprüfungen dienen 57 mit mehr als 50 Prozent und 17 mit bis 
Boll. Für die staatliche Verwaltung liegt das zu 50 Prozent; im Ausland 4 Gesellschaften 
Schwergewicht der ökonomischen Betraohtung mit mehr als 50 Prozent und 2 bis zu 50 Pro­
und.daher auch der überprüfung in der Spar. zent. Das ist eine bedeutende Diskrepanz. Im 

samkeit - so will es das Rechnungshofgesetz Rechnungshofausschuß ist nun hiezu von 
und so liegt es im öffentlichen Interesse. Bei sozialistischer Seite geäußert worden, daß es 
den wirtschaftlichen Unternehmungen dagegen, sich bei dieser Darstellung von Creqitanstalt­
und zwar auch dann, wenn der Staat an ihnen Bankverein sozusagen um einen bloßen Roß­
beteiligt· ist - denn für den Staat gelten die. täuschertrick der Bank handle, weil diese nur 
selben Wirtschaftsgesetze wie für die Privat. . die direkten Beteiligungen nenne, während 
wirtschaft oder sollten zumindest dieselben der Rechnungshof offenbar alle direkten und 
gelten -, liegt das Schwergewicht woanders. indirekten Beteiligungen aufzähle. Ein solcher 
Es liegt beim Nutzen einer Leistung. Wer Einwand geht aber andem eigentlichenProblem 

bewußt oder unbewußt vorbei. nun aber eine Leistung ausschließlich vom 
Gesichtspunkt der Sparsamkeit aus betrachtet, Der Begriff der Beteiligung' ist im öster­
muß notwendigerweise zu einem völlig anderen . reichischen Recht in einer Reihe von finanz­
Ergebnis kommen als der, der vom Nutzeffekt gesetzlichen Bestimmungen niedergelegt 
an sie herantritt. Diesen Unterschied deutlich worden. Ich zitiere §§ 6 und 9 Körperschaft­
zu maohen, ist offensichtlich der Zweck der steuergesetz u.nd Kapitalertragsteuergesetz. 
'\l"erschiedenen Formulierung der §§ 1 1  und 12 Unter Beteiligung ist demnach die Teilnahme 
Rechnungshofgesetz. am wirtschaftlichen Schicksal zu verstehen, 

Bei den wirtschaftlichen Unternehmungen also ein mehr oder minder dauerndes Ver­
ist die sparsame Verwendung von Mitteln halten mit mehr oder minder dauernder 
durchaus nicht immer wirtschaftlich, muß Ingerenz auf das Unternehmen. an dem ich 
nicht immer wirtschaftlich sein, während dies mich beteilige. Der Besitz von Anteilen und 
hei der Staatsverwaltung generell der Fall Aktien an einem solchen Unternehmen allein, 
sein sollte. Wirtschaftlich ist nur die Erzielung die jederzeit veräußert werden können, also 
des größten Nutzens bei vergleichsweise ge- keine betriebswichtige Bindung wirtschaftlicher 
ringstem Aufwand. Ein hoher Aufwand ist Natur zwischen verstaatliohter UnternehmUng 
demnach an sich durchaus noch immer vertrat. und dem dritten Unternehmen nach sich 
har, weIllL dadurch ein hoher Nutzen erzielt ziehen, ist keine Beteiligung, sondern einfach 
werden kann. Die konkrete Prüfungsaufgabe ein Umlauf vermögen. Der Unterschied 

96. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 70

www.parlament.gv.at



3762 96. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 17. Juli 1952 

zwischen bloßem Besitz und dauernder Be­
teiligqng liegt daher im Zweck, der mit dem 
Erwerb der Kapitalsanteile verfolgt wird. 
Wenn man dies etwa leugnen und gar 
behaupten wollte, daß schon jeder Eigenbesitz 
an ein paar Aktien eine Beteiligung wäre, 
dann käme man in der Praxis zu dem absurden 
Ergebnis, daß es kaum eine österreiohische 
Aktiengesellschaft gäbe, die nioht der Prüfung 
durch den Rechnungshof unterliegen würde, 
weil irgendein Bruchteil von Aktien sich zur 
Zeit der tTherprüfung einer verstaatliohten 
Bank schon durch deren Selbsteintritt in das 
Börsengeschäft immer in deren Besitz befinden 
würde. 

Da eine solche uferlose Ausweitung der 
BeteiligUng nichtS mehr mit der wirtschaft­
lichen Sicherheit der Bundesgebarung zu tun 
hat, bedarf der Ausdruck "finanzielle Beteili­
gung" , insoweit damit eine Überprüfung durch 
den Rechnungshof verbunden ist, schon aus 
Vemunftgründen der erwähnten Begrenzung. 

Die dritte, besonders heikle und im Ausschuß 
zu besonderen Erörterungen Anlaß gebende 
Frage lautet : Wie ist das Bankgeheimnis 
trotz der Überprüfung zu wahren � Im § 49 
Abs. 1 lit. b Kreditwesengesetz findet sich 
die Vorschrift, daß mit Gefängnis bestraft 
wird, wer als Angehöriger eines Kredit­
institutes die Verpflichtung zur Verschwiegen­
heit verletzt. Aus dieser Strafdrohung muß 
geschlossen werden, daß der Staat eine be­
stehende Pßicht zur Verschwiegenheit hin­
sichtlich der Vermögensangelegenheiten von 
Kommittenten bei den Kreditinstituten aner­
kennt und daß er sich rUcht selbst eigenmächtig 
über diese Pflicht, die er statuiert und mit 
Gefängnis bedroht, hinwegsetzen kann. Bei 
der Überprüfung durch den Rechnungshof 
dürfen also Mitteilungen über Vorgänge bei 
Kommittenten, die nicht im notwendigen 
Zusammenhang mit der Prüfung der. Gebarung 
der verstaatlichten Banken selbst stehen, nicht 
gemacht werden. 

Eine a.ndere Auffassung, die ein Bankge .. 
heimnis der Kontrollbefugnis des Rechnungs­
hofes gegenüber völlig preisgeben' wollte, würde 
in Theorie und Praxis zu verheerenden Kon­
sequenzen führen. Die Verabsolutierung des 
Kontrollrechtes des Rechnungshofes würde 
dazu führen, daß letztlich die .rechtsstaatliche 
Sicherheit an sich verlörenginge. Der Rech­
nungshof hat aber gerade so wie der Ver­
fassungsgerichtshof und der Verwaltungs­
gerichtshof als eines der drei obersten Organe, 
die zur Behütung unserer Verfassung bestellt 
sind, die Pßicht, die rechtsst��1iche Sicherheit 
nicht zu gefährden oder gär zu zerstören, 
sondern zu garantieren - der Rechnungshof in 
wirtschaftlicher, der Verfassungs- und der 
Verwaltungsgeriohtshof in juridischer Hin­
sicht. 

Nun hat diese rechtsstaatliche Sicherheit 
zwei Seiten. Manchmal beleuchtet man in 
der Gegenwart mehr oder minder nur die eine. 
DM ist aber falsch. Die zwei Seiten sind � die 
Sicherung der Gesellschaft gegen Übergriffe 
des einzelnen, aber auch die Wahrung der ein­
zelnen selbständigen Zelle im sozialen Organis­
mus des Staates gegen übergriffe der Gesell­
schaft. Soweit es der Rechnungshof also nicht 
mit der Staatswirtschaft des Bundes, sondern 
mit einzelnen Zellen selbständiger Rechts­
persönlichkeiten zu tun hat, ist er nicht nur 
berufen, das Recht der Kontrolle auszuüben, 
sondern auch verpflichtet, im Rahmen der 
Kontrolle deren wirtschaftliche Eigenpersön­
lichkeit zu wahren. Unmöglich kann es ein 
Ziel der Gebarungskontrolle des Bundes sein, 
die Ausübung einer mit dieser Eigenpersön­
lichkeit unvereinbaren Kontrolle dazu zu be­
nützen, letztlich . diese Eigenpersönlichkeit zu 
zerstören. Die Kontrolle ist nur die Form, mit 
der eine möglichst weitgehende Sicherheit der 
wirtschaftlichen Unternehmungen erzielt 
werden soll, und diese darf nicht ihrerseits der 
Kontrolle dort geopfert werden, wo das Kon­
trollieren zugleich das Ende jeder Gebarung 
bedeuten müßte. Über Tatsachen, deren Geheimhaltung im 

Interesse der Kommittenten gelegen ist, 
dürfen Auskünfte nur insoweit erteilt werden, Diese Feststellungen mußten zuerst der 

Betrachtung des Rechnungshofberichtes über als die Eigentätigkeit der Banken der Beur-
die Gebarungsprüfung verstaatlichter Banken, teilung unterliegt. Das ist zum Beispiel der soweit sie in der Zeit vom 8. Mij,rz 1951 bis Fall bei der Frage der Kreditgewährung, 

'übernahme von Haftungen usw. UBW. Die Ein. 10. April 1952 durchgeführt wurde, voraus-

sichtnahme in Konten darf nur dazu dienen, geschickt werden. 
Eigenverfügungen der Bank aufzuklären, sie Und nun zu den Einzelheiten. Der Rechnungs­
darf aber nicht dazu dienen, fremde Ver- hof spricht gleich auf der ersten Seite seines 
fügungen, bei denen die Bank gewissermaßen Berichtes von den Anteilsrechten an der Oredit­
nur als Bote, als Vollstreckungsorgan des Auf- anstalt, die in das Eigentumsrecht der Republik 
traggebers handelt, einer Prüfung zu unter- Österreich übergegangen sind, und stellt fest, 
ziehen. Diese sind grundsätzlich auch hin- daß hiefür eine angemessene Entschädigung 
sichtlich der Einhaltung der gesetzlichen Vor- zu leisten sein wird. Der Ansicht sind wir auch 
schriften der Uberprüfung durch den Rech-

I
. und halten es vor allem langsam für dringlich, 

nungshof entzogen. daß die Entschädigungen · für die verstaat· 
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lichten Unternehmungen geleistet werden. Er 
kommt nun aber zu einer merkwürdigen 
Schlußfolgerung, indem er sagt : "Bei der 
finanziellen Beurteilung des Institutes ist 
jedoch auf die Tatsache, daß eine solche Ent­
schädigung zu leisten sein wird, Rücksicht zu 
nehmen." 

Der unbefangene Leser stutzt. Also nicht 
der Verstaatlicher, der den Gewinn davon hat, 
sondern das verstaatlichte Objekt, das Unter­
nehmen selbst, soll nach der Auffassung des 
Rechnungshofes den Spaß bezahlen. Nicht der 
Erwerber, der Staat, sondern das Unterneh­
men soll die Entschädigung leisten. Wie stellen 
sich die Verfasser des Berichtes dies eigentlich 
vor � 

Zuerst einmal rein bilanztechnisch gesehen : 
Jede Bilanz hat bekanntlich, was niemandem 
ein Geheimnis sein dürfte, eine Aktiv- und eine 
Passivseite, und auf der Passivseite - etwa 
der verstaatlichten Bank - steht nun der 
Wert jener Aktien, die verstaatlicht worden 
sind, als ein Passivum. Und jetzt, glauben Sie, 
soll derselbe, gleiche Betrag noch einmal unter 
irgendeinem Titel - was weiß ich, als Ent­
schädigungsreserve, Leistungsfonds oder sonst 
etwas - noch einmal eingestellt werden � 
Jeder Bilanzbuchhalter, der einigermaßen sein 
Fach gelernt hat, weiß, daß dies von vorn­
herein absolut unmöglich ist. 

Aber die Sache hat nicht nur eine formelle 
bilanztechnische Bedeutung, die Sache trifft 
schon den Kern einer Gesinnung, die sich hier 
bei derartig aufgezäumten Verstaatlichungs­
operationen kundtut, etwas näher. Wenn das 
nämlich so gemacht würde, wie der Rechnungs­
hof anregt, dann würde genau das geschehen, 
was Sie, meine Damen und Herren, in dem von 
Ihnen beschlossenen und so zäh verteidigten 
Dritten Rückstellungsgesetz als so außer­
ordentlich verwerflich erklären. Es ist näm­
lich dort - ich muß zugeben, wirtschaftlich 
logisch - postuliert, daß der Erwerber eines 
Gutes in der NS-Zeit, wenn er den Kaufpreis 
für dieses Gut nicht selbst gehabt, sondern 
�rst nachher aus dem Vermögen herausge­
wirtschaftet hat, bei der Rückstellung nicht 
nur das Gut, das Vermögen selbst, sondern 
auch diesen Kaufpreis zurückstellen muß. Ich 
muß zugeben, daß dies in Fällen, in jenen 
Fällen vor allem, die ich hier im Auge habe, 
in denen die Rückstellungsgesetzgebung mate­
riell begründet ist - keineswegs immer ist 

. sie das -, wirtschaftlich logisch ist ; denn wenn 
wir einen solchen Fall nehmen, hat der Mann 
ja nichts gehabt, er hat um ein Nichts ein 
Objekt erworben, hat dann den Ertrag dieses 
Objektes längere Zeit gehortet und es damit 
scheinbar gekauft. In Wirklichkeit würde er, 
wenn er den Gewinn stehen gelassen oder übet 

Kapitalkonto für sich verrechnet hätte, auch 
diese Gewinnportion zurückgeben müssen. Es 
ist unmöglich, ihn deswegen davon zu libe­
rieren, weil das jetzt Kaufpreis heißt. 

Was Sie mit ingeniösem Weitblick als richtig 
erkannt haben und unter so schwere Sank­
tionen stellen, soll jetzt vom Väterchen Staat­
selber gemacht werden 1 Er enteignet al so und 
läßt die Enteigneten so lange warten, bis er 
sich aus dem Vermögen genügend herausge­
wirtschaftet hat, um dann um Gottes Lohn, 
wenn es überhaupt dazu kommt, eine Ent­
schädigung zu zahlen ! Wir sind in Überein­
stimmung mit sämtlichen billig und rechtlich 
denkenden Menschen dieses Landes, wenn wir 
die Unmöglichkeit eines solchen Vorganges, 
den der Rechnungshof hier in einem Satz zu 
empfehlen beliebt, feststellen. 

Ganz abgesehen davon müssen wir aber 
noch etwas sagen : Was diese Bemerkung über­
haupt im Kontrollbericht über die verstaat­
lichten Banken zu tun hat, frage ich mich. Das 
mindeste, was man hier dem Rechnungshof 
sagen kann (Abg. Hart leb: Uberflüssig !) , ist : 
Überflüssig ! 

Nun noch eine weitere notwendige Fest­
stellung zu den konkreten Vorbringungen. 
(Zwischenrufe bei der SP(j. - Gegenruf des Abg. 
Hartleb.) Der Rechnungshof behauptet es 
nicht geradezu, aber er läßt so die Meinung 
aufkommen , daß für Geschäftsfälle, die er 
beanstandet - wir wollen feststellen, wie der 
Berichterstatter eingangs schon erwähnt hat, 
daß von sechs Millionen Geschäftsfällen, die 
der Rechnungshof überprüft hat, ein knappes 
Dutzend beanstandet wurde -, ich sage noch 
einmal : der Rechnungshof behauptet es nicht 
geradezu, aber er läßt die Meinung aufkommen, 
als seien für diese Fälle die bösen General­
direktoren oder zumindest die Vorstände der 
Banken verantwortlich. Aber Länderbank ist 
nicht gleich Landertshammer und Credit­
anstalt ist nicht gleich Joham, sondern, wie 
hier heute schon festgestellt wurde, ·es gibt da 
nach den Statuten dieser Banken noch andere 
Organe. (Abg. Hartleb: Sehr richtig !) Da gibt 
es den Aufsichtsrat, und in dem Aufsichtsrat 
sitzen, wie ich Ihnen ja im Ausschuß mit den­
selben Worten schon gesagt habe, die beiden 
Koalitionsparteien mit gleicher Bestückung 
backbord und auf der anderen Seite zusammen. 
( Heiterkeit.) Und es liberiert die sozialistischen 
Verantwortlichen im Aufsichtsrat, die haftbar 
sind, wenn diese Geschäfte wirklich so scheuß­
lich sind, wie hier behauptet wird, keineswegs, 
daß ihre Partei vielleicht später aus partei­
politischen Gründen dies zum Anlaß dieser 
Kampagne gegen die Banken gemacht hat. 
Es liberiert sie nicht, sondern die Herren 
im Aufsichtsrat der Banken sollten Gott dafür 
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danken, daß der Rechnungshofbericht und die namens meiner Partei hier verantwortlicher 
Debatte darüber sauber und ohne Inanspruch- fühle als eine Regierungspartei seIhst. 
nahme ' einer .Haftung für sie aus�hen. Meine Damen und Herren von der Sozialisti-

Wir Unabhängigen haben nicht den gering­
sten Grund (Abg. Wei 1clart: Ja, ja !) , die 
Generaldirektoren der verstaatlichten Groß­
banken unter unsere 80 bescheitiJenen Fittiche 
zu nehmen. (Abg. Weikhart:  Kommt Zeit, 
kommt Rat !) Durch· keinen Krawallschani und 
seine Zwischenrufe werde ich mich hier beirren 
lassen ! Aber wir Unabhängigen stehen auf 
dem Standpunkt, daß man jedem Menschen 
in diesem Staat, solange ihm ein Verbrechen 
od,er Vergehen nicht bewiesen ist, das gl�iohe 
Gehör geben und das gleiche .Recht zuteil 
werden lassen muß, gleichgültig, ob er Hilfs­
arbeiter oder - Gott behüte - Bankdirektor 
ist. 

So weit sind wir denn doch nooh nicht, daß 
es . die jeweils von einer ,Partei ausgesuchte 
Gruppe der ihr �ßliebigen nicht mehr wagen 
dürfte, ihr Recht in. Anspruch zu nehmen; 
und daß es IÜemand mehr wagen 
dürfte, für dieses Recht einzutreten, ohne dann 
mit sehr dummen Bemerkungen und , Kari­
katuren als Bankemchützer bezeichnet zu 
werden. Nebenbei, Ihren Zeichner von der 
"Arbeiter-Zeitung" - Frau Ma.rianne Pollak 
ist leider nicht herinnen, ' daß sie dies an ihren 
Chefredakteur-Gatten weitergeben kann - bitte 
ich, bessere Einfälle zu haben als den, daß er 
die Banken als Saustall zeichnet und die ÖVP 
und den VdU mit Mistgabeln darstellt, denn 
die Arbeit mit der Mistgabel ist die des Aus­
mistens, und wir werden uns nach wie vor 
nicht behindern l�ssen auszumisten - unter 
einer Voraussetztirig : wenn ,Mist wirklioh vor­
handen ist. (Starker BeiJaU bei KdU und ()VP. � 
Lebhafte Zwischenrufe. - Präsident Dr. Gor­
ba c h gibt dd8 Glockenzeichen.) 

schen Partei ! Sie haben aus, der Bankenaffare 
partout ein Politikum gemacht. Sie brauchten 
einen politischen Erfolg, und zwar rasch, nach­
dem die Lex Starhemberg für Sie ein Rohr­
krepierer geworden ist (Heiterkeit), und darum 
haben Sie rasch die BankenafIäre aufgezogen. 
Sie brauchten eine Leiche auf Ihrem Wege zur 
Eroberung der Macht im Staate, eine politische 
Leiche, und Sie haben die Leiche auch erhalten, 
nur daß sie nicht so heißt, wie Sie es gerne 
wünschen würden, sondern diese Leiche ist der 
Verstaatlichungsgedanke.'  (Beifall beim 
KdU. - Abg. Weikhart: Sie wissen noch 
nichts vom "Gott Nimm" I-Abg. Dr. H. K raus: 
Aber ihr ! - Abg. Hartleb : Wir nicht, 
aber ihr t Ihr habt es schon versucht, allerdings 
erfolglos ! Die zwei Millionen sind nleht einfaoh 
zu haben gewesen, Herr Olah t - Abg. Olah: 
Hartleh wird käsgrün I - Heiterkeit.) 

Wenn schon nicht um die Leiche, 80 um den 
sterbenden Körper des Verstaatlichungsge­
danltens scharen sich nun die tief trauernden 
Hinterbliebenen der Sozialistischen Partei. Das 
ist das letzte Ergebnis, das Sie aus dieser 'Ge­
schichte haben werden, wie das meistens so geht, 
wenn man die sachlichen Gesichtspunkte ver­
nachlässigt und andere in qen Vordergrund 
rückt. (Abg. Reismann: Nur nicht prophe­
zeien !) 

Meine Damen und Herren ! Es ist gar 
keine Schande, auch für · einen Abgeordneten 
nicht, zu irren. Jeder Mensch kann irren 
(Abg. IJr. Pittermann: Das muß der Stüber 
wissen !), aber unmännlich ist es und unmutig 
und demagogisch, wenn man den' Irrtum 
eingesehen 'hat, im Irrtum weiter zu verharren. 
Und wenn Sie hier heute. in Ihrem Leitartikel 
Feststellungen schreiben, die in krassem Wider- ' 

In Wirklichkeit liegen aber leider die Dinge spruch zu den Festatellungen des Rechnung�­
so, daß bei den verstaatlichten Banken der hofausschusses selbst stehen, so · zeigen Sie 
Staat selbst ' weitgehend Einfluß genOlnmen hiemit nur, daß Sie ,dumm machen wollen 
hat und nimmt.' (Abg. Weikkart: Und nimmt! und nicht den Mut haben, offen zuzugeben : 
Wer nimmt ? )Wenn ich mich hier über diesen Hier habe ich mich geirrt ! (Abg. Dr. B.K raUB.: 
Punkt, meine Herren von der sozialistischen Von der "Arbeiter-Zeitung" ist aUlJh nichts 
Fraktion, bei dessen Bestreitung Sie im Aus- andere8 zu verlangen ! � Abg. Hartleb : Jetzt 
schuß eine so vernichtende Niederlage erlitten seid ihr paU !) Übrigens, Herr Dr. Pittermann, 
haben, daß selbst der nicht leicht in: Verlegen- Ihre '  Gesinnungsgenossen in aufgeschlossenen 
heit zu bringende Dr. Pitte�ann vorüber- Ländern, wie beispielsweise England, rücken 
gehend im Gesicht käsegrÜD geworden ist heute schon sehr von der outrierten hundert. 
(schallende Heiterkeit - Abg. Dr. Pittermann prozentigen Verstaatlichung ab, veröffentlichen 
zum Abg . Hartleh: Herr Lehrer ! Bringen Sie interessante Schriften darüber (Zwischenrufe), 
ihm die Farbe vom Käs hei l - erneute Heiter- daß die Verstaatlichung zur Zerschmetterung 
lceit), nicht weiter äußere, so nur aus dem Grund, und Vernichtung der menschlichen Freiheit 
weil mir der Schutz der österreichischen überhaupt führen würde, und Sie sind hier 
Wirtschaft und die Wahrnehmung des öster .. mehr oder minder nichts mehr als Rück­
reichischen Interesses

, 
in einer s� gefährdeten I ständler, die für diesen Gedanken, der in der 

Situation höher steht und weil ich mich Welt mehr und mehr abwirtsohaftet, noch 
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Rückzugsgefechte liefern. (Abg. Dr. H. Kraus : 
Die eigentlichen Reaktionäre !) 

Ich gebe gerne zu, daß die Verstaatlichung 
der Großbanken nach Kriegsende vielleicht 
notwendig war, daß es vielleicht damals kein 
anderes Mittel gegeben hat, um diese Institute 
flüssig zu machen und flüssig zu halten. Aber 
heute, im Jahre 1952, ist diese Verstaatlichung 
ein wirtschaftlicher · Unsinn, geht zu Lasten 
unserer österreichischen Wirtschaft, und das 
ist eines der wirklich erschütterndsten 
Ergebnisse der Einschau in diesen Bericht 
des Rechnungshofes. (Abg. Weikhart :  Das 
hat schon einer der Generaldirektoren gesagt !) 

Sie ziehen aber daraus nicht die Lehre, 
sondern Sie tun so, indem Sie einen Resolutions­
antrag als Minderheitsantrag im Ausschuß 
einbringen, als ob der Ausschuß und die 
Untersuchung im Ausschuß, bei der, wie der 
Herr Berichterstatter gesagt hat, alles ohne 
Rücksicht auf Personen und das Ansehen der 
Sache untersucht worden ist, noch einen 
Beweis für die Richtigkeit Ihrer Anschuldi­
gungen erbracht hätte, während gerade das 
Gegenteil der Fall war. Sie bringen also 
einen Antrag ein, in dem Sie eine noch ver­
sehärftere Forcierung der Verstaatlichung, 
eine verschärftere Überwachung und Beauf­
sichtigung der Banken durch die Ministerien 
usw. usw. verlangen. Sie haben nach all den 
bisherigen Beispielen, wohin das führt, wenn 
man ein Institut, das nach anderen Gesichts­
punkten arbeiten muß als im Tempo mini­
sterieller Erledigungen, das rascher und beweg­
licher sein muß, um die Konkurrenz mit 
anderen gleichartigen Unternehmungen im 
Ausland auszuhalten, noch immer nicht das 
Gefühl dafür, daß dies so ist, sondern Sie 
glauben, daß Sie dann, wenn Sie diese Unter­
suchung, diese Kontrolle, diese Bundesfinanz­
hoheit über die verstaatlichten Banken noch 
verschärfen können, wie Sie sagen, die Gefahr 
der zunehmenden Arbeitslosigkeit vermindern 
werden. 

Die Arbeitslosigkeit in Österreich zwingt 
Sie dazu, daß Sie diesen Resolutionsan­
trag stellen, "weil sonst durch die Banken­
mißwirtschaft, die Bankenschweinereien, 
geschäftliches Unheil angerichtet würde" ,  
Leute brotlos werden usw. Nein, meine 
Damen und Herren von der Sozialistischen 
Partei, dadurch nicht ! Diese Konsequenz 
könnte eintreten, wenn eine unverantwortliche 
Hetze gegen die - ich wiederhole das Wort, 
das ich schon bei der Generaldebatte gebraucht 
habe - neuralgischen Punkte unserer Wirt­
schaft weiter dazu führt, wohin sie bereits 
geführt hat, daß uns das gute Tabakgeschäft 
entgangen ist und daß wir vielleicht nicht 
e inmal mehr den Wollkredit bekommen werden, 

weil sich die Herren Ausländer denken : 
Ja, wenn ihr Österreicher selbst eure ver­
staatlichten Banken derartig heruntermacht, 
wenn ihr sie selbst diffamiert, wenn ihr sie selbst 
einem Feldzug der Beschmutz,ung durch 
Monate hindurch aussetzt, dann muß was 
dran sein, dann könnt ihr doch nicht verlangen, 
daß wir mit solchen Banken Geschäfte machen. 
Dann kann das eintreten, daß uns Geschäfts­
fälle entgehen, deren yerlust die Steigerung 
der Arbeitslosigkeit tatsächlich bedeutet. 

Aber nicht dadurch werden Sie das auf­
halten, daß Sie die Banken unter eine neue, 
noch größere Kontrolle stellen, als sie tat­
sächlich schon existiert, wo, wie wir gehört 
haben, eine Bank eigene dri.ngende wirtschaft­
liche Erwägungen zurückstellen muß,  um 
einem Ministerium gehorsam z.u sein und 
fremden Wünschen zu gehorchen. (Zwischen­
rufe.) 

Und nun kommt das Stichwort für diese 
fremden Wünsche : Wir kennen die gewissen 
ausländischen Bestrebungen, die darauf an­
gelegt sind, unsere Wirtschaft auszubaldowern 
und zu schädigen. Und wir werden uns nicht, 
um keinen Preis der Welt, zum Vorspann 
derartiger Dienste machen lassen. 

Herr Dr. Pittermann ! Sie haben in einer 
Replik auf den Herrn Abg. Raab das Wort 
von "Grimms Märchen" mit einer Bezugnahme 
auf einen leitenden Beamten der Creditanstalt 
sehr witzig, wie das Ihre Art ist, gebraucht. 
Ich aber möchte für einen wesentlichen 
Komplex dieses Ba'nkenberichtes eine andere 
Bezeichnung prägen : " Andersens Märchen" ! 
(Heiterkeit und Beifall beim KdU. - Abg. 
Dr. H. Krau s :  Sehr gut ! - Abg. Hartle b :  
Ausgezeichnet ! Pittermann ist geschlagen !  -
Weitere Zwischenrufe.) Die Andersen-Leute sind 
nicht derartig uneigennützige Kontrollore 
gewesen, daß mir ihre Feststellungen maß­
gebend sein könnten. Und zum Beweis dafür 
will ich Ihnen nur ein Beispiel nennen. 

Der Rechnungshofbericht hat beim Zucker­
geschäft "Fradowa" eine zu hohe Gewinnspanne 
für die Creditanstalt beanstandet, indem er 
erklärt, es war bei der Exportgenehmigung 
für das Geschäft ein Umrechnungskurs von 
US-Dollar 1 : 30 Schilling zugrunde gelegt. Das 
Geschäft kam aber zustande auf der Umrech­
nung : amerikanische Dollar 1 :  32·50 S. 

Aus dieser Tatsache, die der Reohnungshof 
beanstandet, schließt er bei der Creditanstalt 
auf einen unzulässigen Übergewinn. Nun, 
abgesehen davon, daß dieses Zuokergeschäft 
damals eine wirtschaftliche Notwendigkeit war 
und daß ein Minister Ihrer Partei, meine 
Herren Sozialisten, sehr froh war, daß dieses 
Zuckergesohäft so prompt funktionierte, habe 
ich sofort im Ausschuß vorgebracht, daß nach 
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me�nen Informationen auf der Exportbewilli- . Diskrepanz, diese erste Diskrepan'l , die Sie 
gung im Original es nicht hieß 1 :  30, sondern in Ihrem Bericht vermieden hätten, wenn Sie 
" ca. 1 :  30". Darauf hat mir der Herr die Banken rechtzeitig gehört hätten, wenn 
Sektionschef Dr. Seidl in seiner Antwort am Sie rechtzeitig die Gegenäußerung der Banken 
Schluß der Sitzung mitgeteilt, daß es im Bericht eingeholt hätten, damit der Inhalt der Gegen­
der Andersen-Leute l :  30 hieße, daß man sich äußerung im Rechnungshof bericht hätte ver­
auf den Bericht dieser Leute doch verlassen arbeitet werden können, und wenn Sie sich 
könne, und ob mir das genüge. Ich habe ihm nicht auf die Andersen-Leute gestützt hätten, 
geantwortet : Nein, das genügt mir nicht ! die hier zumindest sehr unvollständig die Wahr­
und habe auf den Originaltext · beziehungs- heit gesagt haben. 
weise die Abschrift dieses Textes bestanden. Aber es bleibt ja nicht bei diesem "zirka" 
Diese wurde uns gestern auch geliefert. Ich allein. Mein Vorredner hat bereits einiges 
habe sie ebenso · wie das andere Material, das über die Andersen-Leute gesagt, was, ganz 
uns der Rechnungshof gestern geliefert hat abgesehen davon, wer immer es sagt, in 
und über das noch zu reden sein wird, damit seiner Richtigkeit nicht bestritten werden 
auch nicht im entferntesten das Gerücht ent- kann. Nur, machen wir nicht den Fehler, 
stehen könnte, hier wurde etwas vertuscht aus der Tätigkeit dieses Büros, das, wie ich 
oder vermankelt, vervielfältigen und den weiß, gerne Untersuchungen führt, die in 
Mitgliedern des Rechnungshofausschusses zu- der politischen Nachbarschaft stehen, aus 
stellen lassen. der Tätigkeit dieser wenigen "Auch-Ameri-

Was lese ich nun also in dieser abschrift- kaner" - sie haben die amerikanische Staats­
lichen Exportgenehmigung, was lese ich hier bürgerschaft erst seit verhältnismäßig sehr 
zweimal � "Ca. 1 :  30"! Folglich haben die kurzer Zeit, sie sind so 1938er-Amerikaner 
Andersen-Leute, deren Aussage m�r der Herr - auf die amerikanische Regierungspolitik 
Sektionschef Seidl im Rechnungshofausschuß zu schließen. 

' 

gegeben hat und die behauptet haben, daß es Wir erkennen dankbar an, was uns der 
nicht "zirka", sondern nur I :  30 hieße, in Marshallplan gegeben hat ; wir lassen . uns 
diesem einen Fall gelogen, und meine Infor. nicht zu der Demagogie hinreißen, einen 
mation hat gestimmt. Feldzug gegen Amerika von unserer Seite 

Aber weiter : Was heißt "ca. 1 : 30" im her 74U unterstüt74en. Aber wir sagen : Wenn 
kaufmännischen Verkehr, nach kaufmä.nnischer im Marshallplan schon vorgesehen ist - und 
Usance ? Es heißt 10 Prozent ab oder unter, dieses Recht kann man letztlich dem Geld­
darauf oder darüber, und wenn daher innerhalb geber ja nicht nehmen -, daß die Marshall­
der 10 Prozent darüber - das wäre 33 - die plan-Geschä.fte in Österreich durch eigene 
Creditanstalt zu 32·50 verrechnet hat, dann Organe und Prüfer kontrolliert werden, so 
leuchtet mir nicht ein, worin hier eigentlich müssen wir, ob gut oder schlecht, gehorchen. 
die Sünde der Bank gelegen sein soll. Dann aber auch nicht mehr, dann ist ihnen 

Meine Damen und Herren ! Wir haben auch 
keine Einschau in weitere Geschäfte zu ge-
währen ! Aber die Andersen-Leute waren ja 

an der österx:eichischen Bankenpolitik und unersättlich. Sie haben ein Geschäft nach 
an verschiedenen Gebarungsmanipulationen dem anderen, das mit dem Marshallplan 
der Banken in Österreich etwas zu kritisieren . nichts mehr 74U tun hat, aus sehr durchsichtigen 
und auszusetzen. Wir sind nicht so, daß wir Gründen herauskriegen wollen. 
glauben, die Banken seien reine himmlische 
Konsistorien und es handle sich hier nur um Ich bedauere es, daß der damalige öster­
ein Konsortium von Engeln. Das wird man reichische Finanzminister nicht die Nacken­
bei Menschen kaum antreffen. Aber wir steife bewiesen hat, hier nein zu sagen, wie 
müssen feststellen, was stimmt und 'was dies beispielsweise die türkische Regierung 
nicht stimmt. Und hier hat das, was der in einer ähnlich gearteten Situation getan hat, 
Rechnungshof, sich stützend auf die Andersen- als die Amerikaner das Verlangen nach einer 
Leute, . behauptet hat, nicht gestimmt. Und ebenso weitgehenden Kontrolle stellten. Da 
wenn der Herr Dr. Pittermann tausendmal haben die Türken · gesagt : Meine Herren 
behauptet, daß eine ziffernmäßige Diskrepanz Amerikaner, euer Geld ist sehr notwendig 
74wischen dem Rechnungshofbericht und der für uns, und wir brauchen es ; aber die türkische 
Darstellung der Banken nicht besteht, und Ehre ist uns nicht einmal für Dollar feil ! 
wenn der Rechnungshof durch den Mund Ich hätte gewünscht, daß die österreichische 
des Herrn Sektionschefs Dr. Seidl immer Regierung den gleichen Standpunkt ein­
wieder behauptet, daß eine solche ziffern- genommen hätte. (Lebhafte Zustimmung beim 
mäßige Diskrepa'n� gar nicht da ist, so lege KdU.) 
ich den Finger auf dieses sehr entscheidende Aber wir brauchen nicht bis in die Türkei 
"zirka" und sage : Hier haben Sie die erste zu schweifen, wir können ruhig hier bei der 
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Simmeringer Waggonfabrik Pauker bleiben, 
der man auch ein solches frivoles Verlangen 
gestellt hat, bei der die Andersen-Leute 
auch ausbaldowern und nachspüren wollten, 
die aber abgelehnt hat und der es gelungen ist, 
daß sie nicht von den Andersen-Leuten aus­
spioniert wurde. 

Und hier gleich im Zusammenhang ein 
zweiter Fall, über den wir auch reden müssen. 
Das ist der Fall "Vereenigde Delfstoffen" . 
Hier hat sich die österreichische Bundes­
regierung, wie dem Rechnungshofbericht zu 
entnehmen ist, in einer Verbalnote bei der 
Königlich-Holländischen Regierung erkundigt, 
ob die Darstellung der Creditanstalt - im 
Bericht heißt es "der oben dargestellte Sach­
verhalt" - und die Erklärung des Leiters 
des Beheersinstituutes stimmt. Sie hat sich 
damit immerhin erkundigt, ob die Aussagen 
eines österreichischen verstaatlichten U nter­
nehmens stimmen. Die österreichische Re­
gierung fragt eine fremde Regierung, also 
den Ausländer, ob der eigene Staatsbürger, 
das eigene österreichische Unternehmen die 
Wahrheit sagt. Meine Damen und Herren ! 
Wenn Sie nicht empfinden, welche Veräußerung 
eigener Würde in einem solchen Vorgehen 
liegt, dann tut es mir leid ! Aber wir Un­
abhängigen empfinden das jedenfalls als eine 
Haltung der Regierung, die auf keinen Fall 
unsere Billigung haben kann. 

Hören Sie sich einmal an - ich habe das 
im Ausschuß zur Verlesung gebracht und 
finde es hoffentlich auch hier so rasch auf 
den ersten Griff -, was die Schweiz in anderen 
Fällen tut und welchen Standpunkt die 
Schweiz, die uns in wirtschaftlicher Hinsicht 
zweifellos in vielen Dingen ein Vorbild sein 
kann, sagt, wenn es sich zum Beispiel darum 
handelt - ich finde es wirklich nicht so 
rasch, aber ich habe es Ihnen ja schon im 
Ausschuß vorgelesen -, daß fremde Staaten 
bei Übertretung fremder Devisenvorschriften 
Untersuchungen und Aufklärung verlangen. 
Da sagt die Schwei24 das, was jedes Land von 
Ehre, Würde und Haltung 24uerst immer sagt : 
"Right or wrong, my country! ", und gibt 
den Herrschaften im Ausland, selbst wenn 
ausländische Devisenvorschriften übertreten 
sein könnten, nicht die gewünschte Auskunft. 
Ich wünschte mir in diesem Sinn wirklich, 
daß wir in Österreich eine Regierung hätten, 
die einen gleichen würdigen Standpunkt ein­
nimmt. (Abg. Weikhart :  Woher haben Sie 
Ihre Informationen ?) Sie wissen, daß ich 
Obmann des ' Rechnungshofsausschusses bin 
und daß ich Ihnen alles, was zu meinen 
Handen gegangen ist, sofort vorgelegt habe. 
r Abg. M ar k ..  Das hat man aber nicht immer 
sofort bemerkt I) Der Unterschied ist nur der, 
daß meine Informationen gestimmt haben 

und Ihre nicht ! (BeifaU beim KdU. 
Zwischenrufe und Heiterkeit bei de7· SPO.) 

Meine Herren ! Nun will ich Ihnen noch 
etwas sagen. (Weitere Zwischenrufe. - Abg. 
Olah : Erinnern Sie sich, was Ihnen schon 
hie,' gesagt worden ist ? Daß anständige Leute 
nicht mehr mit Ihnen verkehren, weil Sie ein 
notorischer Lügner sind ! - Präsident Dr. Gor­
bach gibt das Glockenzeichen. - Abg. Dr. 
H. Kraus : Unverschämt ! Ich verlange den 
Ordnungsruf ! - Lebhafte Zwischenrufe. -
Abg. Dr. H. Kraus :  Unverschämt ! Herr 
Präsident, wir verlangen den Ordnungsruf !) 
Ich habe es nicht gehört, daher bin ich ent­
hoben, Ihnen eine Antwort zu geben. (Ruf 
bei der SPÖ: Brauchen Sie gar nichtl) 

Der Herr Sektionschef Seidl hat im Aus­
schuß unter anderem den Fall des Devisen­
schIeichhandels der Banken in besonderen 
Aktenvermerken zur Kenntnis gebracht. Diese 
Aktenvermerke gingen uns auch gestern zu 
meinen Handen für den Rechnungshofaus­
schuß zu. Ich habe sie gleichfalls verviel­
fältigen und den Mitgliedern des Rechnungs� 
hofsausschusses zustellen lassen, übergetitelt : 
"Betr. : Devisen-Schleichhandel". 

Nun müssen Sie schon gestatten, daß dieser 
eine symptomatische Fall hier auch noch eine 
besondere Beleuchtung erfahrt. Worum han­
delt es sich da � Um eine neue aufsehen­
erregende Sache, um etwas, was untersucht 
werden muß � Da sind wir gleich dabei, es 
soll an uns nicht fehlen, schonungslos soll 
aufgeklärt werden ! Es handelt sich aber um 
eine höchst olle Klamotte, um etwas, was die 
"Welt am Montag" im Jahre 1949 am 13. Juni 
berichtet hat und was sofort, wenige Tage 
darauf, in der amtlichen "Wiener Zeitung" 
dementiert worden ist, indem damals dort 
festgestellt wurde - amtlich festgestellt ! -, 
daß Organe der Oesterreichischen Nationalbank 
sofort nach Erscheinen dieses Blattes eine 
Untersuchung vorgenommen haben, die keinen 
Anhaltspunkt für den Verdacht ungesetz­
licher Handlungen oder eines Devisenbestim­
mungen zuwiderlaufenden Verhaltens eines 
Funktionärs der Creditanstalt ergeben hat. 

Aber was war es wirklich, was der Rech­
nungshof jetzt, ich muß sagen, aus einem mir 
unerfindlichen Grunde zum Schluß der Debatte 
im Ausschuß noch deponierte 1 Es war die 
Photokopie eines Kontos, bei dem eine Geld­
überweisung in ausländischen Devisen von 
seiten einer verstaatlichten Bank an einen 
Ausländer vorgenommen worden ist, eine 
Photokopie mit abgedeckter Adresse, die aber 
vom Anzeiger als Beweis produziert wurde. 
Es mußte daher bei der Vorlage dieser Photo­
kopie der Eindruck erweckt werden, daß es 
sich hier um ein Geschäft handle, für das die 
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Bewilligung der Nationalbank notwendig sei, verstaatlicher , die alles verstaatlichen wollen 
und hier läge allerdings eine Devisenschiebung außer Ihre eigene Arbeiterbank, den .lehne� 
schlimmster Sorte vor. Aber dann hat man wir selbstverständlich ab. (Lebhafter Be�fall be", 
festgestellt, daß das nicht so ist, sondern .daß den Unabhängigen. -Zwischenrufe bei der SP(J.) 
es sich hier um eine Überweisung an emen Präsident Dr. Gorbach: Der Herr Abg. Olah Devisenausländer handelt, bei dem die Über- hat den Redner Dr. Stüber einen "notorischen weisung seiner Devisenguthaben, die er ja Lügner" genannt. Die Vertreter des VdU frei eingebracht hat, von Österreich ins Aus- haben bei mir das Verla.ngen auf Erteilung des land nicht der Bewilligung der Nationalbank Ordnungsrufes gestellt. Ich erachte diesen bedarf. Ausdruck als beleidigend und unparlamenta-

Wenn Sie daher heute stur Wie Böcke in risch und spreche dem Herrn Abg. Olah meine 
Ihrer "Arbeiter-Zeitung" nochmals auf diesen Mißbilligung durch den Ruf zur Ordnung aus. Fall zurückkommen und so tun, als wäre 
etwas dran so muß ich hier der Gerechtigkeit Zum Wort hat sich der Herr Abg. Dr. Her bert , 

fi t 11 Kraus gemeldet. Ich erteile es ihm . . (Abg. zuliebe in diesem Hohen Hause es ste en : 
Wei Tehart: Der nächste Ex-oUo- Verte�d�ger !) Es ist sehr traurig, sehr traurig für Sie von der 

Koalition, daß ein Oppositionsabgeordneter Abg. Dr. Herbert Kraus :  Hohes Haus ! kommen muß, um diese Feststellung zu Meine Damen und Herren ! Mein Fraktions­
machen daß kein Wort von dem, was Sie als kollege Dr. Stüber hat nun ausführlich von den 
Regieru�gspartei in Ihrer Zeitung schreiben, Nachteilen gesprochen, die der Bankenbericht wahr ist. (Abg. Olah:  Notorischer Lügner ! - in der österreichischen Wirtschaft und bezüg­
Abg. N euwirth:  Ihr seit/. notori8che Lügner ! - lieh der Rechtssicherheit hervorgerufen hat. 
Abg. Hartleb : Sie schämen sich nicht einmal, Er sprach von der Beunruhigung des Finanz­
Sie Teriechen nicht unter die Bank, wenn Ihnen lebens von der Vernichtung sehr guter 
das alles vorgeworfen wird ! - Gegenrufe bei ordnu�gsmäßiger Geschäftsmöglichkeiten im 
der SP(J. - Abg Hartleb :  Jedes Schamgefühl Ausland und von dunklen parteipolitischen 
ist Ihnen verlorengegangen ! - Anhaltende ,Absichten. Ich will nun von etwas anderem 
Zwischenrufe.) sprechen, nämlich von den Vorteilen des 

Hohes Haus ! Wenn es nach unseren Wün- Bankenberichtes beziehungsweise der Banken­
sehen gegangen wäre, denen wir gleich · im kampagne, die . aus durchsichtigen partei­
ersten Augenblick Ausdruck gegeben haben, politischen Gründen hervorgerufen wurde. 
als wir davon erfuhren, wenn die Gegen- Ich muß gestehen, daß wir der Sozialistischen 
äußerung der Banken noch vom Rechnungshof Partei außerordentlich dankbar dafür sind, 
eingeholt worden wäre, dann hät�en � eine!1 daß sie diese Kampagne gestartet hat, denn sie 
Bericht vor uns, in dem diese der ÖffentlIchkeIt hat verschiedenes Material, das wir für die 
überflüssigerweise zur Kenntnis gekommene nächstjährige Wahlpropaganda gut brauchen 
Diskrepanz gar ni�ht enthalten wäre, und wir können, an das Tageslicht gebracht. (Abg. könnten dann diesen Bericht des Rechnungs- MarTe :  Ob das für Sie ausreicht, wissen wir 
hofes, so wie wir es im Reohnungshofausschu.ß noch nicht ! _ Abg. Dr. Pittermann :  Sie bisher immer gepflogen haben, · zur Kenntn�s sind doch für Neuwahlen ! Warum nicht sofort ?) nehmen. Es ist nicht unsere Schuld, daß bIS . Aber Sie stimmen leider nicht mit uns; wenn zur letzten Minute versucht worden ist, die Sie wollen, können wir noch heute Neuwahlen .. Banken von einer Gegenäußerung abzuhalten. beschließen ! 

Da dem nun aber so ist, stehen wir auf dem Aber damit Sie mich nicht falsch verstehen : Standpunkt, daß nun der Bericht des Rech- loh habe das ganze Material, das bei dieser nungshofes und die Gegenäußerung der Bankena:tIare ans Tageslicht gekommen ist, Banken einen Komplex darstellen, .. der .. ur- unserem Propagandareferenten übergeben. Er 
sprünglich überhaupt zusammengehort �atte hat alles durchgesehen, und ich muß gestehen, und der nicht durch unsere Schuld zerrIssen daß er von diesen of fiziellen Berichten gar 

. worden ist (Abg. Dr. Pitterman n : ·  Ihr habt nicht sehr begeistert gewesen ist und nUr 1(1, dafür gestimmt !), aber der zusammen erklärt hat : Sehr berühmt ist das nicht ; behandelt und beurteilt werden muß. U�d das sehen Sie schon bei der "Arbeiter-Zeitung", das entspricht dem Antrag Ra�b, �er dahm deren Propaganda auf vollen Touren läuft, lautet, daß man - selbstverstandhch unter aber trotzdem keinen Eindruck macht. Sehr Wahrung des Gesichtspunktes "audiatur et viel ist daraus weder gegen die rote noch altera pars", der in �iesem �ause n�e ver- gegen die schwarze Bank herauszuholen ; nachlässigt werden moge, wemgstens 10 Zu- denn wenn sich von den vielen hunderttausend kunft nicht - beides zusammen akzeptiert. Geschäften, die in den letzten Jahren abge-
Den Resolutionsantrag der Abg. Pittermann wickelt wurden, zehn oder zwanzig

. 
als pro­

und Genossen aber, den Antrag jener Nur- blematisch erwiesen haben und dabei beruck-
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sichtigt wird, daß fast bei jeder Privatfirma 
verschiedene Geschäfte innerhalb des ganzen 
Gestrüpps von Devisenvorschriften und son­
stigen Behinderungen diesen Vorschriften nicht 
immer ganz entsprechen und daher solche 
Fälle schon an der Tagesordnung sind, so ist 
es klar, daß daraus für die Propaganda nicht 
sehr viel zu holen ist. 

Aber ein ganz anderes (iesicht machte er -
und das ist es, wofür wir Ihnen so dankbar 
sind -, als da plötzlich einer von den Einge­
weihten zu plaudern begann und Dinge ans 
Tageslicht brachte, von denen die Oppositions­
parteien sonst nie etwas erfahren. Ich meine 
hier die Eröffnungen des Herrn General­
direktors Dr. Landertshammer. Ich meine das, 
was der Zwischenruf des Herrn Olah bedeutet 
hat, daß Sie wohl etwas wissen vom "Gott 
Nimm". 

Sie wollten mit den Angriffen gegen 
Dr. Landertshammer Korruptionsaffären aufs 
Tapet bringen oder. besser gesagt, künstlich 
konstruieren, weil Sie damit einen partei­
politischen Zweck verbunden haben, aber die 
einzige wirkliche Korruptionsaffäre, die Sie 
damit ans Tageslicht gebracht haben, ist die 
des ehemaligen Ministers Sagmeister , eine 
wirklich zum Himmel stinkende Korruption 
Ihrer eigenen Partei - und dafür sind wir 
Ihnen so dankbar. 

Sie · wollten mit der Bankenkampagne 
Dr. Landertshammer wegen bestimmter an­
geblich korrupter Geschäfte treffen. Sie 
meinten, daß er bei einigen Geschäften, über 
die noch gesondert zu reden sein wird, der 
Versuchung zur Korruption erlegen sei. Das 
ist übrigens noch sehr fraglich, und es scheint 
Ihnen trotz aller Propagandabemühungen nicht 
geglück� zu sein, den Beweis dafür zu erbringen. 
Aber eines steht fest : Der einzigen wirklichen 
Korruptionsversuchung, und zwar einer ganz 
ungeheuerlichen, weil rein politischen Korrup­
tionsversuchung, hat er widerstanden ! Ich 
muß offen gestehen, das war sicher sehr schwer, 
und wie immer er auch politisch eingestellt 
sein mag, ich kann ihm meine Anerkennung 
für seinen Mut nicht versagen. Ich weiß, 
wie es ist, wenn sich der . geballte Haß und 
die gewaltige Macht einer so starken und 
vorherrschenden Koalitionspartei gegen einen 
einzigen Mann richten. (Abg. Weikhart :  
Anerkennung aus Dankbarkeit !) 

Ich habe in den letzten Wochen sehr häufig 
in der "Arbeiter-Zeitung" den Ausdruck 
"Johamiter" gelesen. (Abg. W idmayer:  Sie 
sind auch einer !) Ich erinnere mich da an 
einen Ritterorden - den haben Sie wahr­
scheinlich gemeint -, aber ich habe das 
Gefüh] , daß es neben diesem Ritterorden 
mit vorwiegend schwarzem Talar auch einen 

anderen Ritterorden gibt, der bisher den Ein­
druck erweckt hat, daß sein Talar blendend 
weiß sei und lediglich, wie es bei den Maltesern 
der Fall ist, ein rotes Kreuz aufweist. Das 
ist der Orden der "Landertshammer-Ritter". 
(Heiterkeit beim KdU.) Ich habe ursprünglich 
gemeint, das Wort komme von dem tugend­
haften Samariter, aber ich mußte feststellen, 
daß jene, die da gegen Landertshammer auf­
getreten sind, nicht solche Ritter, sondern 
Strauchritter sind. (Erneute Heiterkeit.) 

Nun, ich möchte einiges über diese Sache 
dem Hohen Hause vortragen, da es unbedingt 
notwendig ist, daß eine solche Angelegenheit 
hier von der Volksvertretung behandelt wird. 
(Abg. Dr. Pitte rman n :  Nein, vom Gericht, 
Herr Doktor ! - Abg. Hartleb : Auch das !) 
Darauf komme ich noch zu sprechen. (Abg. 
M ar k: Das wird schon behandelt werden !) 

Der Sozialistische Verlag hat unmittelbar 
nach dem Kriege 40 Prozent des Aktien­
kapitals der Steyrermühl erworben. Es war 
eine veraltete Fabrik mit sehr veralteten 
Maschinen. Infolgedessen hat man die Aktien 
sehr billig erwerben können. Es hat sich als 
notwendig herausgestellt, daß da ein Aktionär 
eintrat - das war die Meinung der anderen 
Aktionäre -, der weitere Zuwendungen ent­
weder in der Form von Kapitalerhöhungen 
oder von Krediten in Aussicht stellen konnte, 
da sehr viel Geld notwendig war, um diesen 
Betrieb in die Höhe zu bringen. 

Ich habe mir nun nach den Börsenotizen 
errechnet, wieviel dieser Kauf ungefähr ge­
kostet haben kann. Nach meinen Berech­
nungen sind 7 ·4 Millionen Schilling heraus­
gekommen. Es mag etwas mehr, es mag etwas 
weniger sein. (Abg. Dr. Pittermann: "Zirka" ?) 
Zirka 7·4 Millionen Schilling. (Abg. Hartleb :  
$ie erzählen es uns ja nicht ; das ist das Ent­
scheidende !) Zuerst erhebt sich die Frage, 
meine Herren Kollegen von der Soziali­
stischen Fraktion : Woher stammt eigentlich 
dieses Geld Ihres Verlage8.� Woher kamen 
die 7·4 Millionen Schilling 80 schnell nach der 
Beendigung des Krieges, wo doch nach der 
damals geltenden Steuergesetzgebung eine 
Kapitalbildung gar nicht möglich gewesen 
ist 1 Sie wissen wie jeder, der im Geschäfts­
leben versiert ist, daß damals flüssiges Kapital 
nur jene hatten, die entweder wegen Schleich­
geschäften oder aus anderen Gründen keine 
Steuer bezahlt haben - keine solche jede 
Kapitalbildung ausschließende Steuer gezahlt 
haben, wie sie vor allem die Sozialistische 
Partei immer verlangt, damit die private 
Wirtschaft zugrunde geht. Ich bin davon 
überzeugt, daß die Mehrheit dieses Hauses 
- ich meine nicht den Herrn Koplenig und 
nicht den Professor Pfeifer, sondern die be-
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kannte Mehrheit dieses Hauses - genau I hat ! (Abg. Dr. Re imann: Vielleicht will 
davon unterrichtet ist, woher dieses Geld er die 8chuldigen Steuern damit bezahlen ! -
stammt, mit dem die 40 Prozent der Aktien 
erworben sind. 

Ich will keine Behauptung aufstellen, aber 
ich richte die Frage an Sie : Haben Sie im 
"Vorwärts" -Verlag Steuern bezahlt oder haben 
Sie keine Steuern bezahlt ? Oder wurden diese 
Steuern refundiert, Herr Dr. Pittermann 1 
Wir verlangen Antwort auf diese Frage ! 
Die Antwort, die wir vom Herrn Finanz­
minister bekommen haben, war keineswegs 
befriedigend . Der einzige Vorwurf, den 
wir dem Herrn Finanzminister Kamitz machen 
wollen, ist der, daß er sich noch zuwenig 
darum gekümmert hat, was unter seinen 
verschiedenen Vorgängern vor sich gegangen 
ist. 

Ich weiß nicht, ob der Rechnungshof 
bereit ist, bei der überprüfung des Finanz­
ministeriums auf das Steuergeheimnis zu ver­
zichten und uns Antwort auf diese Frage zu 
geben, aber ich fordere Sie von der soziali­
stischen Fraktion auf - da Sie doch selber 
genügend Interesse dar an haben, all das, 
was die eingeweihten Kreise schon lange 
sprechen, zu widerlegen -, daß Sie uns sagen, 
ob Sie Steuern bezahlt haben oder nicht ! Man 
weiß ja, daß damals in der ersten Zeit, als 
nur Privilegierte - und zu denen gehörten 
die von den Alliierten genehmigten Parteien 
(Abg. Hartleb :  Warum 80 still, meine 
Herren ?) - Zeitungen herausgeben konnten, 
ungeheuer große Auflagen zu erzielen gewesen 
sind. Das Geld spielte auch in der Tasche des 
kleinen Mannes eine geringere Rolle, weil 
man sich ja. nur wenig außer Zeitungen kaufen 
konnte, und infolgedessen sind so große 
Gewinne in so kurzer Zeit entstanden ; aber 
sie wären niemals möglich gewesen, wenn 
man die damals geltenden Steuern bezahlt 
hätte. Wir verlangen darüber Aufklärung. 

Aber nun zurück zur Steyrermühl. Bei den 
Verhandlungen, die dem Eintritt der Soziali­
stischen Partei oder des Sozialistischen Ver­
lages vorausgegangen waren, ist vereinbart 
worden, daß von seiten dieses Aktionärs 
ungefähr 23 Mi1lionen Schilling in der Form 
von Krediten oder einer bald durchzuführen­
den, das heißt in Aussicht genommenen 
Kapitalerhöhung der Steyrermühl zur Ver­
fügung gestellt werden sollen. Ein solcher 
Betrag ergab sich nach den damaligen Kosten 
für Maschinen als unbedingt notwendig. 

Ich stelle fest - alles andere vorweg­
nehmend -, daß dieser Aktionär, der Soziali­
stische Verlag, nicht nur keinen einzigen 
Schilling zusätzlich gezahlt hat, sondern - ich 
werde das im einzelnen noch ausführen -
nur gefordert, gemolken und herausgeholt 

Heiterkeit beim KdU.) Ich möchte wissen, 
wann sie fällig werden. 

Damals war außerdem in Aussicht genommen 
worden, daß der Sozialistische Verlag allmäh­
lich eine Mehrheit der Aktien erwerben soll. 
Im Hinblick darauf wurde mit den anderen 
Aktionären - es waren vornehmlich Banken -
vereinbart, daß schon jetzt, obwohl dieser 
Aktionär nur 40 Prozent des Aktienkapitals 
hatte, der Vorsitzende des Aufsichtsrates ein 
Vertreter der künftigen Majoritätsgruppe 
werden soll. 

Das war zunächst der ehemalige Staats­
sekretär J uHus Deutsch. Dieser Aufsichtsrats­
vorsitzende, der - nach all dem, was ich bei 
meinen Ermittlungen feststellen konnte - ein 
Herz und ein Gefühl für diesen Betrieb hatte, 
hat damals einen Beschluß herbeigeführt, 
daß eine ERP-Hilfe in Anspruch genommen 
wird. Man hat dann mit den ERP-Mitteln 
zunächst eine große Papiermaschine, Type 
" Gigant" , angeschafft. Sie hat ungefähr 
25 Millionen Schilling gekostet. Nun hat es 
sich als notwendig erwiesen, auch die ganzen 
Zubehöranlagen, wie die Kraftstation, das 
Kesselhaus, die weiterverarbeitenden Papier­
schneidemaschinen 'usw., auf den Stand dieser 
neuen, viel, viel leistungsfähigeren Papier­
maschine zu bringen. Der Generaldirektor 
der Steyrermühl Bundsmann stellte fest, daß 
dafür ein Betrag von 27·5 Millionen Schilling 
notwendig sei. 

Unter dem Vorsitz von Julius Deutsch wurde 
also dann noch im Aufsichtsrat der Grundsatz­
beschluß gefaßt, daß diese 27·5 Millionen 
Schilling aus ERP-Mitteln, die bereits bereit­
gestellt waren, sukzessive verwendet werden 
sollen, um die zusätzlichen Anlagen anzu­
schaffen. Allerdings legte der Aufsichtsrat 
damals fest, daß für jede einzelne dieser 
Aufwendungen die gesonderte Zustimmung 
des Aufsichtsrates einzuholen sei. Und nun 
kam die große Geschichte. Unversehens - bei 
einer Aufsichtsratssitzung - verlangte der 
Vertreter des Sozialistischen Verlages, Direktor 
Cischek, der inzwischen verstorben ist, daß 
zunächst einige nicht genannte Angelegen­
heiten zwischen Vorstand und Aufsichtsrat 
geklärt werden müssen, und er erklärte, daß 
vorher der Aufsichtsrat nicht in der Lage 
sei, seine Zustimmung für die Verwendung 
der bereits bereitgestellten ERP-Kredite zu 
geben. 

Was waren diese nicht genannten Angelegen­
heiten ? Sie wissen es alle aus der Zeitung. 
Der Sozialistische Verlag verlangte von diesem 
Unternehmen Steyrermühl 2 Millionen Schil­
ling. Nachträglich wurde gesagt, man wolle 
einen Preisbonus haben. Ein Preis bonus ist 
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an sich ein Unding in dieser Situation. Da die Ich mache darauf aufmerksam : Die Verluste, 
sozialistische Steyrermühl so wie alle anderen welche die Steyrermühl - nach einem Brief 
Papierfabriken erklärt haben, daß der offizielle des Generaldirektors Bundsmann an den ehe­
OPA-Preis, ZU dem der Sozialistische Verlag maligen Minister Sagmeister - dadurch er­
das Papier bezog, ja ohnedies unter den litten hat, betragen allein nur dadurch, daß 
Selbstkosten der Fabrik liege, ist also die diese Verzögerung eingetreten ist und in­
Zumutung eines zusätzlichen Preisbonus sinn- zwischen die Maschinenpreise auf dem Welt­
widrig, beziehungsweise bedeutet ein solcher markte gestiegen sind, 12 Millionen Schilling. 
ein glattes Geschenk. Da war es General- Außerdem hat der Sozialistische Verlag 
direktor Landertshammer und ebenso der ungeheure Vorteile dadurch gehabt, daß er 
Generaldirektor der S;teyrermühl Bundsmann, über das ÖP A-Kontingent hinaus ständig zum 
die dagegen Einspruch erhoben und gesagt Stopppreis Papier bekommen hat. Sie wissen, 
haben : Für diese Machinationen geben wir es war damals ein Unterschied von 5000 S 
niemals unsere Namen her ! Es kam eine zwischen dem ÖPA-Preis und dem Preis, den 
Aufsichtsratssitzung nach der anderen, wo man im Export erzielen konnte. Statt 2000 
Landcrtshammer und Bundsmann gefordert konnte man etwa 7000 S erzielen, also bedeutete 
haben, daß die Bewilligung für die Verwendung jede Tonne Papier, die für den Sozialistischen 
der noch bereitliegenden ERP-Kredite gegeben Verlag geliefert wurde, einen Verlust, das 
werde. Und immer wieder ist man der Ent- heißt einen sogenannten Gewinnentgang für 
scheidung ausgewichen. die Firma Steyrermühl in Höhe von 5000 S . 
. Es kam dann zu einer Sitzung, bei der der (Abg. Hartle b :  Was habt ihr denn mit dem 

Betriebsratsobmann, der hier anwesende Papier gemacht ?) Der Generaldirektor Bunds­
Nationalrat Wolf, die Aufsichtsratsmit.glieder mann beziffert diesen Gewinnentgang auf 
.zu einer Betriebsbesichtigung einlud. Und nun volle 7 Millionen Schilling. Nun möchte ich 
kommt eine sehr wichtige Sache. Im Kessel- aber vor allem fragen : Was ist denn mit dem 
haus der Steyrcrmühl Papierfabrik hielt er Papier geschehen 1 Nach meinen Kenntnissen 
nun einen kurzen Vortrag und sagte : "Meine aus dem Verlegerverband hat das Kontingent, 
Herren Aufsichtsratsmitglieder ! Überzeugen das den Zeitungen zugewiesen wurde und 
Sie sich selbst davon, welch unmöglicher insbesondere den Zeitungen einer so mächtigen 
Zustand hier herrscht. Das Kesselhaus ist Regierungspartei, vollauf genügt, um der Auf­
schadhaft, und durch das Ausströmen von lage der "Arbeiter-Zeitung" und der anderen 
Dämpfen erleiden die Arbeiter stets schwerste sozialistischen Blätter zu entsprechen. Da 
gesundheitliche Schädigungen !" Er sagte drängt sich die Vermutung auf, daß man, wie 
wörtlich : "Fast jede Woche wird uns ein es Dr. Stüber einmal ausgedrückt hat, um die 
Arbeiter krank." Er war der Meinung, daß Ecke geht, wo schon einer steht und wartet, 
sich inzwischen Sag meister und Landerts- dem man das Papier zu dem damals üblichen 
hammer über die 2 Millionen Schilling schon Schleichhandelspreis verkaufen konnte. (Abg. 
geeinigt hätten. Dies war aber nicht der Fall. Dr. Pitte rmann:  Wer weiß, wer dort hinter 
Nun ging man in die Aufsichtsratssitzung, und der Ecke steht ! - Abg. Hartleb : Ihr versteht 
In dieser Sitzung wurde wieder von den das viel besser ! Ihr seid Meister !) 
Vertretern des Sozialistischen Verlages er- Ich möchte auf diesen Zwischenruf 
klärt : Nein, wir stimmen nicht zu, bevor zurückkommen, daß dies die Sosialisten 
nicht verschiedene Dinge - über die sie nicht viel besser verstehen. Es ist wirklich wahr : 
reden wollten - geklärt sind ! Daraufhin Man hat so viel von einem bürgerlichen 
beantragte Nationalrat Wolf, die Herren Kapitalismus gesprochen, aber den neuen 
Landertshammer und Sagmeister mögen einen Kapitalismus, der sich bildet - ich ineine 
Moment hinausgehen und sich extra be- nicht den Staatskapitalismus, sondern den 
sprechen. Mich erinnert das an so manche Parteikapitalismus -, den verstehen Sie tat­
Ausschußsitzungen hier im Hohen Hause, sächlich besser. Was bedeutet nun eigentlich 
wo die beiden Klubobmänner öfter hinaus- dieser Parteikapitalismus, der sich da ein 
gehen und sich besprechen. Landertshammer gan�es Syndikat, einen Trust von mächtigen 
erklärte, er habe nichts zu besprechen, was Instrumenten rein kapitalistischer Art zugelegt 
nicht vor dem vollen Aufsichtsrat be- hat � (Abg. Slavik: Aber wir lassen uns keine 
sprochen werden könnte. Und nun passierte Reden bezalUen, Herr Dr. Kraus !) Er bedeutet 
das Ungeheuerliehe� Der hier anwesende keineswegs einen Vorteil für die Arbeiter, 
Nationalrat Wolf, der Arbeiterbetriebsrats- wie dies früher im sozialistischen Feldzug gegen 
obmann stimmt gegen die . Auswechslung und den Kapitalismus zum Ausdruck gekommen 
Erneuerung des Kesselhauses, in dem jede ist. Den Beweis haben Herr Nationalrat Wolf 
Woche ein Arbeiter krank wird ! So tritt er und sein Betriebsratsobmannstellvertreter 
für seine Arbeiter in der Steyrermühl ein ! Oberhummer erbracht. Ich habe noch ver­
Das ist einc Arbeiterpartei ! gessen ; Außer dem Kesselhaus hat es sich 
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auch um die völlig verwahrlosten Arbeiter­
wohnungen gehandelt, die man mit diesem 
Geld hätte wiederherstellen können. 

Es ging Ihnen bei diesem Parteikapitalismus 
gen au so wie bei dem von Ihnen angegriffenen 
bürgerlichen Kapitalismus nur um die persön­
liche, durch Geld fundierte Macht eines ganz 
kleinen Kreises von Einzelmenschen. Und da 
besteht kein Unterschied zwischen dem Partei­
kapitalismus und jenem bürgerlichen Kapitalis­
mus schlimmster Sorte, wie Sie ihn immer 
bezeichnen und wie es ihn heute in Österreich 
gar nicht mehr gibt. Nur einen Unterschied 
gibt es : Jeder bürgerliche Kapitalist hat, wenn 
er zu einer sogenannten kapitalistischen Aus­
beutung schreitet - um Ihre Worte zu 
gebrauchen -, doch immerhin ein gewisses 
Feingefühl, wie weit man da gehen kann 
(Abg. Dr. Pit termann:  Woher wissen Sie 
das ?) und wie weit nicht. Aber der in dieser 
Hinsicht etwas vierschrötige ehemalige Minister 
Sagmeister hatte dieses Feingefühl nicht. 
Was würde passieren, wenn ein Kapitalist 
in Österreich in einem Jahr 7 Millionen 
Schilling zahlt, um Aktien zu erwerben, 
und dann nach wenigen Jahren neben allen 
jenen Vorteilen, die ich aufgezählt habe - ich 
meine die 7 Millionen Schilling zusätzliche 
Papierlieferungen und alles, was Bundsmann 
abgeführt hat -, noch ein reines Geschenk von 
2 Millionen Schilling verlangt ? Das ist die 
Höhe von Kapitalismus. 

Nun, es kommt noch eines hinzu, was diese 
Sache besonders ernst macht. Es sind in 
diese Angelegenheit nicht nur der ehemalige 
Minister Sagmeister , sondern auch drei aktive 
Minister verwickelt. Ich will von dieser 
Sache nicht sprechen, ich möchte bloß eines 
sagen. (Rufe bei der S PÖ : Nur heraus damit ! -
Abg. We ik hart : Nur keinen Genierer, Herr 
Kraus ! - Abg. Dr. Pitterman n :  Nur nicht 
schüchtern 8ein ! Au/ unsere Di8kretion lcönnen 
Sie vertrauen !) Gern ! Gern ! Ich wollte etwas 
zurückhaltender sein, aber bitte ! (Stürmische 
ironische Heiterkeit bei der SPÖ. - Abg. 
Dr. Pit termann:  Auf unsere Diskretion 
können Sie sich trotzdem verlassen !) Ich nehme 
das zur Kenntnis. 

Da fand nun eine Sitzung bei General­
direktor Landertshammer, der eigentlichen 
Ursache des Widerstandes, statt. Da Sag­
meister und Cischek und so indirekte Partei­
boten usw. nicht ausgereicht haben, hat man 
sich gedacht, man fährt andere . Kanonen auf, 
und hat die repräsentativste Vertretung der 
Parteispitze selbst ins Treffen geführt. Nun 
kamen also diese drei Minister zu Herrn 
Generaldirektor Landertshammer und sagten : 
Sind sie gewillt - so entnehme ich es den 
Zeitungen . . .  (Lebhafte Heiterkeit bei der Sp(j.) 

Wenn Sie wollen, sage ich Ihnen noch mehr ! 
Sie können noch mehr haben ! (Abg. Dr. Pit ter­
m a n n :  Kraus ! Dort "entnehmen" Sie 1) Ich bin 
bereit, noch mehr zu sagen ! (Anhaltende 
Zwischenrufe. - Präsident Dr. Gorbach gibt 
das Glockenzeichen.) Ich habe noch vieles 
andere zurückbehalten und für weitere 
Sitzungen aufbewahrt. 

Diese drei Minister lstellten nun die Frage : 
Sind Sie bereit, die 2 ' Millionen Schilling aus­
zuspucken, oder nicht ? (Ironische Heiterkeit . 
bei der SP(J.) Worauf er sagte : Meine Herren 
Minister, sind Sie sich darüber klar, daß das 
ein strafrechtliches Vergehen ist 1 Worauf 
ihm die Antwort zuteil wurde : Das ist uns 
wurscht ! (Zwischenrufe.) 

Es ist in dieser Angelegenheit ein Pro­
zeß anhängig, und da erhebt sich nun eine 
sehr interessante Frage : Wieso kommt es, 
daß bei einer politisch so außerordentlich 
wichtigen Sache der Hauptzeuge dieses Pro­
zesses, der ehemalige Minister Sagmeister • sich 
einfach, weil auf Urlaub befindlich, entschuldi­
gen kann und deswegen dieser Prozeß auf 
joreggelt, das heißt auf den 15.  Oktober 
vertagt wird 1 Die Öffentlichkeit verlangt 
s ofort Aufklärung über diese Dinge ! 

Ich möchte Ihnen nur noch eines sagen : 
Die Sozialistische Partei wollte sich an den 
Krauländischen und anderen Affären der 
ÖVP ihre eigene Tugend erheucheln. Dies ist 
Ihnen nicht gelungen, meine Herren ! Jetzt 
sitzen Sie selbst in der Tinte und haben Ihren 
schönen, knallrot gefärbten, eigenen roten 
Krauland. - Und weiteres kommt noch ! 
Das bahnt sich so langsam an, seit einer ange­
fangen hat auszuplaudern. Das Heucheln 
war ja die einzige Ursache für das weiße 
Gewand jenes von mir erwähnten Ritterordens. 
Jetzt kommen die Dinge, eines nach dem 
anderen. 

Aber ich muß Ihnen nun ganz im Ernst 
sagen ; Nachdem wir in jeder Hausdebatte 
hier feststellen müssen, wie wenig diese 
Regierung nach einem wirtschaftlichen Kon­
zept vorgeht, wie der wirtschaftliche Nieder­
gang, die Arbeitslosigkeit und alle diese 
Mißstände von Tag zu Tag fortschreiten, 
erleben wir nun noch eine Korruptionsaffäre 
nach der anderen ! Das ist das Ergebnis Ihrer 
siebenjährigen Regierungstätigkeit. Das Volk 
wird Ihnen das bei der nächsten Wahl · zu 
danken wissen ! (Lebhafter Beifall beim Kd U.) 

Abg. Dr. Pittertnann : Hohes Haus ! Ich 
werde meine Ausführungen mit einer kurzen 
Replik an die bisherigen Vorredner beginnen. 
Ich werde laut und deutlich sprechen ,  damit 
der mir nachfolgende Redner trotz seiner 
gestrigen Warnung vor dem Schreiben mit­
schreiben kann. 
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' Zuerst einmal zum Abg. Bonner. Seine 
Äußerungen gegen die Wirtschaftsspionage 
der Amerikaner waren wirklich imponierend. 
Aber wie würde uns der Kollege Honner erst 
imponieren, wenn er die gleichen Äußerungen 
vor Herrn Krasskjewitsch machen würde, der 
die volksdemokratischen Schnüffelkommissio­
nen in die österreichischen Betriebe schickt r 
(Starker Bei/all bei der SP(j. - Abg. Bonner :  
DarUber kommt ihr sichtlich nicht hinweg !) 

Der Herr Abg. Stüber hat hier geklagt, daß 
man dem Grundsatz "audiatur et altera pars" 
beim Rechnungshofbericht nicht Gehör ge­
schenkt habe. Ich kann da nur an ihn und seine 
Parteifreunde appellieren : Ja, haben Sie denn 
nicht gewußt, wofür Sie am 14. Mai gestimmt 
haben, zusammen mit der Sozialistischen 
Partei und mit den Herren vom Linksblock 1 
Da haben Sie für einen Antrag gestimmt, 
dessen erster Satz lautete : "Der Rechnungshof 
wird gemäß § 23 des Rechnungshofgesetzes 
ersucht, im Sinne der gesetzlichen Bestimmun­
gen dem Nationalrat den Bericht über die 
Gebarung der verstaatlichten Banken unver­
J4üglich vorzulegen." Da war keine Rede von 
beiderseitigem Gehör. Jet�t auf einmal haben 
Sie diesen Rechtsgrundsatz entdeckt, meine 
Herren vom VdU r (Widerspruch beim Kd U.) 
Sie müssen sich im Parlament überlegen, 
wofür Sie stimmen, und dies vorher und nicht 
erst nachher ! Damals hat der Herr Dr. Kraus 
dieses Ereignis in einem Zwischenruf als 
eine historische Wende bezeichnet - heute 
spricht er von Verrat an den Rechtsgrund­
sätzen. (Abg. Dr. Reim a n n :  Das ist jetzt 
8ehr billig !) 

, 

Wenn der Herr Abg. Dr. Kraus etwas von 
den Steuern des "Vorwärts"-VerIages sagte, so 
kann ich Sie beruhigen. Er zahlt die Steuern. 
(Abg. Dr. H. K r a u s :  Jetzt, jetzt! Aber früher ?) 
Der VdU hat den Finanzminister in der 
Budgetdebatte und in einer Anfrage inter­
pelliert, und er hat die Antwort bekommen, er 
möge den gegenwärtigen Finanzminister inter­
pellieren ; der ist der Ressortminister . Er 
kann auch für die Vergangenheit inter­
pellieren, wir haben nichts dagegen, Herr 
Dr. Kraus ! Fragen Sie den verantwortlichen 
Ressortträger ! Er wird Ihnen Aufklärung 
geben. Wir haben überhaupt nichts dagegen, 
Sie werden aber wahrscheinlich enttäuscht 
sein, genau so wie Sie enttäuscht sein werden, 
Herr Dr. Kraus - wenn Sie es nicht so schon 
wissen sollten und hier wider besseres Wissen 
und Gewissen gesprochen haben -, über die 
wahren Mehrheitsverhältnisse bei der Steyrer­
mühl. Die Aktienmehrheit ist teils im Eigen­
tum, teils im Depot der beiden verstaatlichten 
Banken, der Sozialistische Verlag hat nur eine 
Minderheitsbeteiligung. Und alles, was Sie 
der Steyrermühl an unsauberer Verwaltung 

vorwerfen, trifft eigentlich diejenigen, zu 
deren Schutz Sie und Ihr Parteifreund Stüber 
ausschli�ßlich gesprochen haben. ( Abg. 
Dr. H. K raus: Der Vorsitzende des Aufsichts­
rates, der aJ,les veranlaßt hat, ist Sagmeister I 
Der ist der aJ,lererste !) Sie müssen das Aktien­
gesetz kennen, da gibt es kein Führerprinzip 
wie beim VdU ! (Lebhafte Heiterkeit und 
Z ustimmung bei der SPO.) Beim VdU kann 
eine kleine Gruppe von Parteiführern mit einer 
anderen Gruppe eine Vereinbarung schließen, 
in der sie die organisatorische Verschmelzung 
beider politischen Gruppen vorzubereiten ver­
spricht, ohne ihre Parteimitglieder vorher zur 
Stellungnahme aufzufordern, aber nach dem 
Aktiengesetz ist das nicht möglich, da braucht 
man eine Mehrheit. 

Aber noch etwas anderes, Herr Dr. Kraus ! 
Es ist hier eine Anfrage, ich glaube, vom Abg. 
Brunner an den Minister Helmer gerichtet 
worden, in der' der Minister Helmer, ich weiß 
nicht in was für einer Eigenschaft, indirekt 
beschuldigt wurde. Der Minister hat das 
gemacht, was in einem solchen Fall zu tun 
ist, er hat die Anfrage der Wirtschaftspolizei 
übergeben, damit diese die nötigen Erhebungen 
gegen die Steyrermühl einleitet. Und wenn 
Sie, Herr Dr. Kraus, Material gegen die 
Steyrermühl haben, wenn Sie wissen, wer 
von der Steyrermühl etwas bekommen hat, 
dann gehen Sie in das Amt des Hofrates 
Dr. Wagner und sagen Sie ihm alles, was Sie 
wissen. All das sagen Sie dem Hofrat Wagner ! 
Wir werden Sie nicht hindern. (Ruf beim 
Kd U :  Das können Sie auch gar nicht!) 

Und was Sie über Papierpreise und Papier­
begünstigungen gesagt haben - ich habe 
bereits Gelegenheit gehabt, Herr Dr. Kraus, 
hier dem Hohen Haus die Beweise vorzulegen. 
wer seinerzeit von der OPA-Zentrale Gratis­
papier bekommen hat (Widerspruch beim 
Kd U), wer dieser edle Spender war, von dem 
er zu einem Vorzugspreis, wie sonst niemand 
in Österreich, zwei Waggon Papier bekommen 
hat. Warum haben Sie damals nicht gefragt, 
meine Herren : Ist das gegen die Kartell­
vereinbarungen, daß Sie mir das Papier schen­
ken, daß Sie mir nicht einen zehnprozentigen 
Rabatt geben, sondern es mir schenken ' 
(Starker Beifall bei der SP(}.) Seit damals, 
Herr Dr. Kraus, ist es in den Wirtschafts­
kreisen üblich geworden, zwar weiterhin Ab­
gaben einzuheben, beispielsweise bei den 
Waldbesit�ern vom Hektar, um daraus be­
stimmte diskrete Zahlungen �u leisten, aber 
in den Rundschreiben sagt man nicht mehr, 
wofür . Man sagt den Wald besitzern , sie mögen 
sich in der Kanzlei des Verbandes diskret 
erkundigen, damit nicht wieder Indiskretionen 
vorkommen wie damals beim Papierkartell. 
(Abg. Dr. H. Kraus:  Bind Sie 11,118 neidisch ') 

299 
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Aber nein, Herr Dr. Kraus, Sie müssen doch 
am . besten wissen, daß wir nie neidisch sind I 
(HeiterJceit bei den Sozialisten.) 

Noch etwas : Der Herr Abg. Dr. Stüber - ich 
muß auch das kurz streifen - hat von der 
"blamablen Niederlage" der SPÖ in der Star­
hemberg-Frage gesprochen. In der "Neuen 
Front" , vom 15. Mä.rz steht aber ganz etwas 
anderes darin (Abg. Dr. H. Kraus :  WaB 
denn ? - Abg. Hartl e b :  Vorlesen I), und wenn 
Sie Ihrem Propagandis�n Material für den 
kommenden Wahlkampf geben, dann, Herr 
Dr. Kraus, eine loyale Mahnung : Veranlassen 
Sie auch, daß er die alten Nummern der 
"Neuen Front" nachblä.ttert, vielleicht wird 
er . wertvolle Hinweise für den kommenden 
Wahlkampf darin finden. (Abg. Dr. H. K ra U 8 :  
Freilich, nur keine Sorge !) 

Und nun zum Gegenstand der Tagesordnung. 
Zuerst ei:Iim.al zum Problem . Rechnungshof. 
Der Rechnungshof wurde wegen seiner Ein· 
schau bei den verstaatlichten Banken in einer 
noch nie dagewesenen Weise angegriffen, 
obwohl der Rechnungshof eine Einrichtung 
unserer Verfassung ist und den vollen Schut" 
der Unabhängigkeit genießt, ähnlich wie die 
Gerichte. Nur der Präsident und der Vize· 
präsident werden vom Nationalrat , gewählt. 
Die Auswahl der übrigen Beamten geschieht 
ohne jede politische Einflußnahme. Es ist 
für uns als Sozialisten auch völlig unhiteressant, 
welcher politischen Gesinnung die einzelnen 
Beamten des Rechnungshofes anhängen. Für 
uns ist wichtig, daß sie ihre Pflicht sauber und 
korrekt erfüllen und ihre Einschau ohne Rück· 
sicht auf die betroffenen Personen halten. 
(Lebhafter Beifall bei den Sozialisten.) 

Wodurch hat der Rechnungshof 'diesen 
Sirtrm gegen sich hervorgerufen � Durch �wei 
Dinge : Erstens hat er die Kühnheit gehabt, 
auch den Direktoren der verstaatlichten Ban­
ken auf die Finger und in trübe Geschäfte zu 
s<ihauen, und zweitens hat er einer durch 
Iriserate beeinHußten Presse die heuchlerische 
Maske vom Gesicht gerissen. Das hat dem 
Präsidenten des Rechnungshofes auch heftigen 
Tadel von Organen einer Partei eingetragen, 
der er einst als Politiker selbst angehört hat. 

Wenn man die einzelnen Zeitungen, mit 
deren Lektüre ich das Hohe Haus nicht 
belästigen will, liest, so kommt man zu dem 
:ßrgebnis, daß sich der Rechnungshof teils in 
politische Diskussionen eingelassen hat, teils 
fiber unfähige Beamte verfügt, die nicht in der 
,La.g�; sind, Banken zu überprüfen, und teils 
in völlig ungerechtfertigter Weise außerdem 
noel1 . ausländische Sachverständige herange­
zogen hat. Ich muß auch dabei feststellen, 

, daß ger Rechnungshof bei dem einen Teil der 
;f.3anke�überprüfung diese Bankenprüferfirma 

nicht aus eigener Initiative herangezogen ha.t, 
sondern sie über Beschluß der Regierung ver::­
wenden mußte. Es war sehr interessant, 
daß ein Großteil der österreichischen Presse 
zwar jeder Äußerung eines der betroffenen 
Bankdirektoren vollen Raum gab, aber Gegen­
äußerungen des · Rechnungshofes entweder 
überhaupt nicht oder nur in einer gekürzten 
Form gebrach,t hat. 

Worauf kann das zurückzuführen sein � 
Vielleicht auf politische Sympa.thien mit den 
Angegriffenen � Oder vor allem mit den 
Geschäften und Geschäftspartnern � Aber man 
könnte auch meinen, daß die Größe und Auf­
machung dieser Inserate, wie zum Beispiel 
in der "Presse" vom 2. Juli über mehr als 
vier Spalten, in den "Salzburger Nachrichten" 
vom gleichen Tage über mehr als drei Spalten 
und in der "Wiener Tageszeitung" vom 
gleichen Tage im gleichen Umfang, doch 
irgendwie mitbestimmend war. 

Es wird vielleicht die nicht eingeweihten 
Abgeordneten des Hohen Hauses interessieren, 
was beispielsweise nach dem Insertionstarif 
im graphischen Gewerbe so ein Inserat kostet. 
Da ist der Satz pro Millimeter 10 S. Das erste 
Inserat ist achtspaltig mit 395 mm pro Spalte, 
also ruitd 3200 mm. Kostenpunkt : 32.000 S.  
(Hött l Hört /-Rufe bei den Sozialisten.) In dEm 
"Salzburger Nachrichten" sind es 1515 mm, 
also nach dem Tarif 15.000 S, und in dei 
"Wiener Tageszeitung" 1600 mm, also 
16.000 S. Ich verstehe jetzt, was der Herr 
Abg. Stüber gemeint hat, wenn er davor 
gewarnt hat, bei den Banken den Grundsatz 
der Sparsamkeit der tiberprüfung zugrunde zu 
legen (Heiterkeit und Beifall bei der SP()), son­
dern sich eher auf den Grundsatz der Zweck­
mäßigkeit zu berufen. Zweckmäßig sind solche 
Inserate zweifellos, nur fragt es sich : Für wen � 
Für den Aktionär, der das bezahlen muß, in 
dem Fall der österreichische Staat, oder für 
die leitendEm Beamten, die sich damit eine 
etwas wohlwollende Haltung der Presse sichern 
können 1 

. 

Es hat heute eines dieser Blätter, das 
übrigens so bescheiden war, unter dem Inserat 
das Abzeichen des "Johamiterordens", das 
KreuzeI, das nach unserem Pressegesetz die 
entgeltliche Meldung kennzeichnen muß, zu 
unterlassen, es hat heute dasselbe Organ 
unseren Bundeskanzler apostrophiert, er möge 
eingreifen, daß wieder ein sachlicher und 
ruhiger Ton in die innerpolitischen Ausein­
andersetzungen komme. Wir haben gegen so 
etwas absolut keinen Einwand, nur gla.uben 
wir nach den bisherigen Erfahrungen, daß· es 
weniger schwer sein wird, Vereinbarungen zU 
schließen, als den Vereinbarungen Geltung �u 
verschaffen. 
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Ich niuß hiei Jeider so nebenbei auf etwas Hier im Haus hat der Herr Abg. Weinberger 
hinwei8en, was unabhä.ngig von diesem Gegen- ausdrücklich namens seiner Partei dem Präsi­
stand in dieser , Woche im Pressedienst der denten des Gewerkschaftsbundes, dem Abg. 
Osterreichischen Volkspartei passiert ist. Im Böhm, den Dank ausgedrückt. Ja, aber es 
" KleinEm Volksblatt" erschien am 15. Juli hat auch außerparlamentarische Kund­
unter der Bezeichnung "Pressedienst". also gebungen gegeben. ( Abg. .Mitte rer: Zur 
aus der partei offiziösen Ausse;ndung, ein Bache ! - Abg. Slavi k :  Zuer8t verleumden, 
Gedenkartikel zum 15. Juli. Daß eine Partei dann soll man ruhig sein !) Man könnte vielleicht 
dazu , ihre eigenen politischen Meinungen hat, sagen : Das war damals. Heute ist es anders. 
nehmen, wir nicht übel, das halten wir für Hohes Haus r Es haben damals verschiedene 
ihr gutes Recht, so wie wir es auch haben. Kundgebungen stattgefunden. Ich lese hier 
Wohl aber müssen wir es für außerordentlich - damit will ich dieses Kapitel abschließen ­
bedenklich halten, wenn in dieser Presse- im "Kleinen Volksblatt" vom 8. Oktober 
aussendung, die auch ein Großteil der Länder- die Wiedergabe, den Auszug aus einer Rede 
presse übernommen , hat, folgende Sätze vor- des damaligen niederösterreichischen Landes­
kommen : "Es soll auch nicht übersehen parteiobmanns der Osterreichischen Volks­
werden, daß Entwicklungstendenzen feststell- partei, des Kollegen Ing. Raab, der in dieser 
bar sind, die manche Ähnlichkeit mit der Rede nach dem Bericht der gleichen Zeitung 
Katastrophe vor 25 Jahren aufweisen. Wir unter anderem folgenden Satz prägte : "Es 
wollen die Ähnlichkeit nur streifen, welche wird unvergessen bleiben, mit welch ein­
die Zusammensetzung der Polizei im Jahre 1945 mütiger und selbstverständlicher Geschlossen­
mit der Gemeindewache von 1927 gehabt heit der Widerstand unseres Volkes gegen den 
hat - dieser Zustand ist glücklicherweise Anschlag auf seine Freiheit und innere Ordnung 
im wesentlichen behoben -" - und jetzt hervorbrach." 
kommt das Charakteristische -: "es soll Und 'schließlich hat das gleiche Parteiorgan, 
aber auch an die Oktobertage des Jahres 1950 das sich heute dafür hergibt, eine solche 
erinnert werden, in denen die sozialistische journalistische Entgleisung zu bringen, in 
Demonstrationssuoht den Kommunisten die seiner Nummer vom 10. Oktober ausdrücklich 
Möglichkeit in die Hand gegeben hat, einen auch den Dank an die Sozialistische Partei 
tödlichen Angriff auf Ruhe und Ordnung, für den Einsatz in den Oktobertagen aus­
auf die Demokratie und auf die Freiheit in gesprochen. (Abg. E. Fi8cher: Ein undank­
ÖSterreich zu wagen." (Abg. Dr. · Mig8ch:  barer KoalitioflHIJartner l) "Ganz Österreich" 
Das ißt eine Gemeinheit !) - heißt es- dort �,.', );� das sei betont - zollt 

der sozialistisohen ' Arbeiterschaft Lob und Ich muß dem Hohen Haus hier einiges in Dank, ' und daß clle SPÖ diesem Dank öffentlich Erinnerung rufen, was dasselbe Organ der Ausdruck gibt, ist verständlich." (Zwische",-Osterreichischen Volkspartei und maßgebende rufe.) 
. 

Männer ihrer Parteiführung damals im Okto- Ich muß sagen : Ein solcher Ton in der 
ber 1950 gesagt haben. Am 7.  Oktober 1950 Presse kann etwas gefährden, was diejenigen 
hat die Bundesregierung, an deren Spitze damals selbst als lebensrettend für Österreich 
der damalige Parteiobmann der ÖVP gestanden angesehen haben. Ich hoffe, daß man auch 
ist, einen Aufruf erlassen, in dem es unter den offiziösen Parteijournalisten in der öVP 
anderem heißt : "Das gesamte Volk bildete beibringt, sie mögen nicht durch ' solche eine Front zur Verteidigung Österreichs. Wenn Artikel Zusagen und Vereinbarungen mit wir uns diesen Geist der Einigkeit erhalten, ihrer Parteiführung wertlos ma.chen. (Abg. 
so haben wir auch in · Hinkunft nichts zu Raine r :  Die "Arbeiter-ZeittJ/nn" maoht das !) 
fürcht, en." 

' �II 
Sie werden in der "Arbeiter.Zeitung", Herr · 

Und · im redaktionellen Teil des Blattes Kollege Rainer,. nicht einen einzigen Artikel 
heißt es unter der "Vberschrift : "Mit Mann gelesen haben, der etwa in dieser Weise, sagen 
und Roß · nnd Wagen . . . " unter anderem : wir, gegen den Kanzler Figl losgeht. Damals 
"Sie" --- . die ,  Kommunisten - "spotten hat Ihre Partei, ohne von uns aufgefordert zu 
ihrer selbst und sie wissen nicht wie. Ja, werden, ·  das anerkannt, und, heute machen 
die Arbeiterschaft hat ihre'" Macht gezeigt. Sie in einer parteioffiziösen Stellungna.hme 
Aber nicht jene verschwindende Minderheit, solche Äußerungen. Ich sage zur Ehre Ihres 
die sich von ihren ärgsten Feinden in den Salzburger Parteiblattes, Herr Kollege Rainer, 
Aufstand treiben · ließ, sondern ihre Macht daß das Salzburger Parteiblatt diese Sätze 
hat jene erdrückende Mehrheit der Arbeiter- aus einem achtbaren Schamgefühl heraus­
und ' ' Angeetellrenschaft erwiesen, die sich gestrichen hat, ebenso das oberästerreichische 
von Anfang an mit größter Energie gegen den Parteiblatt der ÖVP, das diese Aussendung 
kommunistischen Putschversu9h gewendet · dorthin gegeben hat, wo 'sie hingehört, nämlich 
hat." in den Papierkorb. " "  
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Aber nun zurück zu dem Sturm gegen den 
Rechnungshof, der hier entfacht wurde. Kein 
einziger der verstaatlichten Betriebe hat bisher, 
auch wenn seine Leitung mit Recht oder mit 
Unrecht das Gefühl gehabt hat, im Rechnungs­
hofbericht nicht entsprechend gewürdigt 
worden oder ungerecht behandelt worden 
zu sein, etwas Ähnliches gemacht. Ich frage 
jetzt einmal so im Haus -herum : Was wäre 
denn geschehen� wenn beispielsweise bezahlte 
Annoncen in dem Umfang und mit dem Auf­
wand, sagen wir, von der Alpine Montan­
gesellschaft oder von einem anderen dem 
Minister Waldbrunner unterstehenden Betrieb 
an die Presse weitergegeben worden wären � 
Wäre man damals auch so darüber hinweg­
gegangen 1 Hätte man das auch als selbst­
verständlich gefunden, daß der Leiter eines 
großen verstaatlichten Betriebes mit dem ihm 
anvertrauten Geld schalten und walten kann, 
wie er will, und sich nicht rechtfertigen muß 
vor dem zuständigen Ressortminister , der 
ja schließlich und endlich ddch gegenüber dem 
Hause die politische Verantwortung tragen 
muß � (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Buchberger:  Es 
ist genug inseriert worden !) Herr Abg. Buch­
berger ! Es wird Ihnen hier schwerfallen� 
den Wahrheitsbeweis dafür zu erbringen, 
daß einer der verstaatlichten Betriebe gegen 
einen Angriff des Rechnungshofes solche 
Inserate aufgegeben hat. Man soll unter dem 
Schutz der Immunität nicht Betriebe ver­
leumden, nur weil sie verstaatlicht sind. 
(Abg. Dipl.-Ing. Dr. Buchberger:  Ich hahe 
jetzt nur die Zeitung nicht in Erinnerung !) 

Es ist ferner gesagt worden : Die Banken 
wurden nicht gehört. Ich habe schon · darauf 
hingewiesen, daß beim VdU die Einsicht zu 
spät gekommen ist. Die hätte er bei der 
Abstimmung im Parlament haben müssen. 
Aber das. ist auch bei anderen passiert. 

Es hat der Rechnungshof in seinem letzten 
Einschaubericht beispielsweise über die Ent­
lohnungssysteme in den verstaatlichten Be­
trieben Bedenken geäußert. Die Arbeiter 
sind dort nicht gehört worden. Haben sie da 
einen großen Sturm entfacht � Ist der Metall­
und Bergarbeiterverband, der es sich hätte 
leisten können, hergegangen und hat in alle 
Zeitungen Inserate gegeben, um Angriffe 
gegen den Rechnungshof aufnehmen zu lassen 1 
Nichts von all dem ist geschehen. Es ist dem 
Präsidium des Rechnungshofes von seiten 
der in Betracht kommenden Gewerkschaften 
eine Stellungnahme übermittelt und Auf­
klärung angeboten worden. Die ganze An­
gelegenheit ist in dieser Form bereinigt worden. 
Keinem einzigen Funktionär des Gewerk­
schaftsbundes ist es eingefallen, zu schreien, 
daß man einen Rechtsgrundsatz vernachlä.ssigt 
hat. Ausgerechnet auf diesem Gebiet und 

nur bei den Banken hat man das nicht nur 
getan, sondern hat man auch eine sehr leicht 
erklärbare Unterstützung eines Teiles der 
Presse gefunden. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Buch­
b erge,.:  Das ist mangelnde Sachkenntnis I) Ich 
werde über eine gewisse Presse dann im 
Zusammenhang mit der Angelegenheit der 
Schwarzmarkt-Geschäfte der Länderbank noch 
näher sprechen. 

Es ist viel gesprochen und heute wiederholt 
worden, daß die Banken durch die Kontrolle 
des Rechnungshofes geschädigt wurden. Ich 
kann mich da auf das Zeugnis eines Mannes 
in diesem Hause ' berufen, der be8timmt� 
zumindest bei der Österreichischen Volks­
partei, als objektiv gelten wird, auf das Zeugnis 
des g.egenwärtigen Handelsministers Böck­
Greissau, der selbst in einer Rede gesagt hat : 
Es ist ein Wunder, daß die ganze Angelegen­
heit über die Bankdirektoren bei den Ein­
legern 80 wenig Eindruck gemacht hat. Das 
ist gar kein Zufall. Die Einleger haben Grund, 
beunruhigt zu sein, wenn man die .Direktoren 
nicht kontrolliert, aber nicht dann, wenn man 
sie kontrolliert. (Starker Bei/all bei den 
Sozialisten.) Denn die österreichische Be­
völkerung weiß aus den Erfahrungen mit den 
Banken aus der Zeit zwischen den beiden 
Kriegen, wann Grund zur Beunruhigung ist. 
Die Bankenzusammenbrüche in der Ersten 
Republik erfolgten nicht deshalb, weil die 
Banken vom Rechnungshof kontrolliert 
wurden, sondern weil sie Privatbanken waren 
und daher vom Rechnungshof nicht kontrolliert 
werden konnten. (Erneuter lebhafter Beifall 
bei den Sozialisten.) Und damit der Herr 
Abg. Stüber weiß - das können Sie ihm dann 
mitteilen -, warum wir so für die Verstaat­
lichung auch der Großbanken eingetreten sind, 
sage ich : Gerade deshalb, weil wir das kontroll­
lose, willkürliche Schalten und Walten der 
leitenden Bankdirektoren ausschalten wollen. 
Außerdem wollen wir noch etwas vermeiden 
- auch dazu bekennen wir uns - :  Bei den 
Banken in der Ersten Republik haben in guten 
Zeiten die Aktionäre und Vorstandsmitglieder 
die . Gewinne teils in Form von Dividenden, 
teils in Form von Gratifikationen eingesteokt 
und über den Rest nach Gutdünken verfügt. 
Als dann aber die Banken zusammenbrachen, 
hat die Verluste der ganze Staat, die ganze 
Volkswirtschaft, das ganze Volk bezahlen 
müssen. (LebM/te Zustimmung bei den 
Soziali8ten. - Abg. Prok8ch : 700 Millionen !) 
Die Herren mögen eines zur Kenntnis nehmen : 
Wir Sozialisten sind für die ganze Verstaat­
lichung der Banken und nicht allein für die 
Verstaatlichung der Bankschulden. (Lebhafter 
Beifall bei den Sozialisten.) Denn die hat man 
in der Vergangenheit noch jedesmaJ dem 
gesamten Volk zur Bezahlung angehängt. 
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Der Rechnungshof mußte bei seiner Einschau 
zwei Aufträge berücksichtigen. Den einen hat 
er aus dem Rechnungshofgesetz : regelmäßig 
dem. Nationalrat über die Vorgänge in der 
Hoheits- und WirtschaftsverwaItung des 
Staates zu berichten. Er hat zusätzlich einen 
zweiten Auftrag von der Bundesregierung 
bekommen : bei den Banken die Verwaltung 
der amerikanischen Hilfsgelder zu kontrollieren. 
Zu dieser zweiten Aufgabe hat er über Re­
gierungsbeschluß auch diese oftgenannte 
amerikanische Buchkontrollfirma heran­
gezogen. Die Kontrolle der amerikanischen 
Hilfsgelder ist auf Grund des Marshallplan­
Vertrages zwischen Österreich und den Ver­
einigten Staaten dem Parlament entzogen. 
Daher hat die Regierung die Verpflichtung 
übernehmen müssen, die Verwendung der 
Gelder nach den vereinbarten Richtlinien 
durchzuführen und zu sichern. Dazu wurden 
die verstaatlichten Banken verwendet. 

Wenn man von verstaatlichten Banken 
spricht, " dann muß nicht allein im Inland, 
sondern auch im Ausland der Eindruck ent­
stehen, daß die Leitungen dieser verstaatlichten 
Banken nicht nur von dem durch das zuständige 
Ministerium bestellten Verwaltungsrat ein­
gesetzt werden können, sondern es muß auch 
der Eindruck entstehen - und gar nicht so 
unbegründet -, daß diese Leitungen den 
Weisungen des zuständigen Ressortministers 
unterliegen. Vereinbarungen, die mit der 
österreichischen Regierung getroffen werden, 
sind daher auf dieser Grundlage erklärlich. 

Man hat im Rechnungshofbericht anerkannt, 
daß die wirtschaftliche Entwicklung bei den 
Banken durchaus entsprechend war. Auch ich 
will gar nicht leugnen, daß die Vorstände der 
Banken ihr Geschäft verstanden haben. Aber 
man soll doch anderseits der Öffentlichkeit 
gegenüber nicht verschweigen, daß diese wirt­
schaftliche Bankensanierung sehr wesentlich 
auch dadurch bedingt war, daß die verstaat­
lichten Banken ungefähr 23 Milliarden Schilling 
Marshallplan-Hilfsgelder verwerten konnten, 
die sie bankmäßig zu verteilen hatten. 
Wären es Privatbanken gewesen, so hätte 
sich ein solcher Einleger vorher von den 
Aktionären die Zustimmung geholt, jederzeit 
jene Kontrollen durchzuführen, die ihm bei 
einer solchen Einlage für notwendig erscheinen. 
Bei verstaatlichten Banken muß man aber den 
Eindruck haben, daß die Regierung in der 
Lage ist, bei den Leitungen dieser Banken das 
durchzusetzen, wozu sie sich verpflichtet 
haben. 

Als der Herr Bundeskanzler von seiner Reise 
aus den Vereinigten Staaten zurückkehrte, hat 
er im Hauptausschuß berichtet. Die "ParIa­
mentskorrespondenz" hat darüber ein Kom-

munique ausgegeben, in dem es unter anderem 
heißt : 

"Bei der Aussprache mit Acheson wurden 
auch aktuelle wirtschaftspolitische Fragen sowie 
die bereits eingeleitete Untersuchung über 
Auslandstransaktionen der verstaatlichten 
Banken erörtert. 

Der Bundeskanzler habe dem Außenminister 
versichert, daß er alles daransetzen werde, 
um diese Fragen nach seiner Rückkehr nach 
Wien in Ordnung zu bringen. Acheson ent­
gegnete, er habe Vertrauen, daß Österreich 
diese Angelegenheit bereinigen und die 
Stabilität der Wirtschaft erhalten werde." 

Es ist überdies in dem Fall auch nicht 
uninteressant, festzustellen, daß das Parteiblatt" 
des Herrn Bundeskanzlers aus dem Kom­
muniqueder "Parlamentskorrespondenz" gerade 
den Satz unterschlägt, in dem es heißt : "Der 
Bundeskanzler habe dem Außenminister ver­
sichert, daß er alles daransetzen werde, u;m 
diese Fragen nach seiner Rückkehr nach Wien 
in Ordnung zu bringen." In ihrer Nummer 
vom 7. Juni 1952, die dieses Kommunique 
wiedergibt, fehlt dieser immerhin nicht un­
bedeutende und unwesentliche Satz. ( Abg. 
Horn : Dafür /w,ben sie kein Geld ge kriegt ! -
Abg. Pro k sch : Das war der Setzerlehrling I) 

Nun, Hohes Haus, zum Rechnungshof­
bericht. Was ist im Rechnungshofbericht das 
Charakteristischeste und Markanteste 1 Vor 
allem einmal die Tatsache, daß im Rechnungs­
hofbericht soundso viele Beteiligungen 
erwähnt werden, bei denen die Banken keine 
Mehrheit haben. Es mögen Widerstände der 
Partner daran schuld gewesen sein, vielleicht 
mag da und dort auch irgendeine ausländische 
Regierung opponiert haben, vielleicht aber war 
auch der Gedanke maßgebend, daß ein Unter­
nehmen, bei dem die verstaatlichte Bank die 
Mehrheit hat, sich der Kontrolle durch den 
Rechnungshof nicht entziehen kann. Wenn 
man aber die Parität mit irgendeiner sagen­
haften türkischen Gruppe hat, dann muß der 
Partner, der gleichberechtigt ist, zustimmen, 
oder vielleicht wird er das auch nicht tun, 
wie schon Herr Abg. Stüber bei seiner neu­
entdeckten Anschlußfreudigkeit an die 
türkischen Usancen dem Hohen Haus hier 
mitgeteilt hat. (Abg. We i k hart : Der neue 
Kemal Atatürk ! - Abg. Ing. Baab :  Oder 
der Kalif von Bagdad ! - Heiterkeit.) 

Nun zum Bankenbericht im einzelnen. Die 
Frage der Amcredit war Angelegenheit des 
Untersuchungsausschusses. Auch der Rech­
nungshof mußte feststellen, was der parla­
mentarische Untersuchungsausschuß fest­
gestellt hat : daß man der Nationalbank 
gegenüber Spesen anrechnete, bei denen man 
dem ausländischen Empfänger von Haus aus 
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sagte, er dürfe nur die Hälfte verwenden. 
Daß die Na.tionalbank nachträglich aller Wahr­
scheinlichkeit nach dieser Transaktion, durch 
welche der Nationalbank. bestimmte DolIar­
beträge entzogen wurden, zugestimmt hat, 
gehört in das Kapitel Nationalbank, mit dem 
ich mich auch noch beschäftigen werde. 

Die Fr�ge Limor - und das ist ein sehr 
weaentlicher Punkt bei der Beurteilung der 
Bankdirektoren - hat schon im parlamen­
tarischen Untersuchungsausschuß eine Rolle 
gespielt, wo sowohl Direktor Dr. J oham wie 
auch der Herr Dr. Grimm bestritten haben, 
daß Herr Dr. GriInm mit der Limor in Be­
ziehungen stünde. Die nachträglichen Er­
hebungen des Rechnungshofes haben aber 
ergeben, daß Herr Dr. Grimm sogar noch in 
der Zeit, als er bereits seine Aussage vor dem 
parlamentarischen Untersuchungsaussclluß, vor 
dem er als Zeuge unter Wahrheitspflicht ein­
vernommen wurde, deponiert hatte, noch für 
die Limor eine Tätigkeit entfaltet hatte, für 
die er Honorar bezog. Aber es muß auch sonst 
bei der Limor interessant gewesen sein, 
allerdings konnte der Rechnungshof das nicht 
feststellen, zumindest bisher nicht. 

Der Herr Abg. Stüber hat es gerühmt, daß 
die Schweizer den dienstführenden Sektionschef 
des Rechnungshofes mit dem Einsperren be­
drohten, als er dort die Konten näher unter­
suchen wollte. Aber wieder erfährt man aus 
einigen ÖVP-Zeitungen mehr, als selbst. dem 
Rechnungshof bekannt war und als selbst der 
Rechnungshof annehmen konnte. Da ist 
beispielsweise eine Aussendung in den Zeitungen 
vom 12. Juni, in der es heißt: " ,Limor' - ein 
Aufsitzer. In einer der Beschuldigungen war 
z. B. davon die Rede, daß durch die Credit­
anstalt von der Marshall�Hilfe abgezweigte 
Beträge von 75 Millionen SchilliD.g an die 
,Limor', ein Schweizer Unternehmen, ver� 
schoben wurden. Züricher Kreise berichten 
nun, daß die genannte Firma nur etwa 
20 österreichische Kunden mit einem Konto­
stand von insgesamt 150.000 Dollar habe." 
Durch die Überprüfung des Rechnungshofes 
konnte nicht festgestellt werden, ob der 
Nationa.lbank die Namen dieser nur ungefahr 
20 österreichischen Kunden bekannt sind und 
ob ihr auch die Dollarkonten in der Schweiz 
zur Verfügung· gestellt wurden. • 

Wir haben hier im Haus verlangt, da.ß man 
die Möglichkeit der Vereidigung gibt, wenn 
ma.n Joham und Grimm noch einmal ein­
vernimmt. Wir haben im Ausschuß den Antrag 
gestellt, ma.n möge doch den Fall J oham und 
Grimm dem Staatsanwalt übergeben ; vielleicht 
ist der Tatbestand strafbar. ' Daß es nicht 
gerade ehrenvoll ist, vor einem parlamen­
tarischen Untersuchungsa.usschuß eine falsche 
A1l8S&ge .zu machen, darüber dürfte die Mehr-

heit der Bevölkerung einer Meinung sein, 
aber zu entscheiden� ob das strafbar. ist, dazu 
ist nicht das Parlament berufen, das ist Sache 
der zuständigen Behörden. Warum macht man 
denn nicht auch bei Grimm und Joham das, 
was der Herr Minister HeImer bei - der Steyrer� 
mühl gemacht hat 1 (Abg� liJ. Fischer : Der 
Herr J 'UStizminister i8t ja Sozialist!) . So oft 
schon ist die Rede davon gewesen, daß die 
Herren vor dem parlamentarischen Unter­
BUchungsausschuß eine falsche Aussage gemacht 
haben. Warum stimmt man dann also den 
Antrag der Sozialisten im Rechnungshof­
ausschuß nieder � (Abg. E. F is cher : Der 
Herr J 'UStizminiBter soll die A nklage erkeben 
lassen ! Die Staatsanwaltschaft untersteht dooh 
dem Herrn J'U8tizminister !) Man möge als 
Parlament die Sache vor den Staatsanwalt 
bringen. (Abg. E. Fischer:  Der J'U8tiz­
minister i8t doch euer Minister ! - Präsident 
Böhm, der inzwischen den Vorsitz 'Ühe'I"IWmmen 
hat, gibt das Glockenzeichen.) Aber, Herr 
Abg. Fischer, jeder österreichische Staats­
bürger kann es tun ! Machen Sie es doch ! W &8 
reden Sie so lange 1 Gehen Sie zum Staats­
anwalt und machen Sie die Anzeige 1 Nach 
dem Legalitätsprinzip wird _ er sogar 
(Abg. E. F i8 che r : Der J'UStizminister ist euer 
Minister ! - Abg. Dr. Migsc h :  Wir Bind keine 
Volk8demokratie ! - Abg. E. Fi8ch e r :  Der 
Minister soll e8 machen !) Aber, Herr Ab· 
geordneter Fischer ! Bei uns weiß der Staats. 
anwalt . in dem Augenblick, in dem ihm eine 
Anzeige zukommt, noch nicht, welches Urteil 
der Angeklagte bekommt. Das ist " nur bei 
Ihnen der Fall ! Bei uns aber sind die Anzeigen 
nicht an den Minister zu leiten, SQndern an 
den Staatsanwalt; denn er ist nach der öster­
reichischen Rechtsordnung derjenige, der be­
rufen ist, die Anklage zu erheben. (Beifall bei 
der SP(J. -- Zwischenruf des Abg. E. Fischer.) 
Bei Ihnen, Herr Abg. Fischer, nach Ihrem 
System, erhebt man die Anklage entweder 
beim Minister", oder noch häufiger klagt man 
gleich den Minister mit an ! (Lebhafte Zu. 
8timmU'(l,(/ bei der Sp(j. � Abg. H. Fi8cher:  
Der Staatsanwalt untersteht dem J UBtizminister ! ) 
Aber, Herr Abg. Fischer, Sie haben bisher 
noch nichts gemacht, als geschrieen. Erstatten 
Sie heute noch die Anzeige, und dann be­
schweren Sie sich, wenn der Staatsanwalt 
nichts macht ! (Abg. E. Fi8t;h e r :  S i e  ver- · 
langen doch die Anzeige ! Warum macht ihr 
es nicht ?) Wer sagt Ihnen, daß das nicht der 
Fall sein- wird 1 Seien Sie nicht so ungeduldig I 
Wir wollen, daß sich zuerst das Hohe Haus 
damit beschäftigt. Die falsche Aussage ist ja. 
vor einem Organ des Parlamen�s erfolgt, und 
zur Wahrung der Würde des Parlaments sollte 
in erster Linie die Mehrheit des Parlaments 
berufen sein. Wenn wir feststellen müssen, 
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daß das nioht der Fall ist, dann werden wir 
bes�immt die Schritte tun, die uns die Straf­
prozeßordnung ermöglioht. Warten Sie bis 
dahin, Herr Abg. Fisoher, oder, wenn Sie so 
ungoouldig sind, machen Sie es früher ! (Abg. 
E. Fischer : Sie sind ja ungeduldig ! Sie 
stellen Forderungen ! - Abg. lng. Raab : Steig 
herunter vom Sprieße], ! -"r Heiterkeit.) Nein, Herr 
Abg. Raab, das muß der Staatsanwalt ent­
soheiqen, ob er heruntersteigt. Wir haben 
wenig damit zu tun. Wenn es Ihnen gleioh­
gültig ist, ob man vor einem parlamentarisohen 
Untersuchungsausschuß falsch aussagt oder 
nicht - uns ist es niclit gleichgültig. Wir sip.d 
der Meinung, daß Einriohtungen der Demo­
kratie ernst genommen werden müssen, sonst 
könnte man eines Tages daran zweifeln, ob 
die Demokratie als Ganzes wirklich ernst 
genommen wird. (Abg. lng. Raab : Auch die 
Kritiken !) 

Nun hat der Herr Abg. Stüber gerügt, daß 
die österreichische Regierung bei der holländi­
sohen Regierung angefragt hat, ob der hollän­
disohe Finanzmfuister eine bestimmte Er­
klärung abgegeben habe. Das steht ausdrüok­
lich . im Berioht. Ich bin parteipolitisch nicht 
verpflichtet, den Außenminister oder den 
Finanzminister in Schutz zu nehmen, aber im 
Bericht des Reohnungshofes heißt es dooh 
klar und deutlich, daß angefragt wurde, "ob 
insbesondere das holländische Finanzministe­
.a-ium die Deponierung des Geldbetrages bei 
der London Exporters Trading Co. Ltd. unter 
Zustimmung der Creditanstalt-Bankverein ver­
anlaßt habe". Das kann schließlich nur die 
holländisohe Regierung sagen. Ich halte es 
daher für ein gutes Recht der einzelnen ver­
antwortlichen Minister, eine Anfrage zu stellen, 
weil sie zur Beurteilung einer nach österreiohi­
schem Recht unter Umständen strafbaren 
Handlung eines Österreiohers und eines Aus­
länders von Wert und darum notwendig ist. 

Was ist denn gesohehen bei der London 
Exporters Trading 1 ( Ruf : Gar nichts !) 
Darüber kann man versohiedener Meinung 
sein. Was würden Sie beispielsweise sagen, 
wenn es einem Direktor irgendeines Staats­
betriebes einfallen würde, eine Zahlung für 
eine bestimmte Lieferung - Holz, Salz oder 
Eisen - nioht an seine Firma, sondern an die 
Firma seines Sohnes zu leiten 1 Was würden 
Sie dann sagen, wenn dies beispielsweise bei 
der Alpine geschähe oder bei einem anderen 
Staatsbetrieb 1 Das ist gar niohts 1 In der 
Beurteilung solcher Dinge unterscheiden wir 
UIlB von Ihnen t Schließlioh ist ja die Betrauung 
mit einer Funktion in einem verstaatliohten 
Betrieb auoh eine gewisse moralische Ver­
pflichtung, und man kann diese moralische 
Verpfliohtung nicht nur bezüglich der Staats­
beamten. der Leiter der verstaatlichten Be-

triebe verlangen. ob es nun die Forste, die 
Tabakwerke, die Salinen oder irgendwelohe 
Wirtsohaftsbetriebe sind, man muß die gleiohe 
korrekte Haltung von jedem staatlichen 
Funktionär fordern, auch wenn er ein leitender 
Funktionär bei der Bank ist. (Lebhafte Zu­
stimmung bei der BP(J.) 

In einem Teil der Presse ist dara.ufhin von 
den Vätern und den Söhnen gesprochen 
worden. Wir haben darauf gar nioht erwidert, 
weil wir es nioht für unehrenhaft ansehen, ' 
wenn der Vater den Lebensweg seiner Kinlier 
mit erlaubten Mitteln fördert. Wir sind nur 
der Meinung, daß das Abfließen so hoher Geld .. 
beträge an eine Firma des Sohnes höchstens 
entschuldbar wäre, wenn das geschehen wäre, 
was die Dienstpragmatik einem Staats­
beamten zur Pflicht macht, wenn also vorher 
die Zentralstelle verständigt und ihre Zu­
stimmung eingeholt worden wäre. Vermutlich 
hat aber auch die Zentralstelle von dieser 
Transaktion erst durch den Einschaubericht 
des Rechnungshofes Kenntnis erhalten. Man 
soll bei den staatlichen Funktionären nicht 
zweierlei Moral verlangen, von dem einen, 
dessen Bezüge meistens viel geringer sind, 
Ehrenhaftigkeit und Korrektheit bis zum 
äußersten, und dann bei den anderen so weit­
herzig sein, daß man alles entschuldigt. 

Der Reohnungshof hat mitgeteilt, daß die 
Provisionen bei den Orienttabaken zu hoch 
sind. Das konnte nicht widerlegt werden. Der 
Rechnungshof hat sich auoh mit dem Geschäft . 
mit der Volksdemokratie beschäftigt, mit dem 
Herrn Szab6, der zuerst als Flüchtling herkam 
und dann mit denen, die ihn vertrieben hatten, 
einträgliche Geschäfte gemaoht- hat, allerdings 
nicht für die Tochtergesellschaft der ' Credit­
anstalt, der er einen Provisionsanteil nur 
zugesagt, aber laut Rechnungshofberioht bis 
heute nicht ausgezahlt hat. Das waren also 
in erster Linie Gesohäfte für ihn selbst. 

. Der Herr Abg. Dr. Stüber ist jetzt gekommen 
und hat erklärt : Jetzt ist die Widerlegung 
da, jetzt ist das "zirka" da ! Er ist im Ausschuß 
gut informiert gewesen, zum Unterschied von 
allen anderen Ausschußmitgliedem. Ich glaube, 
der Herr Abg. Entner hat den Text dieser 
Bewilligung für " ca. 1 :  30" ebenso genau 
gekannt wie der Herr Abg. Stüber. Vielleicht 
möge der Herr Kollege Entner nachfragen und 
mich richtigstellen, denn diese Information 
habe ioh auch erst jetzt bekommen. Ich glaube, 
der Kurs war damals mit 1 :  29·67 oder mit 
1 : 29·68 ausgerechnet, und daher hat man ' 
eben gesagt "ca. 1 :  30", aber niemand hat 
an die Interpretation von 10 Prozent gedacht ; 
nicht einmal der Rechnungshof hat davon 
gesprochen. Der Rechnungshof hat nur ver­
meint, 6S wäre möglich gewesen, durch das 

96. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 70

www.parlament.gv.at



3780 96. Sitzung des Natio:'ates .der Republik: Österreioh - VI. GP. --- 117� Juli 1962 

Abgleiten der , Weltmarktzuckerpreise einen 
günstigeren Verkaufspreis für die Verbraucher 
zu erstellen. Das ist nicht geschehen, indem 
beim Verkaufspreis statt der Dollarrelation 
von r :  30 die Relation I :  32'5 berechnet 
wurde, welche Tatsaohe be anständet werden 
muß� (Abg. Entne 'l' :  Herr Dr. Pittermann ! 
EB war clamal8 die Korm-Kriae !) Aber der 
Rechnungshof hat beanständet. . daß wegen 
des Fallens des Zuckerpreises ein niedrigerer 

i Verbraucherpreis hätte gewährt werden können. 
Er hat nicht einmal beanständet, daß die 
Relation 1 : 32·5 war ; aber der Rechnungshof 
ba.t, wenn ich die Worte richtig verstanden 
habe. sogar die Relation 1 :  30 als zu hoch 
empfunden, weil er gemeint hat, das wäre 
eine gute Spekulation. Aber die Creditanstalt 
bat ein Geschä.ft gemacht. Wenn man auoh 
darüber verschiedener Meinung sein kann, 
sicher ist doch, daß in dem Wort "ca. 1 :  30" 
keineswegs eine Zustimmung dazu enthalten 
war. um mehr als 10 Prozent von dieser 
bewilligten Kursrelation abzugleiten. 

Nun zur Frage der sogenannten Schwarz. 
markt-Geschäfte der Länderbank. über diese 
haben eigentlich erst die Verhandlungen vor 
dem Rechnungshofausschuß eine Klarstellung 
gebracht, denn bis zu diesem Augenblick 
waren die Abgeordneten des Rechnungshof. 
ausschusses wirklich nioht in der Lage, fest· 
zustellen, welohe Bewandtnis es damit hatte. 
Auf die Frage. was damit los sei. hat der 
leitende Sektionschef des Rechnungshofes den 
Mitgliedern des Reohnungshofausschusses 
knapp vor Sohluß einer stundenlangen Sitzung 
den Text einer Aktennotiz des General­
direktors Dr. LandertBhammer vorgelesen, die 
mittlerweile den Mitgliedern des Rechnungshof­
ausschusses zur Verfügung gestellt wurde. 
Darin heißt es : 

. 

"Der Generaldirektor 

Wien, den 21. November 1951 

Aktennotiz 

In den ersten Monaten des Jahres , 1949 
wurden wir immer wieder von Kunden darauf­
hin angesprochen, ob sie bei uns nicht im 
freien Handel Dollars und andere Devisen 
kaufen könnten, und auf unsere dezidierte 
Mitteilung, daß solohe Geschäfte den Devisen­
gesetzen widerspI'f3ohen würden, wurde UDS 
immer wieder bedeutet, daß andere Institute 
derartige Geschäfte machen." 

Also : Der Generaldirektor hat damals die 
korrekte Meinung gehabt, ein solches Geschäft 
widerspreche den Devisengesetzen und sei 
daher ein Schwarzmarkt-Gesohäft. 

"Diese Gerüohte tauchten wiederholt auf. 
auch in den Bundeslä.ndern. (Es wird in 

diesem Zusammenhang auf, die damalige 
Aktennotiz vom 31 .  5. 1949,des Leiters �rer 
Filialen, Direktor Bischof, verwiesen..) Ms 
die Gerüchte nicht verstummten, ging ich 
eines Tages zu Präsident Dr. Rizzi," ---". ich 
werde dann gleich die entsprechende Presse­
aussendung vorlesen - "um ihn über die 
Sache zu interpelliereJl und ihm zu sagen, 
daß wir erwarten, daß, falls tatsächlich solche 
Geschäfte getätigt werden, sie entwed�r ab­
gestellt werden, falls aber beabsichtigt sei, 
auf diese Weise eine langsame Lockerung der 
Devisengesetzgebung vorzubereiten, selbst­
ve:rständlich alle Institute das gleiche Recht 
bekommen müßten. Soweit ich mich erinnere, 
hat Präsident Rizzi strikte in Abrede gestellt, ' 
daß derartige Geschäfte von irgendeinem 
Institut gemacht würden, und hat gemeint, 
es wäre auch zwecklos, mit irgendeinem 
Institut zu reden, falls nicht greifbare Beweise 
für dieses Vorgehen vorlägen. Da auch wei�r­
hin die Gerüchte nicht verstummten, daß 
solche Geschäfte getätigt würden, haben sich 
naturgemäß die Herren unseres Institutes 
bemüht, irgendwelche Beweise in die Hand 
zu bekommen und etwas über den Mechanismha 
der Durchführung dieser Geschäfte in Er­
fahrung zu bringen. (Ich verweise in diesem 
Zusammenhang auf die Aktennotiz unseres 
Dir. a. D. Albrechtsberger v. 8. 6. 1949.)" 

Sie ist ebenfalls den Mitgliedern des 
Rechnungshofausschusses zur . Verfügung, 
gestellt worden. Ich verzichte auf die Verlesung 
und habe dem Herrn Abg. Stüber bereits 
mitgeteilt, daß es das Papier und die Photo­
kopie eines Geschäftsganges der Creditanstalt 
mit einem Dollarbetrag war. 

• ,Eines Tages erschien der gleiche Funktionär 
bei mir und brachte mir die Photokopie 
einer Abrechnung über US-Dolla.r 5.000 a.uf 
offiziellem Papier der Creditansta.lt ohne 
Unterschriften, wobei der Firmenname beim 
Photokopieren weggeblieben war. Ich begab 
mich daraufhin mit diesem Dokument zu 
den Direktoren Stöger und Hagenmüller der 
Nationalbank, um es ihnen zu zeigen . . Die 
genannten Funktionäre sagten mir, daß sie 
auch damit noch nichts anfangen könnten, 
es müßte vielmehr der Kunde festgestellt 
sein, da sie sonst · keinerlei Untersuchungen 
anstellen könnten. Ich habe daraufhin Herrn 
Albrechtsberger gefragt, ob der Kunde bereit 
wäre, eventuell bei der Nationalbank zu 
erscheinen und seine Mitteilung dort zu 
machen, was Herr Albreohtsberger zunächst 
als unwahrscheinlioh bezeichnete. Er teilte 
mir aber nach einigen Tagen mit, daß der 
Betreffende doch bereit wäre, der Nationalbank 
Genaueres bekanntzugeberi, wenn diese ihm 
Straffreiheit zusiohere, was, . sofern ich mich 
recht erinnere. diese wieder unter Berufung 
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auf die gesetzlichen Bestimmungen ablehnte. 
Nichtsdestoweniger kam dann eine Vorsprache 
bei Dir. Stöger und Dir. Hagenmüller zustande, 
bei der die Herren Albrechtsberger und Klug 
die Vorgangsweise derartiger Transaktionen 
schilderten und ein zweites Exemplar der 
Photokopie dieses Geschäftes den Herren 
zurückließen. 

Da ungefähr um die gleiche Zeit auch in 
irgendeiner Wiener Tageszeitung derartige 
Geschäfte der Creditanstalt nachgesagt wurden, 
erschien dann, wie ich mich erinnere, ein 
amtliches Dementi, in dem strikte in Abrede 
gestellt wurde, daß derartige Transaktionen 
von der Creditanstalt durchgeführt worden 
wären, und ausdrücklich darauf hingewiesen 
wurde, daß dieses Dementi nach einer amt­
lichen Untersuchung herausgegeben worden 
sei. " 

In diesem Zusammenhang ist es aber inte­
ressant, darauf hinzuweisen, daß vorgestern 
der Herr Generaldirektor wieder eine Presse­
konferenz in Wien abgehalten hat, und wenn 
die Nachrichten in der "Presse" - also in 
der Zeitung "Die Presse" - richtig sind, 
dann soll er unter anderem gesagt haben : 
"Die von der sozialistischen Presse verbreitete 
Aussage Dr. SeidIs, er habe bei dem früheren 
Präsidenten der Nationalbank Dr. Rizz� eine 
Anzeige erstattet, wonach bei der Credit­
anstalt schwarze Devisengeschäfte getätigt 
werden könnten, entspreche nicht den Tat­
sachen. Er habe mit Dr. Rizzi niemals , 
wedElr mündlich noch schriftlich, über diesen 
Gegenstand verhandelt, und es sei ihm rätsel­
haft, wie Dr. Seidl zu einer solchen Behauptung 
kommen konnte, falls nicht die ganze Sache 
überhaupt eine Fälschung der SPÖ-Presse ist." 
(Abg. Hartleb :  Das wäre euch zuzutrauen !) 
Ich glaube, daß nun das Rätselhafte für Herrn 
Generaldirektor Dr. Landertshammer und die 
ganze Öffentlichkeit aufgeklärt ist. Er selber 
hat ja am 21 . November 1949 eine Aktennotiz 
angelegt, in der er davon spricht, daß er zu 
Rizzi ging, um ihn über die Sache zu inter­
pellieren. 

Schließlich wurde auch das Hypotheken­
und Credit-Institut überprüft. Der Rechnungs­
hofausschuß fand keinen Anlaß, auf die 
Bemerkungen des Rechnungshofes näher ein­
zugehen, da die vom Rechnungshof aufge­
zeigten Kreditgeschäfte in Verfolg der 
Vollbeschäftigungspolitik der Bundesregierung 
erfolgt sind, wie man überhaupt sagen kann, 
daß der Aufsichtsrat beim Hypotheken- und 
Credit-Institut als einziger der verstaatlichten 
Banken mehr Einfluß auf die Geschäfts­
tätigkeit hat als bei den anderen Banken. 
Und da eines der heute hier schon genannten 
Aufsichtsratmitglieder, ein Parteigegner, der 

Abg. Weinberger, hier im Saale sitzt, möchte 
ich sagen : Es ist uns auch nie eingefallen, 
den Aufsichtsratsmitgliedern von der Gegen­
seite in den verstaatlichten Banken, bei der 
Creditanstalt und bei der Länderbank, eine 
Schuld beizumessen, weil wir sehr genau 
wissen, wie wenig Einblick den Aufsichtsrats­
mitgliedern bei den Groß banken nach den 
bisherigen Anordnungen des damaligen Ver­
mögenssicherungsministeriums tatsächlich ge­
währt wird. Daraus resultieren ja auch 
einige Anträge, die wir hier erwähnt haben. 

Wir haben daher nach dieser Darstellung, 
die nun zuletzt gegeben wurde, gar keinen 
Anlaß gehabt, die Gegenberichte der Banken 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Wenn der eine Bankdirektor in der Ein­
leitung von "mein Institut" spricht, so muß 
ich sagen, spricht dies durchaus für seine Art. 
Ich habe noch nie in irgendeinem Schreiben 
irgendeines Leiters anderer verstaatlichter 
Betriebe eine derartige Redewendung gehört ; 
es ist weder dem Generaldirektor Preindl 
je eingefallen, von "meinen Forsten" zu reden, 
ebensowenig wie Generaldirektor WIasak von 
"meiner Tabakregie" gesprochen hat. 

Ebensowenig aber werden wir nach dem 
Inhalt des Einschauberichtes die Rechtferti­
gung der Banken zur Kenntnis nehmen. Aus 
diesem Grunde haben wir es abgelehnt, dem 
schließlich vom Abg. Raab vorgelegten Antrag 
beizutreten, und haben beschlossen, vorzu­
schlagen, den Bericht des Rechnungshofes zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Wir haben nun außer diesem Antrag eine 
weitere Minderheitsentschließung eingebracht. 
Der Herr Abg. Honner hat angekündigt, 
dieser Minderheitsentschließung beitreten zu 
wollen.  Aus Gründen der Loyalität bin ich 
verpflichtet, den Herrn Abg. Honner darauf 
aufmerksam zu machen, er möge sich diesen 
Schritt gut überlegen ; das könnte einmal bei 
einem späteren Säuberungsverfahren ein An­
klagepunkt gegen ihn sein, denn das Ver­
sprechen, bei den Banken Ordnung zu machen, 
hat in erster Linie Bundeskanzler Figl a bge­
geben. Wenn aber dem Kollegen Honner 
daraus irgendeil1 politischer Nachteil erwachsen 
sollte, so sind wir in Anerkennung seines Mit­
stimmens bereit, ihn, soweit es in unserer 
Macht steht, der drohenden Säuberung zu 
entziehen. (Heiterkeit.) 

Wir haben also, wie der Herr Abg. Stüber 
schon mit Recht festgestellt hat, beantragt, 
daß dem zuständigen Ressortmillister , der 
letzten Endes die politische Verantwortung 
zu tragen hat, auch die Möglichkeit gegeben 
wird, auf die Geschäfte der auf Grund der 
staatlichen Anteilnahme eingesetzten Vor­
standsmitglieder den nötigen Einflu ß zu 
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nehmen. Ob er es direkt organisiert oder ob er 
es über die Verwaltungsräte organisieren 
lassen will, denen wir aber, vorerst das ihnen 
nach dem Aktiengesetz zustehende volle Mit­
spracherecht geben müßten, das mag er als 
zuständiger Ressortminister entscheiden. 

Wir haben auch verlangt, daß den Herren 
in den verstaatlichten Banken eine Beteiligung 
an ausländischen Unternehmungen nur dann 
gestattet werden darf, wenn sie die Mehrheit 
erwerben können, denn nur die Mehrheit bei 
einer solchen Unternehmung sichert dem 
Rechnungshof die volle KontrolImöglichkeit, 
ohne ihn von der Zustimmung irgendeiner 
geheimnisvollen türkischen oder sonstigen öst­
lichen Gruppe abhängig zu machen, für die die 
Herren vom VdU jetzt auf einmal ihre Sym­
pathien entdeckt haben. 

Schließlich haben wir die Minderheits­
entschließung auch verlangt, damit dem 
Rechnungshof ähnlich wie bei den wirtschaft­
lichen Unternehmungen mit eigener Rechts­
persönlichkeit nach § 11 des. Rechnungshof­
gesetzes die Teilnahme an den Aufsichtsrat:.. 
sitzungen gesta,ttet sein möge, damit er recht. 
zeitig nach dem Rechten sehen kann. Denn 
darin liegt ja der Wert der demokratischen 
Kontrolle : Dadurch, daß sie da ist und daß 
sie sich ungestört entfalten kann, verhindert 
sie wesentlich mehr, als sie etwa später auf­
zudecken in der Lage ist. 

Schließlich haben wir nach allen Erörte­
rungen über die Nationalbank von neuem die 
Feststellung gemacht, daß der Nationalbank 
die Gebarung mit den Devisen als Hoheits­
verwaltung endlich entzogen werden muß und 
daß diese Gebarung als Hoheitsakt von 
Beamten besorgt werden muß, die genau die 
gleichen Verpflichtungen haben wie andere 
Staatsbeamte, die Hoheitsakte besorgen, näm­
lich die Pflichten der gleichen Behandlung 
aller Parteien, .  aber auch die Pflicht zur Amts­
verschwiegenheit und zur Amtstreue, wie sie 
für die anderen Staatsbeamten gelten. Ob 
das Finanzministerium dafür eine eigene Ab­
teilung des Ministeriums organisiert oder ob 
es dies durch die Finanzlandesdirektionen 
tun läßt, möge es selber entscheiden, aber 
einem Institut, das dem direkten Weisungs­
recht des Finanzministers ent�ogen ist, 
Hoheitsverwaltung anzuvertrauen, das müßte 
nach den bisherigen Erfahrungen bei der 
Nationalbank als ein mißglückter Versuch 
angesehen werden. 

Schließlich haben wir vorgeschlagen , daß 
man auch namens des Nationah'ates da�u 
Stellung nimmt, daß �wei Funktionäre oder 
z.umindest ein Funktionär und ein Konsulent, 
die Herren Dr. Joham und . Dr. Grimm, vor 
einem parlamentarischen Untersuchungsaus­
schuß unrichtige Angaben gemacht haben. 

Wir haben schließlich auch vorgeschlagen, 
man möge das Verhalten des Generaldirektors 
Joham 7iur Firma seines Sohnes, Helmut J oham, 
mit der Einlage von 144.000 Pfund als unstatt­
haft be�eichnen und den Finanzminister auf­
fordern, unverzüglich jene Maßnahmen �u 
ergreifen, welche zur Herstellung einer ein­
wandfreien Geschäftsführung bei den verstaat­
lichten Banken nötig sind. Daß die Geschäfts­
führung nicht überall den Eindruck des Ein­
wandfreien gemacht haben muß, scheint ja auch 
der Grund für die Erklärung des Herrn Bundes­
kaIl2ilers zu sein, nach dem Rechten z.u sehen. 

Wir sind daher überzeugt, daß, wie immer 
die Abstimmung heute hier im Hause ausgehen 
wird, diese unsere Vorschläge früher oder 
später die Grundlagen für die Reorganisation 
bei den verstaatlichten Banken und bei der 
Nationalbank sein werden (Abg. Dr. H. Kraus : 
Also ihr hoDt doch noch !), obwohl diese Maß­
nahmen gerade von der Regierungspartei 
abgelehnt werden, deren Ressortminister durch 
die Ablehnung des verstärktes Einflusses am 
stärksten betroffen wird. (Abg. Ing. Raab : Ein 
Danaergeschenk ! - Abg. Dr. H. Kraus :  Ihr 
habt gehofft, daß ihr einmal das Finanzministe­
rium kriegt !) Herr Abg. Kraus, Sie ver­
wechseln Ihre Hoffnungen mit den unsrigen ! 
Wir wissen über Ihre Hoffnungen sehr gut 
Bescheid. Über unsere aber sind Sie schlecht 
informiert, Herr Dr. Kraus ! Wir sind der 
Meinung, daß das demokratische Gemein­
schaftsleben nicht nur das Recht auf die 
Freiheit gibt, sondern auch die Pflicht zur , 
Einhaltung bestimmter gesetzlicher oder 
moralischer Verhaltungsmaßregeln verlangt. 

Wir Sozialisten· werden in Österreich stets 
dafür eintreten, daß Bankdirektoren nicht 
mehr Rechte haben als andere Staatsbürger 
und Leiter verstaatlichter Banken nicht mehr 
Rechte haben als andere Leiter von Staats­
oder verstaatlichten Betrieben. Wir bedauern, 
daß die Östeneichische Volkspartei sich durch 
die Haltung ihrer Presse so weit verrannt hat, 
daß sie es ablehnt, über Vorschläge sachlich 
zu diskutieren, die sie in absehbarer Zeit 
wird durchführen müssen. (Abg. Ing. Raab : 
Sie haben sich in eine Sackgasse verrannt !) 
Wir sind der Meinung, daß die österreich ische 
Bevölkerung in ihrer überwiegenden Mehrheit, 
auch die Wähler anderer Parteien, über die 
Einhaltung von Rechts- und Moralgrundsätzen 
durch Bankdirektoren die gleiche Meinung 
hat, die wir haben. (Abg. Ing. Raab : Ein 
Riickz'll,g bis an die Beresina !) Diese Meinung 
wird sich letzten Endes in Österreich . durch­
setzen. 

Der VdU hat mit seiner Entscheidung für 
Joham (Abg. Dr. H. Kraus: Für das Recht !) 
politisch kapituliert, bevor er sich noch in das 
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von Dr. Kraus noch vor kurzem so stürmisch 
geforderte Wahlgefecht eingelassen hat. Für 
Recht, Sauberkeit und Leistung haben Sie sich 
von Ihren Wählern in das Parlament schicken 
lassen, und für Papier und Joham haben Sie 
sich entschieden ! (Lebhafte Zustimmung bei 
bei den Bozialisten.) Als Sie, Herr Dr. Kraus, 
im Vorjahr in allen Zeitungen schrieben : 
"Ich wähle Gleißner l",  haben zwei Drittel 
Ihrer Wähler den Gegenkandidaten gewählt. 
Jetzt stimmen Sie für J oham, Grimm und Szab6, 
und die Antwort Ihrer Wähler wird nicht anders 
ausfallen. (Abg. Dr. H. Kraus: Gegen Bag­
meister !) 

Wenn sich die durch die bezahlten Inserate 
in ihrer Presse künstlich aufgeputschten Wogen 
der Erregung wieder gelegt haben, werden auch 
die verantwortungs bewußten Menschen in der 
Volkspartei zur besseren Einsieht kommen. 
(Abg. Ing. Raab: Wir danken für die Beleh­
rung !) Daß wir S07.ialisten unbekümmert um 
Verlockungen und Drohungen, Beschimpfun­
gen und Verleumdungen den demokratischen 
Grundsatz der Sauberkeit der Verwaltung, der 
ungehemmten Kontrolle durch den Rechnungs­
hofund der gleichen Rechte und Pflichten hoeh· 
gehalten haben, werden uns die anständigen 
Menschen in diesem Land danken und an· 
erkennen. 

Wenn wir heute gegen eine Zufallsmehrheit 
dieses Hauses mit unseren Anträgen in der 
Minderheit bleiben, dann wissen wir eines . . .  
(Lebhafte Zwischenrufe bei OVP und KdU.) 
Sie meinen, das ist kein Zufall,  Herr Abg. 
Haunschmidt ? (Abg. Hartleb: Eine Tat­
sache ist es I) Wissen Sie, Herr Abg. Hartleb, 
auch über solche Tatsachen, die Sie falsch auf­
fassen, wird zur gegebenen Zeit zu reden sein. 
(Abg. Hartleb: Bie haben bisher in einer Fik­
tion gelebt ! Bie haben geglaubt, Bie sind die M ehr­
heit !) Herr Abg. Hartleb ! Wenn man von 
Fiktionen spricht, trifft das höchstens für die 
bedauernswerten Staatsbürger zu, die Ihnen 
vertraut haben ! (Lebhafte Zustimmung bei den 
Sozialisten.) 

Wir wissen also unabhängig vom Ausgang 
der heutigen Abstimmung eines : Rech� und 
Anständigkeit werden sich in Österreich 
schließlich durchsetzen, auch gegen Joham und 
seine Johamiter ! (Starker anhaltender Beifall 
bei den Bozialisten. - Zwischenrufe. - Abg. 
Dr. Pittermann: Haraeb, denk an den Rat, 
den du gestern dem H onner gegeben hast : Man 
soll nicht schreiben 1 - Abg. Hartleb: Ich muß 
ja Ihre U nwahrkeiten notieren, ich kann mir ja 
unmöglich alles merken ! - Abg. Dr. Pitter­
mann: Fur Bie gilt dasselbe wie für Bonner: 

Abg. Dr. Rupert Roth : Hohes Haus ! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren ! Seit Wochen, 
man kann wohl sagen, schon seit Monaten 
wird über die drei großen verstaatlichten öster­
reicbischen Banken gesprochen und geschrie­
ben. Es muß leider festgestellt werden, daß 
sich diese Debatte nicht immer in dem der 
Sache gebührenden Rahmen abgespielt h�t, 
daß vielfach wenig patriotischer Sinn bei Be­
sprechung einer so heiklen Materie maßgebend 
war. Wir sind aber der Meinung, daß diese 
Bankendebatte, die mitunter, wie bereits 
festgestellt, mit äußerst unqualifizierbaren 
Ausdrücken geführt wurde, auch etwas Gutes 
gebracht hat. Wir sehen dieses Gute vor allem 
darin, daß erstmalig der Öffentlichkeit so 
recht zum Bewußtsein gebracht wurde, welche 
entscheidende Rolle unsere Banken im öster. 
reichischen Wirtschafts- und Staatsie ben 
spielen. 

Ein weiteres Positivum sehen wir darin, 
daß sich die österreichische Bevölkerung durch 
diese Debatte und durch die Auswüchse, die 
damit verbunden waren, nicht ins Bockshorn 
jagen ließ, daß sie Ruhe bewahren konnte und 
somit wesentlichst dazu beigetragen hat, daß 
aus dieser unverantwortlichen Debatte ein 
größeres Unglück für unsere Wirtschaft und 
damit für unser junges Staatsleben wie auch 
für die Staatsform, für die Demokratie, ver­
hindert werden konnte. 

Ich darf daher zurückkommend auf Punkt 1 
meiner Feststellungen einen kur7.en Über­
blick über die Tätigkeit der verstaatlichten 
Banken in ihrem bedeutenden wirtsohaftlichen 
Ausmaß bringen. 

Eine Broschüre mit auswechselbarem Text ! -
Abg. Hartleb: lek werde frei reden, ich garan­
tiere dafür !) 

Wenn wir bei der Creditanstalt beginnen, 
können wir feststellen, daß diese Anstalt an 
einer Reihe maßgebendster Unternehmungen, 
vor allem im Inland, aber auch im Ausland, 
beteiligt war. Ich möchte hier gleich vorweg­
nehmen, daß jeder Wirtschaftstreibende in 
einer Auslandsbeteiligung eine positive Tat­
sache für die Wirtschaft des Inlandes erblickt. 
Wir müssen aber auch feststellen, daß solche 
Unternehmungen, gewachsen durch Wechsel­
beziehungen, nicht immer so, wie es in der 
Resolution des Herrn Abg. Pittermann ver­
langt wird, unbedingt mit einer Mehrheits­
beteiligung und nur unter einer Mehrheits­
beteiligung gebildet werden können. Wenn 
wir nun zu den Inlandsbeteiligungen der 
Creditanstalt und der Länderbank zurück­
kehren, dann dürfen wir nicht vergessen, daß 
im Laufe der Entwicklung nach dem ersten 
Weltkrieg bereits die Creditanstalt wie auch 
die Länderbank verschiedene andere Banken 
beziehungsweise die zu diesen Banken ge­
hörenden Unternehmungen in ihre Betreuung 
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auf- und übernehmen mußten, wodurch eine 
Reihe von Beteiligungen entstanden sind, die 
heute abzustoßen infolge des Geldmangels, 
infolge der Vernichtung ,des Kapitals aus­
geschlossen wäre, es sei denn, man würde 
diese Betriebe einer direkten Verstaatlichung 
74uführen. Zu einem solchen Unterfangen 
könnte wohl die Österreichische Volkspartei 
grundsätdich ihre Zustimmung nicht erteilen, 
und dies wohl auch schon deshalb nicht, weil 
bis heute noch immer diejenigen, die durch das 
Verstaatlichungsgeset74 betroffen wurden, auf 
die ihnen versprochene Entschädigung warten 
müssen. 

Der Geschäftsumfang dieser Banken ging 
ja bereits in den letzten Jahren ins Gigantische. 
Festgestellt muß werden, daß diese Banken 
vorerst einen eigenen Leitungsapparat auf­
stellen mußten. Es darf nicht übersehen 
werden, daß diese Unternehmungen mit maß­
geblichen Non-Valeurs, beispielsweise mit 
Reichsschatzscheinen, belastet waren und dar­
über hinaus auch eine Rekonstruktion in 
ihrem Personal, wenn ich mich so ausdrücken 
darf, durchzuführen hatten. Eine Ziffer, die 
mir von der Creditanstalt bekannt ist, besagt, 
daß die Belastung durch Reichswerte, also 
Non-Valeurs, 300 Millionen Schilling ausge­
macht hat und daß das Gesamtloch in der 
Bilan74 rund 600 Millionen Schilling betrug. 

Wenn wir nun die Geschäftsabwicklung der 
Creditanstalt seit dem Jahre 1946 verfolgen, 
können wir feststellen, daß bereits in diesem 
Jahre, also unmittelbar nach dem Zusammen­
bruch größten Ausmaßes, die Creditanstalt 
einen Umsat74 von 10·6 Milliarden Schilling bei 
Abwicklung von 1 ,350.000 Geschäftsfällen er­
zielt hat. Im Jahre 1947 ist der Umsatz auf 
23 Milliarden Schilling, die Abwicklung der 
Geschäftsfälle auf 1 ·7 · Millionen Fälle, im 
Jahre 1948 der Umsatz auf 49 Milliarden 
Schilling und die Abwicklung auf 2·4 Millionen 
Geschäftsfälle, und so fort bis zum Jahre 1951 
der Umsatz auf 172·.3 Milliarden Schilling und 
die Abwicklung auf 6,250.000 Geschäftsfälle 
angewachsen. 

Wenn wir dem gegenüberhalten, daß bei 
einer mehr als eineinhalbjährigen Prüfung 
beispielsweise bei der Creditanstalt die Be­
anstandung von nur sechs Geschäftsfällen 
erfolgt ist, dann, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, stehe ich persönlich nicht an, der 
Leitung eines solchen Unternehmens meine 
Anerkennung auszusprechen. (Zustimmung bei 
der (j V P.) Denn bedenken Sie : Im Jahre 1951 
allein wurden 6 Millionen Geschäftsfälle ab­
gewickelt, und hiebei fanden nur sechs Fälle 
beim Rechnungshof eine Beanstandung : Be­
ansta.ndungen, über die man verschiedener 
Meinung sein kann, Beanstandungen in Fällen, 

die infolge der großen Schwierigkeiten nach 
dem Jahre 1945 meiner Meinung nach teil­
weise, soweit menschliches Ermessen reicht, 
unabdingbar waren. 

Es ist ja eine Tatsache , daß gerade das 
Bankgeschäft mehr als die Führung anderer 
Betrie be mit dem Eingehen eines gewissen 
Risikos verbunden ist. Ich glaube nicht, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, daß 
ich mich in einer all74u schlechten Gesellschaft 
befinde, wenn ich aus einem Brief des Stadt­
rates Hugo Breitner, den er ungefähr im Jahre 
1945 geschrieben haben dürfte und der sich 
mit der Verstaatlichung von Banken und vor 
allem mit der Handhabung des Bankgeschäftes 
befaßt, zitiere, in dem er unter anderem bei­
spielsweise sagt : "Es muß dabei Ein74elverluste 
geben bei Gesamtgewinnen". Das heißt : Das 
Risiko, das ein Bankmann zwangsläufig einzu­
gehen hat, kann - und das liegt in der Natur 
der Sache - nicht immer nur 74U positiven 
Erfolgen, sondern es muß 74wangsläufig auch 
mitunter zu negativen Erfolgen führen oder, 
besser gesagt, Defi74ite in dem einen oder 
anderen Geschäft nach sich ziehen. 

Die entsprechenden Ziffern bei der Länder­
bank, um von dieser zu sprechen, besagen, daß 
die Umsätze dieser Anstalt im Jahre 1950 
76 Milliarden Schilling und im Jahre 1951 
144 Milliarden Schilling betrugen. Verglichen 
mit dem Bankkapital, das bei der Länderbank 
20 Millionen Schilling Nominale ausmacht und 
bei der Creditanstalt 70·7 Millionen Schilling, 
kann man ernlessen, in welchem Mißverhältnis 
- und das gehört auch zum Wesen der Bank­
geschäfte, hier könnte ich wieder Hugo Breitner 
zitieren - unter Umständen Risiko und 
Risikokapital 74ur Deckung mancher Geschäfte, 
die man im Augenblick abschließt, stehen muß. 
Es kann einfach nicht jeder an eine Firma 
gewährte Kredit so sicher sein wie eine 
erste Hypothek auf einem niedrig einge­
schätzten Haus. Und hier liegt das Wesen, 
hier liegt der Kern eines Bankgeschäftes, 
und hieraus bedingt sich automatisch das 
Risiko, mit dem solche Geschäfte geführt 
werden müssen. Wenn man dann feststellen 
kann, daß bei der Creditanstalt bei Umsät74en 
im letzten Jahr von 1 72 Milliarden und bei 
der Abwicklung von 6 Millionen Geschäfts­
Iällen und bei der Länderbank bei Umsätzen 
von 144 · Milliarden Schilling und der A b­
wicklung von auch in die Millionen gehenden 
Geschäftsfällen bei der Creditanstalt sechs und 
bei der Länder bank einige Fälle Beanstandung 
finden, dann, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, erlaube ich mir ebenfalls der 
Meinung zu sein und dieser dahin gehend 
Ausdruck ZU geben, daß diese Institute gut 
geführt sind. 
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Ich will hier auch die positiven Qualitäten 
dieser Führung verteidigen. Ich möchte noch 
feststellen, daß laut Statut der Länderbank 
und der Creditanstalt die Gestion durch ein 
Grem,ium, also durch ein Kollegium geführt 
wird, in dem der Generaldirektor kein Dirimie­
rungsrecht besitzt, das heißt praktisch bei 
zwei Vorstandsmitgliedern, daß alle diese 
Geschäftsfälle im Vorstand eine einstimmige 
Erledigung finden müssen. 

Ich stehe von meiner Behauptung nicht ab, 
daß die Vorstände sicherlich nicht ermangelt 
haben, ihre Aufsichtsräte fallweise, im Prinzip, 
von der Geschäftsgebarung der von ihnen 
geführten Institute zu unterrichten, und dies 
schon deshalb, weil eine gewisse Mithaftungs­
pflicht auch den Aufsichtsrat trifft. 

Ich möchte noch einmal kurz auf die 
Beteiligungen zurückkommen. Ich habe bereits 
ausgeführt, daß diese Zuwächse an Geschäften, 
diese Beteiligungen zwangsläufig, vor allem 
bei der Creditanstalt, daher kamen, daß sie die 
seiner zeitige Bodencreditanstalt, die eine aus­
gesprochene Industriebank gewesen ist, 
sanieren und übernehmen mußte. Ich möchte 
aber nicht ermangeln festzustellen, daß gerade 
in der Bewältigung dieser Aufgabe, der Unter­
haltung und Finanzierung dieser Betriebe, die 
Großbanken entscheidende soziale Aufgaben 
zu erfüllen haben und dieso auch erfüllen. 

Wenn wir uns hier wieder zuerst mit der 
Creditanstalt beschäftigen, so möchte ich 
darauf verweisen, daß unter den von der 
Creditanstalt betreuten Betrieben eine nam­
hafte Anzahl mittlerer und größerer öster­
reichischer Betriebe ist. Ja ich möchte sogar 
noch weiter gehen in meiner Behauptung, 
indem ich feststelle, daß auch die übrigen 
verstaatlichten Industrien, wie die Alpine 
Montangesellschaft, die VÖEST usw., in den 
Anlauf jahren ohne die Kredite dieser Banken 
nicht imstande gewesen wären, diese Industrien 
wieder in Gang zu bringen und damit den 
sozialen Frieden in unserem Lande zu erhalten. 

Dasselbe, meine sehr verehrten Herren, 
gilt auch für die Länderbank und in einem 
bescheidenerem Umfange für das HCI. Es 
wurde hier schon ausgeführt, daß man unter 
Berücksichtigung der Absicht, die Voll­
beschäftigung möglichst zu erhalten, in der 
Kreditgewährung bei dem Hypotheken- und 
Credit-Institut an zwei größere Unter­
nehmungen in dem im Rechnungshofbericht 
angeführten Ausmaß keinen Grund gefunden 
habe, die Gestion der Bank zu kritisieren. 
Dasselbe Recht, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, möchte ich im Sinne distributiver 
Gerechtigkeit auch den übrigen Großbanken 
zubilligen. Ja, ich möchte nochmals wieder­
holen : Wären sie in den Jahren 1945, 1946 -

und das bin ich selbst imstande zu bezeugen -
nicht dagewesen, beziehungsweise hätten sie 
der ihnen zugeteilten wirtschaftlichen Funktion 
nicht entsprechen können, ich glaube, der 
Wiederaufbau unserer Schwer- und Schwerst­
industrie hätte wesentliche Verzögerungen 
erfahren, wodurch vor allem die Arbeitnehmer 
- denn in diesen Betrieben sind zehntausende 
Ar beitnehmer beschäftigt - betroffen worden 
wären und darunter hätten leiden müssen. 

Ich darf im Zusammerihang mit den Be­
teiligungen und Geschäftsumfängen dieser 
Großbanken auch kurz darauf verweisen, daß 
der Rechnungshof selbst angibt, daß die 
Creditanstalt im Jahre 1948 12·5 Millionen 
Schilling, im, Jahre 1949 1 8·8 Millionen Schilling, 
im Jahre 1950 bereits 35 Millionen Schilling 
und im ersten Halbjahr 195 1  über 30 Millionen 
Schilling an Gewinnen, aber nicht, wie sich 
der Herr Abg. Honner immer auszudrücken 
beliebt, an Profiten erzielt hat. 

Die analogen Zahlen für zwei Jahre, die ich 
hier habe, sind bei der Länderbank für das 
Jahr 1 950 42·5 Millionen Schilling und im 
Jahr 1951 sogar 104 Millionen Schilling. Diese 
Tatsachen - und hier möchte ich wieder den 
Satz des Herrn Stadtrates Breitner zitieren -
sind für die Beurteilung der Gesamtgestion 
solcher Institutionen maßgebend. Es muß 
dabei Einzelverluste geben bei Gesamtgewinnen. 

Diese Institute haben, wie der Rechnungshof 
hier feststellt, beachtliche Gewinne in den 
letzten Jahren erzielt, in einem solchen Ausmaß, 
daß sie bereits mit Abschluß dieses Jahres 
imstande sein werden, die Rekonstruktion der 
Banken aus eigener Kraft durchzuführen. Das 
ist ein Erfolg, der meiner Ansicht nicht genug 
unterstrichen werden kann. 

Ich darf mich nun zum zweiten Positivum, 
von dem ich eingangs gesprochen habe, 
das diese Bankendebatte in Österreich 
ausgelöst hat, wenden und mich damit eben­
falls beschäftigen. Ich habe bereits gesagt, 
daß die Auseinandersetzungen in der Presse 
- dabei betone ich von Haus aus, daß mich 
die kommunistische Presse überhaupt nicht 
interessiert ; hier muß ich bedauerlicherweise 
vor allem das Hauptorgan des Koalitions­
partners, der Sozialistischen Partei, die 
"Arbeiter-Zeitung" zitieren - weder von 
Objektivität noch von gutem patriotischem 
Willen getragen waren und geeignet hätten 
sein können, größte wirtschaftliche Schäden 
anzurichten. 

Der Nationalrat Dr. Pittermann hat früher 
Bezug genommen auf die Bankenzusammen­
brüche in den dreißiger Jahren. Ich erinnere 
mich an den · Fall "Zentralbank Deutscher 
Sparkassen". Sie ist zusammengerumpelt, weil 
in einem Wiener Schmierblatt, ich weiß nicht, 
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ob es der "Abend" oder ein anderes Blatt war, 
ein abfälliger Artikel gestanden ist. Es entstand 
ein Run, und die Folge war, daß die Zentral­
bank . Deutscher Sparkassen als erste öster­
reichische Großbank - ich habe damals in 
Wien studiert und habe es noch genau in 
Erinnerung - liquidiert werden mußte. Und 
zum Schluß hat sich herausgestellt, daß diese 
Liquidation mit einem Positivum von 3 Mil­
lionen Schilling geendet hat, ein Beweis dafür, 
wie man ein an und für sich gesundes Institut 
durch Pressepolemik zugrunde richt.en kann. 
(Zwischenrufe. ) 

Mir ist wohl bekannt, daß heute die' Kon­
struktion dieser Banken innerlich etwas anders 
ist als damals. Wir müssen immer wieder 
feststellen, daß es heute, weil die Steuergesetz­
gebung und verschiedene andere Institutionen 
schon dafür sorgen, daß für den echten Sparer 
ein viel zu geringer Spielraum bleibt, den echten 
Sparer praktisch nicht gibt. Denn bei Einlagen 
von 15 Milliarden Schilling in österreichischen 
Geldinstituten sind nur 2 Milliarden sogenannte 
Sparguthaben. Der Rest sind Girogelder usw. 
Die Gefahr eines Runs ist daher heute nicht 
so groß, aber zu einer partiellen Gefahr können 
solche Äußerungen in der Presse absolut 
führen. 

Nun muß ich feststellen, daß den Reigen 
dieser Erzählungen und Geschichten, die da 
verbrei��t wurden, ein prominentes Mitglied 
der SPO, Herr Dr. Migsch, der Listenführer 
im Wahlkreis Graz, mit seiner Rede auf dem 
Parteitag der Sozialistischen Partei am 1 1 .  März 
1952 - laut "Neue Zeit" - eröffnet hat. Ich 
habe mir damals schon die Zeitung so ein 
bisserl mit meinen Anmerkungen versehen, 
ohne zu wissen, daß ich heute zu diesem 
Bankenproblem Stellung nehmen soll. Damals 
schon bringt Herr Dr. Migsch in seiner An­
sprache Redewendungen, die in uns den Ver­
dacht aufkommen ließen, daß der Redner 
über Quellen verfügen muß - und im Rech­
nungshofausschuß ist bei verschiedenen An­
fragen diese Fratze immer wieder hervor­
gekommen -, die uns und den übrigen Mit­
gliedern des Rechnungshofausschusses ver­
schlossen geblieben sind. 

Und wenn Sie die weiteren Auslassungen 
über diese Frage auf dem Parteitag - das 
war ja das große Signal - verfolgen, dann 
können Sie feststellen, daß sich diese Artikel­
schreiber nicht gebessert haben. Ich habe diese 
Artikel schon teilweise im Rechnungshof­
ausschuß angeführt, bin aber leider ge­
zwungen, es heute nochmals zu tun, weil es 
mir scheint, daß diese Artikelschreiber, obwohl 
der Rechnungshofausschuß nach 40 stündiger 
Debatte, oder was weiß ich, wie lange wir dort 
herumgesessen sind, trotz der Sezierung dieser 

Bankinstitute feststellte, daß nichts Frauduloses 
geschehen ist, was man den Leitungen dieser 
Banken vorwerfen könnte, nicht besserungs­
fähig sein können, weil sie nach dieser Sitzung 
des Rechnungshofausschusses dieselben Artikel 
-bitte, lesen Sie heute die "Arbeiter-Zeitung" -
genau so wie damals schreiben. Ich habe im 
Rechnungshofausschuß vor allem dagegen pro­
testiert, daß sie nicht nur Einzelverdächti­
gungen wie "Johamiter" usw. erheben, sondern 
daß sie ihren Koalitionspartner , und das ist 
die Volkspartei, pauschaliter als die Partei 
der Korruptionisten und der Bankenschweinerei 
hinstellen. 

Nun muß ich feststellen, daß diese Rede­
wendung - ich muß sehr aufpassen, daß ich 
mich nicht in der Zeitung irre - nach dieser 
Sitzung im Rechnungshofausschuß wieder er­
scheint. Denn hier steht : "Durch die Annahme 
des Antrages Raab hat die ÖVP neuerlich 
bewiesen, daß sie die Partei der Korruption 
und der Bankenschweinereien ist. " So ge­
schrieben in der "Arbeiter-Zeitung" vom 
12.  Juli. 

Und hier, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich eines sagen : Solchen 
Methoden gegenüber sind wir empfindlich, 
weil uns die Ehre des Kleinsten · wie des 
Größten heilig ist. Und das ist für uns keine 
Phrase, sondern das ist uns eine Herzens­
angelegenheit und eine der Grundlagen unseres 
Parteiprogramms. ( Beifall bei der Volks­
partei.) Hier lassen wir mit uns nicht spaßen. 
Mir ist es bis jetzt noch nie eingefallen - ich 
bin ja nebenbei auch Jurist -, irgendeinen, 
und sei es auch ein politischer Gegner, einer 
Handlung zu bezichtigen - und sei es auch 
durch einen allgemeinen Pauschalausdruck -, 
die ich nicht beweisen kann. Und deshalb 
- das muß ich hier festnageln - mußten wir 
darauf bestehen, daß der Grundsatz des beider­
seitigen Gehörs auch hier bei der Banken­
einschau durchgesetzt wurde. Es ist nur 
bedauerlich, daß es hiezu eines Beschlusses 
des Rechnungshofausschusses bedurfte, bevor 
man diesen Rückfall in andere Methoden 
- möchte ich fast sagen - rückgängig gemacht 
hat. Vielleicht geschah dies infolge von Ver­
geßlichkeit, daß man selbst einmal Jurist 
gewesen ist und eigentlich wissen müßte, daß 
seit dem römischen Recht dieser Grundsatz 
zur elementaren Norm jeder Rechtsordnung 
des Abendlandes geworden ist. Und jetzt 
will man sich nicht erinnern, daß wir zum 
Abendland gehören, weil man �ich vielleicht 
schon bei irgendeinem Zaun anlehnen will. 
Ich habe den Briefwechsel zwischen dem 
Rechnungshof und dem zuständigen Re­
gierungsmitglied genau verfolgt und finde ihn 
unverständlich, da man doch einmal die 
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Bänke in den Lehrsälen der juridischen 
Fakultäten unserer Universitäten gedrückt hat. 

Ich möchte zu diesem Punkt noch eines sagen : 
In einem krassen Widerspruch zu all diesen 
Presseerscheinungen und zu diesen Aus­
lassungen im Zentralorgan der Sozialistischen 
Partei steht die Empfindlichkeit, wenn dann 
einmal - bitte, ich bin vielleicht bereit, es 
zuzugeben - ein Schnitzer in einem anderen 
Blatt passiert. Dann ist man angerührt wie 
eine Mimose, dann schreit man nach dem Kadi 
- das ist auch ein Kapitel, mit dem ich mich 
besch äftigen möchte -, dann ruft man nach 
der Staat,sanwaltschaft und ähnlichen Institu ­
tionen. 

Ich habe mich heute der Mühe unterzogen, 
hier anzuhören, wie sich der Herr Abg. 
Dr. Kraus mit der Steyrermühl beschäftigt 
hat und was er in diesem Zusammenhang zu 
sagen wußte. Ich habe keinen Grund zur 
Annahme, daß sich Herr Dr. Kraus das, was 
er gesagt hat, aus seinem Finger gezuzelt hat. 
Aber mir fällt nur eines auf. Bei Richter­
Brohm hat so etwas genügt, ihn neun Monate 
in den Kotter zu stecken, hier � aber geht der 
Beschuldigte auf Urlaub, und das ganze Ver­
fahren muß sich danach richten, wann er 
vom Urlaub zurückkommt. 

Sie gestatten, daß ich hier gleich ausspreche, 
daß man in jeder Beziehung, und wen immer 
es trifft, gleich abwiegen und gleich handeln soll. 
(Beifall bei der (j V  P.) Auch das gehört zu 
unserem Part.eiprogramm und ist ein fundamen­
taler Grundsatz jeder Demokratie, Herr 
Dr. Pittermann ! Vernichten wir die Demokratie 
wieder wie vor 1938 ? Wollen Sie das ? 
(Zwischenrufe bei der S PÖ.) Was ist damals 
geschehen ? Das sind die wirklichen Sorgen, 
die wir haben, daß man jetzt aus partei­
politischen Gründen heraus auch die Zweite 
Republik denselben Weg zu gehen zwingt wie 
die Erste. (Zu8timmung bei der Ö V  P. - Abg. 
Dr. Pittermann:  Herr Dr. Roth ! Sie wissen 
aber, daß bei Proze88en die Richter beschließen 
und niemand anderer ! - Anhaltende- Unruhe.) 

Präsident Böhm: Ich bitte um Ruhe, meine 
Herren ! Das Wort hat nur Herr Dr. Roth. 

Abg. Dr. Rupert Roth (fortsetzend) : Ich darf 
mich auch noch etwas mit dem Rechnungshof­
bericht als solchem beschäftigen. Ich habe auch 
im Ausschuß ausgeführt, daß uns der Bericht 
des Rechnungshofes nicht befriedigt. Ich kann 
aber die Gründe anführen, warum uns dieser 
Bericht nicht befriedigen konnte. Er konnte 
schon aus einem technischen Grund nicht 
befriedigen, weil man nämlich den Einschau­
bericht nicht vorher den eingeschauten Banken 
zur Verfügung gestellt hat, um das dann mit 
dem Bericht des Rechnungshofes zu ver­
arbeiten und dann . vor den Ausschuß und den 

Nationalrat 74U bringen. Außerdem glaube ich, 
daß das Rechnungshofgesetz und gewisse 
Bestimmungen, zum Beispiel der § 14 USW., 
einer gewissen Novellierung bedürfen. Denn 
Tatsache ist, daß diese Einschautätigkeit 
Mängel im Gesetz feststellen läßt, die man 
doch im Laufe der Zeit auf Grund der Er­
fahrung einer Berichtigung unterziehen soll. 

Außerdem möchte ich bei dieser Gelegenheit 
noch feststellen, daß sich die Österreichische 
Volkspartei in keinem Fall gegen eine Kontrolle 
ausspricht, auch nicht gegen eine Kontrolle 
der verstaatlichten Betriebe, wie immer sie 
heißen mögen. Man muß aber dem Rechnungs­
hof - das ist unsere Meinung - ein ent­
sprechendes Instrument, also ein entsprechendes 
Gesetz, entsprechende gesetzliche Bestim­
mungen zur Verfügung stellen, damit er in die 
Lage versetzt wird, diese Kontrolle so aus­
zuführen, daß sie erstens ihren Zweck erfüllt 
und daß sie zweitens das tut, ohne der öster­
reichischen Wirtschaft und dem österr­
reichischen Staat irgendwie zu schaden. 

Wir haben uns daher erlaubt, heute einen 
entsprechenden Antrag einzubringen. Ich 
glaube, daß es bei gutem Willen in der nächsten 
Session, also in der Herbstsession, ohne 
�eiteres möglich sein wird, dieses Instrument 
so zu schärfen, daß es in der Handhabung zu 
allseitiger Befriedigung führt. 

Ich möchte aber auch heute hier wiederholen, 
daß meiner Meinung nach die Bei74iehung der 
Buchprüferfirma Andersen & Co. ,  ich möchte 
sagen, nicht glücklich war ; denn wenn man 
gut zu lesen versteht und sich bemüht, die 
letzten Berichte aufmerksam zu lesen, so kann 
man sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
diese Herren sich nicht der Verpflichtung des 
§ 14, den ich mir heute da hier wieder genau 
angesehen habe, in seiner vollen Wirkung 
bewußt geworden sind. Denn wiederholt 
mußte ich so eine Zehe, einen Finger oder eine 
Fratze irgendwo bei Anfragen UßW. hervor­
blicken sehen, von der ich fast geneigt sein 
müßte anzunehmen, daß sie ein Bestandteil 
eines Berichtes sind, den wir nicht kennen. 
Ich glaube, auch hier müßte man wieder 
gleich wiegen und gleich verteilen. Was für 
den einen recht zu sein scheint - es gibt ver­
schiedenes Recht -, soll zumindest den 
übrigen in diesem Haus vertretenen Parteien 
zugebilligt werden. 

Außerdem habe ich auch im Rechnungshof­
ausschuß die Frage aufgeworfen : Wie werden 
wir denn Vorsorge treffen können, daß diese 
Herren jenseits unseres Limes, also außer­
halb österreichs, die Kenntnisse, die sie 
gewonnen haben und die sie sehr weidlich 
ausgedehnt haben, nicht mißbrauchen ? Wie 
sich bei der Prüfung des Rechnungshofes 
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herausstellt, gibt es hier überhaupt nur ein 
Marshallplan-Geschäft, und das ist nur ein 
halbes, die Bezahlung dieses berühmten 
Drahtes durch die Marshall-Mittel, die die Post­
verwaltung - der Repräsentant sitzt hier im 
Hause - für den Ankauf von Kupferdraht 
zu günstigen Bedingungen erhielt. 

Es ist aber auch nicht unbekannt geblieben, 
meine sehr verehrten Herren, daß diese 
Andersen-Leute bis zum Jahre 1 920 zurück 
verschiedene Unternehmungen geprüft haben, 
und meines Wissens hat es damals noch keine 
Marshallplan-Hilfe gegeben, um eine Prüfung 
über diesen Zeitraum hinaus auch nur dem 
Scheine nach zu rechtfertigen. 

Herr Dr. Pittermann ! Sie gestatten, daß ich 
mich mit Ihnen etwas auseinandersetze. Sie 
haben hier, und zwar auf Grund der Aus­
führung Ihrer Resolution, dafür plädiert, daß 
die Bankdirektoren dem Weisungsrecht des 
zuständigen Ministers unterstellt werden. Das 
hätte jetzt rein juristisch zur Folge oder müßte 
zwangsläufig zur Folge haben, daß wir die 
rechtliche Struktur dieser Banken vollkommen 
ändern müßten ; denn nach den allgemein 
gültigen Bestimmungen des Aktiengesetzes 
wie auch nach den vom Aufsichtsrat, wo­
möglich von der Vollversammlung be­
schlossenen Statuten dieser Banken - und 
das gilt auch für andere verstaatlichte Be­
triebe - ist dies ausgeschlossen. Ich kann 
ja nicht zweierlei von einem verlangen : 
Verantwortung und Bindung an Weisungen. 
Das ist ein innerer Widerspruch. So wird man 
die Wirtschaft mit Erfolg nicht führen können. 

Ich darf hier auf Herrn Hugo Breitner 
verweisen - er dürfte Ihnen besser bekannt 
sein als mir -, der sich in diesem Brief mit 
der Verstaatlichung in Österreich und mit den 
Banken im besonderen 3Juseinai:J.dersetzt, wo 
er ausdrücklich feststellt, daß ein Bank­
direktor von außerordentlicher, sowohl 
menschlicher als auch sachlicher Qualität sein 
müßte, daß es nicht möglich wäre, ihn in 
irgendein Schema - er zieht hier zum Ver­
gleich den Staatsbeamten mit allen Konse­
quenzen an - einzufügen, weil beides, Staats­
beamter und erfolgreicher Geschäftsmann zu 
sein, in den meisten Fällen unvereinbar ist. 
(Abg. Dr. Pittermann :  Bei der Tabakregie 
geht es doch auch !) 

Ja, Herr Dr. Pittermann, die Tabakregie ist 
gegründet von Kaiserin Maria Theresia als 
Monopol. (Rufe bei der SPÖ.) Moment ! Als 
Monopol, meine sehr verehrten Herren ! Einen 
Monopolbetrieb zu führen, ist in erster Linie 
eine Frage der Techniker und nicht des Kauf­
manns. (Beifall bei der (J V P.) So ist das ! 
(Abg. Dr. Pittermann :  Die Landwirtschaft 
ist ruhig, die denkt an die Bunde8 forste !) Na ja, 
passiv sind sie ohnedies dabei ! (Heiterkeit.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich darf noch einmal den Rechnungshofbericht 
zitieren, und zwar in einer meiner Meinung 
nach sehr entscheidenden Frage. Der Rech­
nungshof stellt am Schluß seines Berichtes 
bezüglich der Devisenvorschriftcn fest, daß 
eine Beanstandung irgendeines Geschäftes nach 
dem Devisengesetz eigentlich nicht möglich 
ist, daß die bestehenden Devisenvorschriften 
diese Geschäftsabwicklung ermöglichen und 
man daher schlüssig werden müsse, wie man 
die verschiedenen Löcher hier stopft. Herr 
Dr. Pittermann ! Damit sagt also der 
Rechnungshof direkt oder indirekt, daß keines 
der beanstandeten Geschäfte unter Verletzung 
österreichischer gesetzlicher Bestimmungen 
- und das ist wesentlich, meine Damen und 
Herren - abgewickelt wurde. Daß das Unter­
nehmerrisiko bei 6 Millionen Geschäftsfällen 
in der CA und 3·4 Millionen in der Länderbank 
hie und da auch ein Passivum mit sich bringt, 
liegt in der Natur der Sache. Ich möchte als 
groteskes Beispiel nur anführen, daß einem 
der Herren von der Sozialistischen Partei bei 
dem Drahtgeschäft plötzlich der Gewinn und 
bei dem Lackgeschäft der Verlust zu groß war. 
Da fragt man sich dann freilich : Wie soll 
dann ein Bankdirektor oder ein Unternehmer 
seine Geschäfte führen, wenn man ihm nicht 
zubilligt, daß bei Anerkennung von einzelnen 
Verlusten der Gesamtgewinn in der Gesamt­
gestion richtunggebend sein muß 1 

Der Herr Dr. Pittermann ist nun der Meinung, 
daß zum Beispiel das Devisengesetz ver­
schiedene Mängel aufweist ; darüber hat er hier 
gesprochen. Ich möchte nur feststellen, daß 
dieses Devisengesctz auch mit den Stimmen 
der Sozialistischen Partei hier in diesem Haus 
beschlossen worden ist. (Beifall bei der ()V P.) 
Da müssen Sie also, was Sie ja nicht sehr gern 
tun, einmal zugeben, daß auch Sie irren 
können. (Abg. Dr. Pitte rmann :  Warum 
wenden Sie sich gegen die Verstaatlichung der 
Banken ? Das luiben Bie ja auch beschlossen !) 
Na sicher ! (Heiterkeit bei der SP(). - Abg. 
Hartle b :  Wo er recht hat, hat er recht !) 

Ich möchte mich jetzt zum Abschluß nur 
noch ein wenig mit dem Unterschied zwischen 
den beiden Anträgen, dem von ÖVP-VdU und 
jenem der Sozialistischen Partei, befassen. Der 
Unterschied liegt in der Verletzung eines 
Prinzips, denn wie bereits ausgeführt, haben wir 
mit einem Beschluß des Rechnungshofes beider­
seitiges Gehör erzwingen müssen. Unsere 
Formulierung besagt, daß wir diesen Bericht 
unter Berücksichtigung der Darstellungen der 
Banken zur Kenntnis nehmen, das heißt, daß 
wir dem Rechtsgrundsatz des beiderseitigen 
Gehörs wieder zur Geltung verholfen haben. 
Aber Sie verleugnen in Ihrem Antrag diesen 
Rechtsgrundsatz ! Ich bin ein solcher Optimist, 
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anzunehmen, daß das eine ungewollte und 
unbeabsichtigte Entgleisung und keine Fest­
stellung einer unüberwindlichen Einstellung 
ist. (Heiterkeit 'tl/nd Bei/aU bei der O VP. -
Abg. Dr. Pi tterman n :  Wir sind nicht der 
Meinung, daß der Rechnungshof entgleist ist !) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich habe mich nach meinem Vermögen hier 
gebührend mit dieser Materie befaßt. Ich 
möchte jetzt, damit ich es nicht vergesse, 
im Zusammenhang mit diesen Devisen­
geschäften noch ein Schreiben verlesen, das 
heute der Herr Präsident der Nationalbank an 
den Herrn Finanzminister gerichtet hat. Es 
gehört zum Kapitel Devisengesetz und so­
genannte Schwarzmarkt-Dollar-Geschäfte, wie 
man es hier zu bezeichnen beliebte. In diesem 
Brief heißt es : 

"Zu einem in einer Wiener Tageszeitung 
am 13. Juli d. J. erschienenen Artikel" - diesen 
Artikel habe ich übrigens auch hier, aber 
diejenigen, die es angeht, kennen ihn ja sowieso 
(Abg. Dr. Pitterman n :  Und die anderen 
geht's nichts an !) - "bemerke ich auf Grund 
meiner Erhebungen : Es entspricht den Tat­
sachen," schreibt der Herr Präsident der 
Nationalbank, "daß im Juni 1949 der Oester­
reichischen Nationalbank die Photokopie einer 
Durchführungsanzeige der Creditanstalt-Bank­
verein über eine erfolgte Dollar-Überweisung 
übergeben wurde, die infolge ihrer Unvoll­
ständigkeit Anlaß bot, durch Organe der 
Revisionsabteilung der Oesterreichischen 
Nationalbank eine devisenrechtliche Über­
prüfung bei der Creditanstalt-Bankverein 
durchführen zu lassen. Die Untersuchung 
hat jedoch zu einem negativen Resultat geführt, 
da die auf diesem Beleg aufscheinenden 
Dollar-Überweisungen zu Lasten eines Devisen­
ausländerkontos erfolgt sind, wozu eine Be­
willigung der Oesterreichischen Nationalbank 
nicht erforderlich war. Im übrigen wird auf 
die am 19 . Juni 1949 in der ,Wiener Zeitung' 
erschienene Verlautbarung verwiesen." 

Diese Verlautbarung habe ich hier als 
Beilag.Cl , und ich gestatte mir, auch sie zur 
Verlesung 'zu bringen : 

"Eine der Wiener Montagszeitungen hat in 
ihrer Ausgabe vom 13. d. M. unter der Schlag­
zeile ,Dcvisen-Schleichhandelszentrale in der 
verstaatlichten Creditanstalt' mitgeteilt, daß 
der Leiter der Devisenabteilung der Credit­
anstalt-Bankverein mit Hilfe einer aus­
ländischen Hilfsorganisation und durch Agenten 
Schleichhandel mit ausländischen Devisen be­
treibe. 

Hiezu wird amt.uch festgestellt, daß Organe 
der Oesterreichischen Nationalbank sofort nach 
Erscheinen des Blattes eine Untersuchung 
vorgenommen haben, die keinen Anhalts-

punkt für den Verdacht ungesetzlicher Hand­
lungen oder eines den Devisenbestimmungen 
zuwiderlaufenden Verhaltens eines Funktionärs 
der Creditanstalt-Bankverein ergeben haben. 
Die Anwürfe gegen den Leiter der Devisen­
abteilung der Cl'editanstalt-Bankverein haben 
sich somit als vollkommen haltlos und un­
gerechtfertigt erwiesen�" 

Das ist am 19. Juni 1949 in der amtlichen 
"Wiener Zeitung" erschienen. 

In seinem Schreiben fährt der P.räsident der 
Nationalbank fort : 

"Was die Spezialdollartransaktionen der 
Länderbank im Rahmen des Sperrschilling­
Geschäftes betrifft, haben meine Erhebungen 
erge ben, daß diese Transaktionen mit Kenntnis 
der Oesterreichischen Nationalbank erfolgt 
sind. Die Nationalbank war der Meinung, daß 
die volkswirtschaftlichen Vorteile dieser 
Transaktion eine Ausnahme von den all­
gemeinen Devisenvorschriften gerechtfertigt 
haben. Dr. Margaretha." 

Damit erscheint also auch dieses Geschäft 
in dem Licht, in dem es zu erscheinen hat, und 
nicht in einem schwarzen Licht, wie manche 
es wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich glaube, ich habe mich, soweit es möglich 
war, mit der sogenannten Affare der drei ver­
staatlichten Banken beschäftigt. Ich bin noch 
jung genug, um mich daran zu erinnern, 
wohin politische Vergiftung, wohin Ver­
hetzung, vor allem bei der Jugend, führen 
kann. Ich bin aber auch schon alt genug, um 
abschätzen zu können, welche wirtschaftlichen 
Schädigungen aus der Handhabung der Presse­
freiheit in diesem Sinn, wie es hier im Zu­
sammenhang mit der Prüfung der drei ver­
staatlichten Großbanken geschehen ist, er­
wachsen können. 

Ich darf daher aus diesen beiden Gründen 
und vielleicht auch deshalb, weil ich mir selbst 
zubillige, ein guter patriotischer Österreicher 
zu sein, an alle, die hier in diesem Hause 
sitzen, den Appell richten, jede Handlung, 
bevor man sie setzt, abzuwiegen und zu 
prüfen, ob sie unserem Vaterlande nützt oder 
schadet. Erst dann, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, kann ich mit einiger 
Hoffnung und im guten Glauben sagen, daß 
die Zukunft der zweiten demokratischen Re­
publik gesichert ist. (Lebhafter Beifall bei 
der (J VP.) 

Abg. Hartle b: Hohes Haus ! Zu dieser Frage 
ist heute schon sehr viel, aber sicher noch nicht 
alles gesagt worden, was zu sagen wäre, und 
deshalb möchte ich mir erlauben, noch auf 
ein paar Dinge einzugehen, die meiner Ansicht 
nach nicht unerwähnt bleiben sollten. Vor 
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allem möchte ich zum Rechnungshof und zu 
seiner Art der Berichterstattung etwas sagen. 

Nach unserer Verfassung und nach dem 
Rechnungshofgesetz ist der Rechnungshof ein 
Organ, dem die Aufgabe zukommt, jene 
Kontrollen in der Verwaltung und den öffent­
lichen Einrichtungen durchzuführen, die der 
einzelne Abgeordnete nicht selbst vornehmen 
kann. Die Berichte, die der Rechnungshof an 
das Parlament erstattet, müssen und sollen 
für die Meinungsbildung des Parlamentes 
richtunggebend sein. Das setzt aber voraus, 
daß sich der Abgeordnete - der einzelne 
sowohl als auch die Gesamtheit - darauf 
verlassen kann, daß das, was im Rechnungs­
hofbericht steht, absolut richtig ist und daß 
der Rechnungshof die Grenzen, die ihm bei 
seiner Tätigkeitkeit durch die Verfassung und 
durch das Rechnungshofgesetz gesetzt sind, 
auch einhält. 

Es tut mir leid, aussprechen zu müssen, 
daß ich den Eindruck habe, daß dies in diesem 
Fall nicht zutrifft. Es wäre mir viel 
lieber, wenn ich so wie bisher in jedem Rech­
nungshofbericht eine Art Evangelium sehen 
könnte, an das ich blind glaube. Ich habe 
aber diesen Glauben in den letzten Monaten 
verloren (Zwischenruf des Abg. Dr. Pitter­
mann) ,  und ich werde, ob nun der Herr 
Dr. Pittermann damit einverstanden ist oder 
nicht, von nun an auch den Berichten des 
Rechnungshofes mit einer gewissen Skepsis 
gegenüberstehen und werde mir erlauben, auch 
dort zuerst zu fragen : Stimmt das alles, kann 
ich mich darauf verlassen, kann ich das als 
eine unumstößliche Wahrheit hinnehmen oder 
nicht ? 

Ich glaube, es ist nicht notwendig, auf die 
Einzelheiten einzugehen, die mich zu dieser 
Auffassung bringen. Ich meine nämlich, daß 
ich nicht der einzige in diesem Hause bin, 
der dieses Gefühl bekommen mußte, vor allem 
dann, wenn er sich ernstlich mit der ganzen 
Angelegenheit befaßt hat. Es macht mir keine 
Freude, diese Feststellung machen zu müssen, 
aber man darf nicht mit Schweigen über diese 
Dinge hinweggehen, wenn wir wünschen, daß 
uns derartige Fälle in Zukunft nicht mehr 
passieren. 

Ich möchte aber auch noch eine andere 
Frage kurz berühren, über die heute auch 
noch nicht gesprochen worden ist. Das ist 
nämlich der Umstand, daß von verschiedenen 
Seiten ein -Einfluß auf die Führung der ver­
staatlichten Banken ausgeübt wurde, der im 
Rechnungshofbericht außerordentlich ver­
schämt umschrieben und kaum erwähnt wird. 
Wenn man sich aber die Dinge genauer an­
schaut, dann muß man sagen : Hier hat in 
einigen Fällen die Regierung eingegriffen. Ich 

will nicht darüber sprechen, ob der Regierung 
ein solches Recht zusteht oder nicht, ob es ihr 
zukommt, aus politischen Gründen den 
Leitungen verstaatlichter Banken Weisungen 
zu erteilen. Ich persönlich bin nur der M.einung, 
daß es jedenfalls nicht in Ordnung ist, wenn 
solche Weisungen, falls sie erteilt werden oder 
erteilt werden müssen, an den Generaldirektor 
und nicht an den Aufsichtsrat und an den 
Vorstand gerichtet werden. Ich habe den 
Eindruck, daß es so gewesen sein dürfte, sonst 
kann ich mir nicht vorstellen, daß die Leute, 
die im Aufsichtsrat und im Vorstand sitzen, 
später so unschuldig tun und sich den Anschein 
geben, als ob sie von all den Dingen, um die 
es sich hier dreht, nichts gewußt hätten. 

Wahrscheinlich liegen große Erfahrungen 
über die Führung verstaatlichter Banken weder 
bei uns noch anderswo vor. Das liegt in der 
Natur der Sache. Aber man müßte meiner 
Ansicht nach wenigstens die allgemein gültigen 
Grundsätze anwenden, die da besagen : 
Wenn die Banken als Aktiengesellschaften 
existieren, dann haben sie auch als Aktien­
gesellschaften zu funktionieren. Und wenn 
heute hier von verschiedenen Seiten angedeutet, 
ja wenn behauptet worden ist, daß man den 
Mitgliedern des Aufsichtsrates und des Vor­
standes deshalb keinen Vorwurf machen dürfe, 
weil sie von den wichtigsten Dingen nichts 
gewußt haben und keine Möglichkeit gehabt 
hätten, Einfluß zu nehmen - das ist eine 
Behauptung, die nicht ich aufstelle, sondern 
die heute hier aufgestellt worden ist -, dann 
muß ich sagen, hat die Darlegung, daß sie 
als Aktiengesellschaften funktionieren, keine 
Grundlage mehr. Nach dem Aktiengesetz sind 
der Vorstand und der Aufsichtsrat verantwort­
lich für alles, was im Unternehmen vorgeht, 
und wenn die Mitglieder der Aufsichtsräte das 
schon lange gewußt hätten, dann muß ich ihnen 
- ob ich es nun gerne oder ungern tue - den 
Vorwurf machen : Ja, warum haben Sie sich 
denn das gefallen lassen ? Waren Sie sich des 
Umstandes nicht bewußt, daß Sie nach dem 
Gesetz verantwortlich sind ? Warum haben 
Sie geduldet, daß andere Kräf� die ent­
scheidenden Anordnungen treffen und nicht 
Sie ? Warum haben Sie es sich bieten lassen, 
daß man Sie angeblich über die wichtigsten 
Dinge nicht informiert ? 

Das, meine Damen und Herren, ist meiner 
Ansicht nach auch eine Sache, über die man 
nicht mit Stillschweigen hinweggehen kann. 
Ich vermag nicht zu ermessen, welche Kräfte 
es gewesen sind, die einmal den Herrn Außen­
minister , einmal den Herrn Bundeskanzler, 
vielleicht einmal auch ein anderes Mitgljed 
der Regierung veranlaßt haben, bei einer der 
verstaatlichten Banken Anordnungen zu 
treffen, die dort hingenommen wurden - zu 
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Recht oder zu Unrecht hingenommen 
wurden -, die man aber heute, weil sie durch­
geführt worden sind, Einzelpersonen zum Vor ­
wurf macht, die sich diese Anweisungen der 
Regierung gefallen ließen. 

Das sind ungeklärte Dinge, und ich würde 
nur wünschen, daß es gelingt, die Sache durch 
irgendwelche gesetzgeberische Maßnahmen 
für die Zukunft so weit zu klären, daß solche 
Dinge nicht mehr passieren. Es muß doch 
klar sein, ob es der Regierung zusteht, hier 
einer Bankleitung Anweisungen zu geben oder 
nicht. Und wenn ihr das zusteht, dann ha t 
sie die Verantwortung dafür zu tragen, und 
niemand hat ein Recht, einen anderen heraus­
zugreifen und ihn zum Sündenbock zu stempeln, 
deshalb zum Sündenbock zu stempeln, weil 
er einer Anordnung der Regierung Folge 
geleistet hat. Das zu dieser Sache. 

Ich möchte nun aber zu Einzelheiten, die 
von den Herren Rednern heute vorgebracht 
worden sind, noch einiges sagen ; vor allem 
zu dem Kapitel der Steyrermühl. Ich glaube, 
man könnte dieses Kapitel mit einem Motto ver­
sehen, indem man ein altes Sprichwort varüert, 
das da lautet : Gottes Mühlen mahlen langsam, 
aber sicher ! Die Variation müßte lauten : Auch 
die Steyrermühle mahlt langsam, aber sicher. 
Wir haben seit Jahr und Tag den Eindruck 
gehabt, daß hier - um wieder ein Zitat zu 
gebrauchen - etwas faul ist im Staate Däne­
mark, aber die unschuldigen Gesichter, die 
die Verantwortlichen zu machen verstanden , 
die Art und Weise, wie sie sich von vornherein 
gegen jeden Gedanken, daß da etwas nicht 
stimmen könnte, gewehrt haben, hat uns in 
unserer Gutgläubigkeit veranlaßt, dies als 
etwas Wahres hinzunehmen. (Zwischenrufe 
des Abg. Dr. P i t t e rmann.) 

Wenn man nun aber doch gezwungen war , 
sich in der letz;ten Zeit etwas näher mit dem 
Kapitel Steyrermühl zu befassen (Abg. Dok­
tor Pit termann : Sie haben sich schon vorher 
damit befaßt !) ,  dann - Herr Dr. Pittermann , 
bitte, passen Sie auf; ich sage etwas, was 
auch Sie angeht (Heiterkeit) -, dann muß man 
feststellen, daß das Kapitel Steyrermühl nicht 
erst in der Zeit der Zweiten Republik interessant 
zu werden beginnt. Interessant geworden is t 
dieses Kapitel schon zu einem früheren Zeit­
punkte. Es ist nämlich ein interessanter Fall, 
daß die Steyrermühl in der Zeit· der national­
sozialistischen Herrschaft arisiert wurde, ob­
wohl sie ohnehin zu 83 Prozent arisch war . 
Diese Arisierung hat den Gesetzen wider­
sprochen ; . sie war nicht in Ordnung (Abg. 
Dr. Pittermann:  Hat Pfeifer das damals 
gerügt ?) , und Sie, Herr Dr. Pittermann, und 
Ihre Mitverantwortlichen haben diesen Um­
stand gekannt. Sie wußten, daß die Anteile 

der Steyrermühl eigentlich an jene Mensc hen 
zurückgegeben werden müßten, denen man si e 
in ungesetzlicher Weise weggenommen hat . 
Dieses Wissen hat Sie aber nicht daran 
gehindert, in diesem einen Fall, in dem Sie 
sich daraus einen Vorteil versprochen haben , 
von den Rückstellungsabsichten abzusehen 
und die Aktien zu kaufen, auch in einem 
Ausmaß zu kaufen, das weit über den zu Recht 
arisierten Anteil hinausgeht. 

Auch diese Dinge, Herr Dr. Pittermann , 
werden einmal noch sehr ausführlich und sehr 
eingehend in diesem Hause besprochen werden 
müssen. Es gibt hier nicht nur den "Vorwärts"­
Verlag und die Creditanstalt als Interessenten , 
sondern ein entscheidender Interessent sind 
die früheren Aktionäre der Steyrermühl, für 
die auch einmal jemand wird das Wort erheben 
müssen. Ich behalte mir vor, wenn mir nicht 
ein anderer Berufenerer zuvorkommt, dieser 
Wortführer sein zu wollen. (Heiterkeit bei 
der SPÖ.) 

Ich habe dies aber, Herr Dr. Pittermann , 
aus einem ganz bestimmten Grund gesagt ; 
ich habe es gesagt, um festzunageln, wie Sie 
bestimmte Grundsätze werten , die Sie sonRt 
als absolut gerecht verfechten, wie Sie sie 
dann werten, wenn vom Standpunkt der S P Ö  
oder des "Vorwärts" -Verlages ein glänzendes 
Geschäft gemacht werden kann. 

Die Frage, ob der Preis, den Sie für die 
Aktien bezahlt haben, angemessen war, wird 
auch noch geprüft werden. Die Möglichkeit , 
die mein Kamerad Dr. Kraus heute als gegeben 
angenommen hat, daß Sie diese Aktien auch 
bezahlt haben, bezweifle ich ebenfalls. Ich 
glaube, auch das ist noch überprüfungs­
bedürftig. (Abg. Dr. Pi ttermann:  Schließen 
Sie nicht von sich auf andere !) Dagegen steht 
lediglich fest, daß Sie im Auf,<;ichtsrat und 
im Vorstand namens der Mehrheit das Stimm­
recht und die Gewalt ausgeübt haben. Das 
bestreite auch ich nicht. Alles andere ist recht 
vage, und es liegt im Interesse der Aufklärung 
der ganzen Angelegenheit, daß wir über diese 
Fragen nicht einfach damit hinweggehen oder 
uns hinwegtäuschen lassen, daß wir alles das 
glauben, was Sie uns erzählen. (Abg. Dok­
tor Pittermann: Gehen Sie doch zum Staats­
anwalt, Herr Hartleb ! ) 

Wenn ich nun diese Dinge angeführt habe, 
weil ich es für notwendig gehalten habe, so 
möchte ich jetzt doch auch auf einiges zurück­
kommen, was die Redner in der Debatte vor­
gebracht haben. Ich muß mich wieder einmal 
bei den Kommunisten entschuldigen, weil ich 
sie links liegen lasse. Ich kann nichts dafür, 
daß sie links sitzen. Jedenfalls scheinen mir 
ihre Ausführungen für uns als V dU nicht so 
bedeutend zu sein (Abg. Dr. Pitterman'l� :  

96. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 39 von 70

www.parlament.gv.at



3792 96. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 17. Juli 1952 

Schnöder Undank für Kaprun !) , daß ich Abg. Probs t :  Sie wollen das nicht mehr be-
dafür Zeit aufwenden möchte, aber dem schlossen haben, was Sie beschlossen haben !) 
Herrn Dr . Pittermann, der in geradezu provo- Sie haben dann weiter gemeint, daß Sie die 
katorischer Weise immer wieder zu mir schwerwiegenden Anwürfe, die in der Steyrer ­
hinübergeblinzelt hat (schallende Heiterkeit) mühl-Angelegenheit gegen Ihre Partei und 
und mich durch Zwischenrufe und durch gegen Sie erhoben worden sind, dadurch ab­
anderes herausgefordert hat, dem muß ich biegen können, daß Sie uns vorwerfen, da ß 
doch auf einiges antworten, was er heute hier der VdU bei den letzten Wahlen Papier­
ausgeführt hat. (Abg. Dr. Pitterm,a nn': Sie geschenke angenommen hat. Herr Dr. Pitter ­
zu übersehen, ist eben schwer ! ) Ja, man müßte mann ! Ich bin bereit, Ihnen den Nachweis 
schon sehr kurzsichtig sein, wenn man meine zu erbringen, daß das, was Sie machen wollten , 
Bedeutung übersehen würde ! (Heiterkeit.) gesetzlich als Verbrechen bezeichnet wird. 

Ich möchte hier zuerst auf eine Behauptung Ich lade Sie ein, hier den Beweis zu erbringen , 
zu sprechen kommen, Herr Dr. Pittermann , daß die Annahme eines Papiergeschenkes ein 
die Sie unvorsichtigerweise hier gemacht Verbrechen ist. Wenn Sie dabei recht behalten, 
haben. Ich hätte sonst vielleicht vergessen , haben Sie gesiegt ; wenn Sie nicht recht 
diese Angelegenheit zu besprechen, obwohl sie behalten, sind Sie wieder einmal unterlegen. 
keineswegs belanglos ist. Sie haben angeführt ,  Es ist nicht das erste Mal und wird auch nicht 
daß, ich glaube am 14. Mai, hier eine Ab- das letzte Mal sein. (Zustimmung beim KdU . )  
stimmung in der Frage des Rechnungshof- Sie befinden sich ja, ich habe das schon einmal 
berichtes über die Banken stattgefunden hat, gesagt, seit Monaten in einer Pechsträhne. Ich 
und .sagen nun, daß wir die Zustimmung habe allerdings die Meinung, daß sie von 
deshalb gegeben haben, damit die Banken Ihnen selbst verschuldet ist. Sie haben allzu 
nicht zur Gegenäußerung eingeladen werden sehr - auch das wal" ein Pech für Sie . . .  
können. Herr Abg. Dr. Pittermann, ich gebe (Abg. Dr. Pittermann:  In Kap1"un war für 
Ihnen einen Rat. Lesen Sie den Antrag, den Sie eine Pech8trähne !) Unterbrechen Sie 
ja Sie selbst verfaßt haben, einmal durch, mich nicht, sonst rede ich vom Zusammen­
wenn er Ihnen nicht so gen au in Erinnerung bruch der Lokalorgallisation der SPÖ in 
sein sollte. Dort steht von der Gegenäußerung Kaprun ! Ich kann Ihnen die Rede bringen, 
der Banken kein Wort drinnen, sondern es die der Kassier Ihrer Ortsgruppe nach meiner 
steht lediglich : Der Bericht über die Banken Rede gehalten hat, wenn Sie Interesse dafür 
soll unverzüglich vorgelegt werden. Für einen haben - sie war sehr interessant -, aber diese 
solchen Antrag zu stimmen ist meiner Ansicht Dinge gehören ja, wie Sie zugeben müssen , 
nach in Ordnung. Dieser Sinn, den Sie unter- nicht zum Gegenstand der heutigen Tages­
schi�ben, ist erst später him;ugekommen, Herr ordnung. 
Dr. Pittermann. Falls Sie die Zeitun�en nicht Wenn Sie sich auf den Herrn Minister Böck­
genau gelesen haben sollten, dann erlaube ich Greissau berufen, um das, was Sie get.an 
mir, Sie darauf aufmerksam zu machen, daß haben, als harmlos und ungefährlich hinzu­
Ihr Nebenmann, Herr Vizekallzler Schärf, es stellen, und sagen : Ja sogar Böck-Greissau 
gewesen ist, der in einem Brief an den Präsi- habe gesagt, e8 sei ein Wunder, daß trotzdem 
denten des Rechnungshofes diese Inter- keine Abhebungen und keine Schädigungen 
pretation - ich kann mich nicht anders aus- der Banken eingetreten sind - ich weiß nicht, 
drücken, HerrVizekanzler - unterschoben hat , ob Ihnen wirklich so sehr der Sinn, über ein 
denn sie ist nicht drinnengestanden. (Abg. Wort nachzudenken, fehlt, daß Sie nicht ver­
Dr. Pitte t·mann:  Sie haben es eben nic ht stehen können, daß mit dem Wort "WundEr" 
ver8tanden !) Aber als der Herr Bundeskanzler eigentlich alles gesagt ist : Damit ist zum Aus­
zu den Ami gefahren ist und Sie die Möglichkeit druck gebracht, , daß allerhand hätte passieren 
gehabt haben, als Bundeskanzler hier bestimmte können und daß es ein Wunder ist, daß es 
Briefe zu schreiben, da haben Sie diese Gelegen� nicht passiert ist. Das ist nicht Ihr Verdienst, 
heit benützt, um einem Parlamentsbeschluß Herr Dr. Pittermanll, und nicht das Ihrer 
etwas zu unterschieben, was in Wirklichkeit Partei und nicht das Ihrer Presse. 
nicht beschlossen wurde. Ich brauche mit Wie verantwortungslos es ist, wenn eine 
Ihnen hier nicht darüber zu streiten, denn ich Regierungspartei in einer solchen Art und 
habe einen einwandfreien Zeugen : das ist das , Weise aus reinem Propagandabedürfnis heraus 
stenographische Protokoll. Wenn es so wäre , eine Angelegenheit, die ernst behandelt werden 
wie Sie behaupten, müßte es im Protokoll soll, übertreibt und ausschrotet, das ist Ihnen 
stehen, und außerdem liegen auch die Anträge anscheinend heute noch nicht bewußt. Denn 
hier im Original auf, und Sie können eben wenn Sie dieses Bewußtsein schon erlangt 
nachträglich nicht das hineinzaubern, was Sie hätten, dann hätten Sie manches von dem, 
gerne drinnen haben möchten. Das zu dieser was Sie heute geäußert haben, verschweigen 
Sache. (Lebhafte Rufe und Gegenrufe . müssen. 
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Die Frage der Verstaatlichung der Banken bei zum Teil einer Blamage gleichkommt. Aber 
der Gelegenheit zu erörtern ist sicher nicht man kann es nicht verheimlichen. Wenn es so 
ganz unangebracht. Ich bin aber der Meinung, ist, und · wenn Sie immer wieder diejenigen 
daß das bei einer solchen Gelegenheit einmal sind, die die Blamage erleiden - ich wiederhole 
in recht ausgiebiger Weise geschehen wird ; ich es -, dann liegt die Schuld der Hauptsache 
glaube nicht, daß das ausbleiben wird. Ich nach bei Ihnen. 
teile Ihre Meinung, daß die Frage der National- Bedenken Sie in Zukunft, daß Sie nicht mehr 
bank, wie sie heute in Österreich ist, viel- Oppositionspartei sind, daß Sie einen großen 
leicht nicht so geregelt ist, wie es sein sollte, Teil der Macht in diesem Staat für sich in 
aber diese Dinge kann man nicht so nebenher, Anspruch nehmen. Man kann sich auch als 
im Vorübergehen, nicht so am Rande politische Partei nicht nur die Rosinen heraus­
behandeln, sondern das sind so wichtige suchen. Die Macht gefällt Ihnen, die Ver­
Sachen, daß dazu eine Vorbereitung und ein antwortung wollen Sie nicht tragen, nicht in 
Vorstudium des ganzen Stoffes notwendig ist. der Regierung, nicht im Parlament und nicht 
Ich bin aber heute schon überzeugt, daß in den Aufsichtsräten der verstaatlichten 
unsere Meinungen auch dann nicht überein- Banken oder woanders. Sie wollen nur die 
stimmen werden, wenn es zur endgültigen Nutznießer sein. Das gelingt Ihnen auf die 
Beratung dieser Fragen kommt. Dauer nicht. (Lebhafter Beifall beim Kd U.) 

Ich möchte aber noch etwas wiederholen, Auf so etwas zu hoffen ist ein Irrtum, und wenn 
was ich eigentlich schon gestreift habe . .  Was Sie diese Hoffnungen nicht aufgeben, werden 
meiner Ansicht nach Ihrer Art von Propaganda , Sie daran scheitern. Ich habe Ihnen schon 
wie Sie sie aufgezogen haben, den Stempel öfter gesagt, daß es meiner Ansicht nach ein 
der Unaufrichtigkeit und der Unsachlichkeit Unglück für Ihre Partei ist, daß es Ihnen nicht 
aufdrückt, das ist der Umstand, daß Sie ja gelingt, aus alten Geleisen herauszukommen, 
längst von diesen Dingen gewußt haben aus jenen alten, eingefahr·enen Geleisen auf 
müssen. Warum haben Sie so lange ge- allen möglichen Gebieten, die Sie längst als 
schwiegen, bis der ' Rechnungshof mit seinem falsch erkannt haben müßten. Ich würde 
Bericht gekommen ist � (Abg. Dr. H. Kraus : mich vielmehr freuen, wenn ich einmal Ge­
Weil sie's gerade gebraucht hahen !) Haben Sie legenheit hätte, zu sagen : Die · Partei der 
ganz unfähige Leute in die Vorstände und Arbeiter in Österreich hat gelernt und hat sich 
Aufsichtsräte hineingeschickt, odH haben sich modernisiert. (Abg. Dr. Pittermann:  Uns 
diese nicht darum gekümmert � Warum ziehen ist es lieber, wenn das die Arbeiter sagen ! Auf 
Sie diese Leute nicht zur Verantwortung, .wenn Sie sind wir nicht neugierig !) Ich kann eine 
sie total versagt haben, wie Sie jetzt den An- solche Feststellung nicht machen, solange Sie 
schein erwecken wollen � Wenn Sie aber immer wieder den Gegenbeweis dafür erbringen , 
davon gewußt haben, dann - bitte entschul- sich unaufgefordert dazu drängen, zu beweisen , 
digen Sie - hätten Sie sofort bei jedem daß Sie nicht fortschrittlich denken können , 
einzelnen Falle eingreifen müssen, dann hätten daß Sie sich nicht weiterentwickeln wollen, 
Sie sich nicht darauf beschränken dürfen, sondern daß Sie auf einem Standpunkt be­
jetzt, zwei Jahre später, über einen zu hohen halTen, der vielleicht einmal berechtigt war, 
Zuckerpreis bei einem Geschäft, das schon der aber längst falsch geworden ist. 
so lange abgewickelt worden ist, zu klagen, Meine Frauen und Herren ! Ich will Sie 
sondern Sie hätten damals durch ihre Auf- nicht länger aufhalten. Ich freue mich darüber. 
sichtsräte darauf Einfluß nehmen müssen, daß daß die ganze Bankengeschichte keine größeren 
so etwas nicht vorkommt. Schäden angerichtet hat, als es tatsächlich 

Ich glaube, meine Frauen und Herren von geschehen ist. (Abg. Dr. Pit termann: Wenn 
der SPÖ, Sie unterschätzen die Intelligenz es mehr getragen hätte, wäre es noch besse r 
des österreichischen Volkes. Sie glauben, durch gewesen I) Ich hätte es lieber gesehen, wenn 
eine Propaganda, die immer Unwahres und ich den Eindruck gehabt hätte, daß sich das 
Unrichtiges wiederholt, tatsächlich bei der Parlament in seiner Gesamtheit zu der Frage 
Mehrheit der Bevölkerung die Meinung hervor- so eingestellt hätte, daß man wirkliche Mängel 
zaubern zu können, die Sie sich wünschen. Das zwar abstellt, aber das Abstellen und das 
stimmt nicht ! Die Leute denken viel kritischer, Bessern als das Wesentliche und die Pro­
als Sie glauben, und wenn man eine solche paganda als das Nebensächliche aufgefaßt 
Propaganda derart übertreibt, wie Sie es getan hätte. Bei Ihnen konnte man diesen Eindruck 
haben, dann schlägt sie in das Gegenteil um. nicht haben. Bei Ihnen war die Propaganda 
Das kann nur mit einem Mißerfolg enden. die Hauptsache, das andere war nur das Vor­
Bitte, ich freue mich nicht darüber, wenn es geschützte. Wenn ich abschließend kurz ein 
immer wieder vorkommt, daß im politischen paar Worte an Sie, Herr Dr. Pittermann, und 
Leben Österreichs bei der Erörterung wichtiger' Ihre Leidensgenossen (lebhafte Heiterkeit) 
Fragen ein Ende gefunden wird, das zumindest richten darf, dann ist es mit einem. 
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Satz ausgesprochen :  Mein Beileid ! (Starker Präsident: Ich bitte, doch zur Sache zu reden 
Beifall beim KdU. - Zwischenrufe.) und nicht persönlich zu sein ! 

Während . dieser A us/ükrungen kat det' Abg. Olah (fortsetzend) : Ich verlese nur aus 
Prä si  d e n  t den Vorsitz übernommen. den stenographischen Protokollen des Hauses. 

Abg. Olah : Hohes Haus ! In der heutigen Damit überlasse ich Sie dem Urteil der öster­

Debatte ist besonders von seiten der Redner reichischen Bevölkerung, und ich kann nur 

des VdU die Freude zum Ausdruck gekommen, sagen : Das Beileid des Abg. Hartleb können 

daß sie heute in der Wahrung der Sauberkeit, wir Ihnen und Ihren Verbündeten zurück­

der Rechtlichkeit und aller damit zusammen- geben. (Lebhafter Bei/all bei den Sozialisten.) 

hängenden Dinge eine Mehrheit gegen die Präsident : Zu einer tatsächlichen Berichti-
Sozialistische Partei finden würden. gung hat sich der Abg. Wolf zum Wort ge-

Der Herr Abg. Dr. Stüber, der heute hier meldet. 

den Rechnungshof angegriffen hat, hat vor Abg. Wolf: Hohes Haus ! Der Herr Abg. 
knapp einem Jahre hier in demselben Hause Dr. Kraus hat sich im Zuge seiner Ausfüh­
in der Sitzung vom 6. Juni erklärt : "Im übrigen rungen über den Rechnungshofbericht auch 
aber möchten wir dem Rechnungshof das mit der Steyrermühl beschäftigt. Sie werden 
variierte" - er variiert immer gern - "Wort mir doch alle, meine Damen und Herren, 
zurufen : Landgraf, bleibe hart !" Der Rech- zugeben, daß ich darauf nicht antworten kann, 
nungshof ist hart geblieben, aber Dr. Stüber denn die Abgeordneten der Volkspartei und 
und Genossen sind weich geworden. (Heiter- des VdU haben eine amtliche' Untersuchung 
keit bei der SP(J. - Abg. Neuwirtk : Halten der "Affäre Steyrermühl" verlangt. Sie ist 
Sie keine Leickenrede !) gegenwärtig im Gange, und es steht mir daher 

Der Herr Präsident hat mir den Ordnungs- nicht zu, darauf einzugehen. 

ruf erteilt. Ich nehme ihn nach parlamen- Aber der Herr Abg. Kraus hat sich im Zuge 
tarischem Brauch und parlamentarischer Sitte dieser Ausführungen auch mit meiner Person 
zur Kenntnis und unterwerfe mich ihm. Aber beschäftigt. Nach dem stenographischen Proto­
ich möchte sagen : Herr Dr. Stüber ! Ihnen koU sagte der Herr Abg. Dr. Kraus folgendes : 
wurde schon einmal hier in diesem Hause "Daraufhin beantragte Nationalrat Wolf, die 
zugerufen : "Wenn Sie sich damit decken, Herren Landertshammer und Sagmeister mägen 
sind auch Sie ein Verleumder, merken Sie sich einen Moment hinausgehen und sich extra be­
das !" Sie haben damals in diesem Hause sprechen. " Das andere ist hier dann schon 
gesagt : "Ich betone, daß ich hier nicht Dinge· ohne Belang. 
erzähle, die im Märchenbuch stehen," - und In der bezogenen Sitzung standen zwei 
nun haben Sie heute wieder von Grimms und Anträge zur Beschlußfassung, ein Vertagungs­
Andersens Märchen geredet - "sondern daß ich antrag und ein positiver Antrag. Da ich 
sehr gute Zeugen habe für diese Behauptung." nur als Vertreter des Betriebsrates dem 
Und dann haben Sie sich hier entschuldigen Aufsichtsrat angehöre, war ich selbstverständ­
müssen, weil Sie gelogen haben. (Abg. Dok- lich bestrebt, eine Majorisierung der Aktien­
tor H. Kra us:  Dr. Stüber ist zu 8einem Irrtum mehrheit, also der Aktionäre, zu verhindern und 
gestanden ! Sie stehen nickt dazu !) eine einvernehmliche Lösung über Art, Umfang 

Dann hat es noch eine Sache hier in diesem und Priorität der in Frage stehenden Investi­
Hause gegeben, in der auch viel von Papier tionen zu erreichen. (Zwischenruf des Abg. 

und Papiergeschäften die Rede war. Doktor Dr. H. K raus.) Ja, so ist das, Herr Abg. 
Stüber und Dr. Kraus haben sich hier zu Dr. Kraus ! Denn die in Frage stehenden 

Wortführern der "Sauberkeit" gemacht. Und Investitionen stehen bei der Steyrermühl schon 
dann wurde festgestellt, daß alles, was Sie 25 Jahre auf der Tagesordnung. Ich habe also 
behauptet haben, unwahr ist. Ich verlese aus nicht für die Ablehnung des Investitions­
der Sitzung vom 14. Dezember 1951 Ihre Charak- antrages des Vorstandes gestimmt, sondern 
terisierung : " Ich muß daher die Behauptung des für die Vertagung auf eine vier Wochen später 
Herrn Abg. Stüber als eine glatte Unwahrheit stattfindende Sitzung, weil, nachdem 25 Jahre 
bezeichnen. Seine politische Tätigkeit hat schon ergebnislos verlaufen sind, diese nächsten 
sich darin gezeigt, daß er immer wieder, wie vier Wochen nicht von entscheidender Be­
er ja auch heute wieder erwähnt hat, nach deutung sein können. 
jeder seiner Reden bedauern muß, daß er In einer zweiten Sache sagte Herr Abg. 
irgendwelche Unwahrheiten hier in diesem Dr. Kraus : . ,Ich habe noch vergessen : Außer 
Haus vorgebracht hat. Es wird die Frage dem Kesselhaus hat es sich auch um die 
sein, ob überhaupt noch ein anständiger Mensch völlig verwahrlosten Arbeiterwohnungen ge­
hier in Österreich mit dem Herrn Abg. Stüber handelt, die man mit diesem Geld hätte 
persönlich verkehren kann". wiederherstellen können." 
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Ich stelle dazu fest, daß Investitionen für 
den Sozialaufwand überhaupt nie eine Streit­
frage gewesen sind und in diesen 27 % Millionen 
Schilling, von denen Sie gespro,chen haben, 
überhaupt nicht inbegriffen waren. 

Wenn also der Herr Abg. Dr. Kraus falsch 
informiert wurde, so war es eine Leichtfertig­
keit, zu behaupten, daß ich als Vertreter der 
Arbeiter und Angestellten dieses Unternehmens 
die Interessen dieser Leute verraten hätte. 
Ist es aber eine Behauptung des Herrn 
Dr. Kraus, dann ist es eine ganz grobe Un­
wahrheit. (Beifall bei den Sozialisten.) 

Präsident: Zu einer weiteren tatsächlichen 
Berichtigung hat sich der Herr Abg. Dr. Kraus 
gemeldet. 

Ich muß darauf aufmerksam machen, daß 
die Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Abg. Dr. Herbert Kraus : Meine Damen und 
Herren ! Ich habe hier das Protokoll der Auf­
sichtsratssitzung vom 24. Juni, unter­
schrieben, Herr Abg. Wolf, von Ihrem Freunde 
Sagmeister. Also keine einseitige Darstellung. 
Hier heißt es : "Nationalrat Wolf bringt seine 
Genugtuung für den ausgesprochenen Dank 
zum Ausdruck." Und etwas weiter in den 
Ausführungen des Nationalrates Wolf: "Es 
müßte demnach die für den Betrieb unent­
behrliche Investition, das ist das Kesselhaus, 
zuerst in Angriff genommen werden, was auch 
im Interesse der Gesundheit der dort be­
schäftigten Arbeiter liegt. Er möchte sich 
als Vertreter der Arbeiter und Angestellten 
nicht in die Meinungsverschiedenheiten der 
Aufsichtsratsmitglieder einmischen und schließt 
sich dem Vertagungswunsch des Herrn 
Direktor Cischek nur mit der Begründung an, 
daß dadurch in der Zwischenzeit eine Einigung 
unter den Aufsichtsratsmitgliedern ermöglicht 
werden könne (Abg. Dr. Pittermann:  Na 
also ! - Abg. Dr. Migsch:  Genau das, was 
wir gesagt haben ! - Abg. Hartle b :  Sie haben 
die Unwahrheit gesagt J) , wobei er jedoch 
erwartet, daß die nächste Aufsichtsrats­
sitzung, die sich endgültig mit dieser An ­
gelegenheit beschäftigt, in längstens sechs 
Wochen stattfinden kann." (Zwischenrufe.) 

Und nun, meine sehr Verehrten, ist es ganz 
klar, daß sowohl bei dieser Abstimmung wie auch 
nach den sechs Wochen der Nationalrat Wolf 
jedesmal gegen die Beschlußfassung über den 
Umbau des gesundheitsschädlichen Kessel­
hauses gestimmt hat. ( Widerspruch bei den 
Sozialisten. - Lebhafte Zwischenrufe. - Der 
Präside nt  gibt das Glockenzeichen.) Und die 
genannte "Einigung über die Meinungs­
verschiedenheiten" war , daß die 2 Millionen 
Schilling inzwischen gegeben werden sollen. 

Sie können sich auch nicht darauf ausreden 
(Abg. Dr. Pitte rmann : Sie wollen sich aus-

reden !) , daß das 25 Jahre auf der Tages­
ordnung stand, denn diese 25 Jahre hindurch 
waren keine ERP-Mittel bereitgestellt. Nun 
waren sie aber bereitgestellt, und deswegen 
wäre es möglich gewesen, die Zustände im 
Kesselhaus zu ändern. 

Hinsichtlich dessen, was ich über die 
Wohnungen gesagt habe, habe ich mit dem 
Ausdruck "mit diesem Geld" die entgangenen 
Gewinne gemeint, die man selbstverständlich 
auch für die sozialen Einrichtungen hätte 
zur Verfügung stellen können, wenn nicht der 
Sozialistische Verlag alles abgezapft hätte. 
Ihre tatsächliche Berichtigung ist nW einer 
weiteren Beschuldigung gleichgekommen. 
(Beifall beim KdU.) 

Präsident : Zum Wort . ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der 
Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort . 

Wir kommen zur A b s t i m m u ng. Es liegt 
ein Antrag des Rechnungshofausschusses vor 
sowie ein Minderheitsantrag. Ich werde zu­
erst über den Antrag des Rechnungshof­
ausschusses abstimmen lassen. Ich bitte jene 
Damen und Herren, welche dem Antrag des 
Rechnullgshofausschusses ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
(Geschieht.) Danke sehr. Das ist die M ehr h e it . 
(Abg. Hart leb :  D'ie Mehrheit ! Haben Sie ver­
standen, Herr Dr. Pittermann ? Der 
Präsidem gibt das Glockenzeichen.) Damit 
ist der Minderheitsantrag gefallen. Es kommt 
noch die Minderheitsentschließung. 

Abg. Dr. Pittermann (zur Geschäfts­
behandlung) : Ich kann mich ' dieser Modalität 
nicht anschließen. Es hat eine Partei des 
Hauses hier festgestellt, daß sie gegen den 
Minderheitsantrag, der eingebracht worden ist, 
stimmen will. In der nun durchgeführten Ab­
stimmung kommt das nicht zum Ausdruck. 
Ich beantrage, daß über den Minderheits­
antrag separat abgestimmt wird, damit der 
Wille der Parteien klar und eindeutig zum 
Ausdruck kommt. (Zwischenrufe.) 

Präsident : Bitte sehr. Ich hatte vor, jetzt 
über den Minderheitsentschließungsantrag ab­
stimmen zu lassen. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Pittermann.) Bitte � Das entspricht 
Ihnen nicht � 

Abg. Dr. Pittermann: Herr Präsident ! Es 
liegen zwei Minderheitsanträge vor. Ein 
Minderheitsantrag mit der Nr. I und ein 
Minderheitsentschließungsantrag mit der Nr. 2 .  
Zum Minderheitsantrag Nr. I hat die 
Kommunistische Partei erklärt, daß sie da­
gegen stimmt. Die durchgeführten Modalitäten 
der Abstimmung lassen das nicht erkennen. 
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Wir verlangen, daß über die Anträge separat 
abgestimmt wird. 

Präsident: Dem Wunsche kann ohne weiteres 
entsprochen werden. Der M i n derh e i t s ­
a ntrag lautet : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Der Bericht des Rechnungshofausschusses 

über die verstaatlichten Banken wird zur 
Kenntnis genommen. 

Nach der 74uerst vorgenommenen Ab­
stimmung ist der Bericht des Ausschusses 
schon 74ur Kenntnis genommen worden. Ich 
bitte also jene Damen und Herren, welche 
diesem Minderheitsantrag ihre Zustimmung 
geben wollen, sich von den Sit74en 74U erheben. 
(Geschieht. - Abg. HartZe b :  Eine noch 
kleinere Minderheit !) Der Minderheitsantrag 
ist abgel e h n t .  

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über den Minderheitsentschl ie ß u n g s ­
a ntr ag. Ich bitte jene Damen und Herren , 
welche diesem Minderheitsentschließungs­
antrag ihre Zustimmung geben wollen, sich 
von den Sitzen zu erheben . (Geschieht.) Danke 
sehr. Das ist die Minorit ät. 

Damit ist der Gegenstand erledigt. Im 
übrigen frage ich : Wozu haben wir die Krot 
gefressen � 

Der 2. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht und Antrag des Ausschusses für 
soziale Verwaltung über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, womit das Invalidenein­
stellungsgesetz vom 25. Juli 1946, BGBL 
NI'. 163, abgeändert wird (Invalidenein­
stellungsgesetz-NoveUe 1952) (644 d. B.). 

Berichterstatter Grubhofer : Hohes Haus ! 
Kriege treffen die Menschen wohl in furcht. 
barster Art. Es gibt nur zwei Möglichkeiten :  
davon2\ukommen oder im Krieg umzukommen. 
Bei denen, die davongekommen sind, gibt 
es wieder nur zwei Gattungen : solche, die 
alles heil überstanden haben, und solche, die 
mit Schäden und Verwundungen ihr Leben 
weiterfristen müssen. Das sind dann die 
sogenannten Kriegsinvaliden. Während des 
Krieges gelten solche Invaliden sehr viel, sie 
werden betreut und behandelt, liebevoll um­
geben, mit Zusatzkarten und allen möglichen 
Dingen ausgestattet. Aber wenn dann 
der Krieg vorbei ist und die Notzeit eines 
Nachkrieges eintritt, dann vergiBt man allzu 
leicht auf diesen Kreis, und man sagt dann : 
Das ist halt ein Kriegsinvalide. Es ist aber 
die Aufgabe jener, die mit heiler Haut davon­
gekommen sind, es ist die Aufgabe "des ganzen 
Volkes, diesen bedauernswerten Opfern zu 
helfen und ihnen stets Aufmerksamkeit zu 
schenken. 

Auch der österreichische Nationalrat hat das 
getan und bewiesen, daß er dieser Auffassung 
ist. Er hat am 25. Juli 1946 das Invaliden­
einstellungsgesetz beschlossen. Ea ist doch so, 
daß die Invaliden, die körperbehindert sind, 
vor allem diejenigen, die mehr als 50 Prozent 
behindert sind, nicht mehr gut unterkommen 
können, besonders aber dann nicht unter­
kommen, wenn nicht geset2\liche Bestimmungen 
hiefür geschaffen werden. Diese gesetzlichen 
Bestimmungen wurden getroffen. Es ist nun 
die Pflicht des privaten und des öffentlichen 
Dienstgebers, dazu beizutragen, daß die 
Invaliden dem Wirtschaftsleben zugeführt' 
werden oder ihm erhalten bleiben. 

Wir haben ungefähr 80.000 Invalide in 
Österreich, die mehr als 50 Prozent beschädigt 
sind und die unter das Invalideneinstellun�­
gesetz fallen. Am 31.  Mai dieses Jahres waren 
es 3389 Invalide, die Arbeit gesucht haben, 
die also stellenlos waren. " Dem stehen 
nur 610 offene Arbeitsplätze für Invalide 
gegenüber. 

Es soll nun mit diesem Initiativantrag, den 
der Abg. Kysela und meine Person im Verein 
mit anderen Abgeordneten im Hause ein­
gebracht haben, folgendes bezweckt werden : 

Das Bundesgesetz vom 25. Juli 1946 über 
die Einstellung und Beschäftigung von In­
validen sagt im § l Abs. 1 :  

"Alle Dienstgeber mit Ausnahme des Bundes, 
der Länder (Stadt Wien), Bezirke und Ge­
meinden sind verpflichtet, auf 15 Dienst­
nehmer mindestens einen Invaliden und auf 
je 20 weitere Dienstnehmer mindestens einen 
weiteren Invaliden zu beschäftigen. Für land­
und forstwirtschaftliche Betriebe beginnt die 
Beschäftigungspfiicht bei 15 ständig be­
schäftigten familienfremden Dienstnehmern." 

Im Abs. 2 des § 1 dieses Gesetzes vom Jahre 
1946 heißt es : 

"Der Bund, die Länder (Stadt Wien), 
Bezirke und Gemeinden sind verpflichtet, 
auf mindestens 5 v. H. ihrer Arbeitsplätze, 
zu denen auch die Dienstposten der in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
stehenden" Beamten rechnen, Invalide zu be­
schäftigen. " 

Im Abs. 5 des § 1 des Gesetzes aus dem 
Jahre 1946 steht dann : 

"Die Beschäftigungspflicht der Dienstgeber 
im Sinne des Abs. 2 wird bei grundsätzlicher 
Wahrung einer durchschnittlichen Einstellungs­
pflicht von 5 v. H. durch Verordnung näher 
geregelt. Die Verordnung kann bestimmen, 
inwieweit für bestimmte Dienstzweige, bei denen 
die Einhaltung der Beschäftigungspfiicht infolge 
der Eigenart des Dienstes nicht möglich ist, 
ein Ausgleich zu schaffen ist." Weiter : "Ver-
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ordnungen im SinIie dieses Absatzes bedürfen will der Mensch keine Unterstützung, er will 
der Zustimmung des BeirateS und des :Bundes- kein Almosen, sondern er will arbeiten. 
bnzleramtes." Wir haben seiner�it das Invalidenein-

Am 25. Juli 1946 wurde dies hier beschlossen , st6llungsgesetz beschlossen, um vor allem 
diese Verordnung ist aber dann nicht zustande- jenen, die durch den Krieg einen Schaden an 
gekommen, weil jene, die ich hier genarrnt ihrer körperlichen �sundheit erlitten haben , 
habe, die übereinkommen sollten, also das Arbeitsmöglichkeiten zu erschließen. Das 
Bundeskanzleramt, der Beirat und das Sozial- Invalid�neinstellungsgesetz umfaßt drei 
ministerium, nicht zu einer Einigung gelangten. Gruppen : erstens die Kriegsopfer , zweitens 

An Versuchen hat es nicht gemangelt. Man die Arbeitsinvaliden und drittens jene 
hat sehr viele Male · verhandelt. · Es ist auch Invaliden, die unter . das Opferfürsorgegesetz 
erklärlich, daß das Bundeskanzleramt als fallen. 
oberste Dienstr.echtsbehörde seine Bedenken Das Stammgesetz regelt die Verpflichtung 
vortrug, indem es gesagt hat, es sei unmöglich, des Bundes, der Länder und der Gemeinden . 
den Exekutivdienst bei . der �ruierung der Zahl solche Personen in ihren Dienst aufzunehmen . 
der Beschäftigungspflichtigen, also für die Aber es war im Gesetz vorgesehen, daß die 
Einstellung vQn mvaliden. voll einzurechnen , näheren Bestimmungen über die Einstellung 
denn es könne beim Exekutivdienst nicht solcher Personen in einer Durchführungs. 
Invalide einstellen. Inwieweit die im Exekutiv- verordnung geregelt werden. Während das 
dienst Beschäftigten also in die Gesamtzahl ursprüngliche Gesetz für die Privatwirtschaft 
der DienstnehIner, von der .die Pflichtzahl zu die faktische Verpflichtung festlegte, Invalide 
errechnen ist, eingerechnet werden sonen. einzustellen oder die Ausgleichstaxe zu ent. 
darüber gingen die Streitigkeiten hin und her, richten, sollten für den ganzen öffentlichen 
Und darüber konnte ein Einvernehmen nicht Sektor diese Verpllichtungen in einer Durch· 
erzielt werden. führungsverordnung geregelt werden. 

Dieser Initiativantrag sieht vor, upd damit Worum ging es nun bei der Novellierung 
hat sich auch der Ausschuß für soziale Ver- dieses Gesetzes ' Die öffentliche Verwaltung hat 
waltung befaßt, daß der Gesetzgeber nun bestimmte begründete Bedenken angemelcJet. 
festlegt, .lche Zahl im Exekutivdienst zur Es war nun notwendig, dieseIl Bedenken der 
Einrechnung kommt und welche nicht. Es öffentlichen Verwaltung RechIiung zu tragen 
ist nun hier in diesem Gesetzentwurf, der aus und bei der Neuregelung die .Erfordernisse 
dem Initiativantrag entstanden ist, festgelegt, einzelner Dienstzweige zu berüoksichtigenJ 
daß der Exekutivdienst zu zwei · Dritteln auf Der Herr . Beriohterstatter hat bereits darauf 
die . Dienstnehmerzahl� von der die PHichtzahl hingewiesen, daß man zum Beispiel bei der 
der zu beschäftigenden Invaliden errechnet Polizei, bei der Gendarmerie und bei der 
wird, nicht einbezogen wird. Zonwache nicht in dem Maße Kriegsversehrte 

Das ist im großcn und ganz;en der Inhalt des einstellen könne, wie dies in anderen Zweigen 
Initiativantrages und des Gesetzes. Im ein- der öffentlichen Verwaltung möglich erscheint. 
zeInen darf ich .Bie bitten, meinen Bericht zu Es ging nicht darum. Bund, Länder und 
lesen. Sie werden dann auch zu den geänderten Gemeinden zur Beza.hlung der Ausgleichstaxe 
oder ergänzten Paragraphen die Erläuterungen zu zwingen. sondern darum, überhaupt einen 

finden. · Überblick über die tatsächlich gegebenen Ver . 

Der Ausschuß für soziale VerwaltuIig hat hältnisse zu erlangen. 
sich in seiner Sitzung vom . 9. Juli mit dieser Der Staat muß naturgemäß an der Erfüllung 
Materie befaßt.· und schlägt dem Hohen Hause auch dieses Gesetzes · interessiert sein, denn 

vor, dieses Gesetz anzunehmen! Ich darf böse Beispiele verderben gute Sitten. Von der 
bitten, daß Sie dem Gesetzentwurf die ver- privaten Wirtscha.ft wissen wir, daß sie ihte 
fassungsmißige Zustimmung nicht verweigern, Pflicht erfüllte. Wir wissen, daß auch- die 
und beantrage, daß General- und Spezialdebatte öffentliche Verwa�tung dazu bereit war, daß 
unter einem abgeführt werden. sie aber. wie ich bereits ausgeführt habe, 

begründete Einwendungen gegen die bisher 
Gegen den formalen Antrag wird keine Ein- geltenden Bestimmungen erheben mußte. Der 

werulung erhoben. . Gesetzgeber win jetzt diesen begründeten Ein-
Abg. Machunze:. Hohes Haus ! Der Staat wendungen Rechnung tragen, aber doch seinen 

hat die Verpflichtung, für · jene zu sorgen. die Willen zum Ausdruck bringen, dali ..... 8ruch der 
nicht im vollen Besitz ihrer körperlichen Bund die im Gesetz vorgesehenen ·Verpffich-

Kräfte sind . Das . könnte etwa dadurch ge- tungen erfüllen soll. . 

Bchehen, daß der Staat jenen, die einen körper. Das Parlament hat kürzlich einem Sonder­
lichen Schaden erlitten · haben. eine laufende ausschuß den Auftrag erteilt, · die arbeita­
Unterstützung sichert. Aber, im allgemeinen und berufsrechtlichen Fragen der Heima.t-
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vertriebenen zu lösen . . Wir haben in ÖSterreich 
eine Gruppe · von. ,Staatsbürgern, die vor ihrer 
Einbürgerung . einen · . sogenannten Verzichts .. 
revers unterschreiben mußten. . Si.e sind von 
der Begünstigung . nach dem Kriegsopferver­
sOI'gungsgesetz ausgeschlossen, sie. sind aber 
auch von der Begünstigung nach dem In­
valide�einstellungsgesetz ausgeschlossen. 

Damit Sie erkennen, '  meine Damen und 
Herren, wie sich das auswirkt, ein kleines 
Beispiel. Es gibt Arbeitgeber, die . bereit 
sind, jenen zu helfen, die nicht nur ihre Ge­
sundheit, sondern auch ihre Heimat verloren 
haben. Der Arbeitgeber kann es oft nicht, 
und zwar aus wirtschaftlichen G:t;ßnden, weil 
diese Mens.chen nicht auf die Quote nach 
dem Invalideneinstellungsgesetz angerechnet 
werden. Es gibt aber a.uch noch nicht ein­
gebürgerte Volksdeutsche, die nicht auf die 
vorgesohriebene Quote angerechnet werden. 

Wir haben wiederholt in diesem Haus zum 
Ausdruck ·gebracht, daß "wir uns bemühen 
wollen, die arbeits- und soziakechtliche Ein­
gliederung der Vertriebenen zu regeln. Der 
Sonderausschuß hat sich daher auch mit der 
Frage des Invalidtmeinstellungsgesetzes be­
schäftigt, weil wir uns bewußt waren, daß 
unter den Volksdeutschen ' viele ihre Heima.t 
und 'ihre Gesundheit verloren und daher ein 
besonders hartes Schicksal zu tragen haben. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Abg. Uhlir 
stelle ich daher zu dieser Vorlage einige 
Abänderungsanträge. Zur · Begründung dieser . 
Anträge möohte ich bemerken : 

Der Verfassungsgerichtshof hat in verschie­
denen' Erkenntnissen festgelegt, daß Beiräte 
keine zustimnlenden, sondern nur beratende 
Funktionen ausüben können. Um nun den 
Erkenntnissen des VerfassUDgsgerichtshofes 
auch bei diesem Oesetz. Rechnung zu tragen, 
erweisen sich einige Abänderungsanttäge . zu 
der vorliegenden . Novelle als notwendig. 

Zweitens möchte ich efuige Abänderungs­
anträge stellen, um die Anrechnung der gegen 
Revers eingebürgerten Österreicher oder der 
noch nicht eingebürgerten Volksdeutschen auf 
die Quote und deren Einbeziehung in das 
Invalideneinstellungsgesetz zu ermöglichen. 

Ich bitte daher das Hohe Haus, den folgenden 
Anträgen die verfassungsmäßige Zustimmung 
zu geben : 

1 .  Im § .  1 des Gesetzentwurfes ist nach Z. 1 
eine neue Z. 2 folgenden Wortlautes ein­
zufügen :  

,.2:' Im § } Abs. 3 werden die Worte 
,mit Zustimmung� durch · die Worte 
,nach Anhörung' ersetzt." 

2. Die bisherigen Z. 2 und 3 des Gesetz­
entwurfes werden zu Z. S und 4. 

3. Der letzte Satz des § }. Abs. 9 des In­
va,lideneinstellungsgesetz8ß in der Fassung 
des § .  1 neue Z. 4 des Gesetzentwurfes 
hat zu lauten : 

"Diese Verordnungen werden vom 
Bundesministerium für soziale Vel'wal� 
tung im Einvernehmen mit dem Bun­
deskanzleramt nach Anhörung des Bei­
rates ( §  10 Abs. 2) erlassen." 

4,� Im § 1 des Gesetzentwurfes · sind nach 
der neuen Z. 4, folgende Z. 5 bis 7 ein­
zufügen: 

,,5. Im Abs. 1 des § 2 hat . die lit. a ·  zu 
lauten : 

,a.) infolge einer Schädigung, für die 
Versorgung nach dem · ·  Kriegs­
opferversorgungsgesetz . VOIn. 
14. Juli 1949, BGBI. Nr. 197, 
gewährt wird oder . gewä� 
werden würde, faUs der Ver­
sorgungsberechtigung nicht der 
vor Verleihung der österreichi­
schen Staatsbürgerschaft abge­
gebene Verzichtsrevers entgegen­
stünde, oder' 

6. Abe. 4 des § 2 hat zu la.uten : 
,(4) Auf a.usländische Invalide 

findet das Gesetz, unbeflChadet der 
Vorschriften der Abs. 5 und 6, nur 
nach Maßgabe der mit ihren 

. Heimatstaaten getroffenen Verein­
barungen Anwendung.' 

7. Dem § 2 werden folgende Absätze 
neu angefügt : 

,(6) Den Invaliden im Sinne des 
Abs. 1 stehen Personen deutscher 
Sprachzugehörigkeit gleich, die 
staatenlos sind · oder deren Staats­
a.ngehörigkeit ungeklärt ist (Volks­
deutsche), wenn sie infolge einer 
Schädigung, für die beim Besitz 
der österreichischen Staatsbürger­
schaft Versorgung nach dem Kriegs., 
opferversorgungsgesetz zu gewähren 
wäre, oder in einem nach der ge­
setzlichen Unfallversicherung an­
erkannten ursächlichen Zusammen,;. 
hang oder durch das Zusammen­
wir�en der angeführten Ursachen 
in ihrer Gesundheit so geschädigt 
sind, daß ihre Erwerbsfahigkeit um 
mindestens 50 v. H. herabgesetzt ist, 
oder wenn sie blind sind und die 
Blindheit auf keine der angeführten 
Ursachen zurückzuführen · ist. 

(6) Volksdeutschen, deren Er­
werbsunfähigkeit durch eine im 
Abs. 5 angeführte Ursache oder · 
durch das Zusa.mmenwirken beider 
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· dort angeführten Ursachen um 
wenigstens 30 v. H. vermindert 
ist, kann . beim Zutre1fen der im 
Aba. 2 aufgestellten Voraussetzun­
gen die . Gleichstellung mit den 
begünstigten Personen ' bewilJigt 
werden. Unter den gleichen Voraus­
setzungen kann die Gleichstellung 
auch solchen Volksdeutschen be­
willigt werdens die durch ein Kör­
pergebrechen . im Binne des Ahs. 2 J . 
das auf keine der im. A,bs. 5 ange� 
führten Ursachen zurückzuführen 
ist, • � . ihrer: . Erwerbsfähigkeit um 
mindestens 50 v. H. vermindert 
sind. 

(7) Die Bestimmungen der Aba. 5 
und . 6 gelten nicht für Volks­
deutsche, die erst naoh dem 31.  De­
zember 1951 in das Gebiet der 
Republik Österreich eingereist sind, 
mit Ausnah�e . der aus der Kriegs­
gefangenschaft entlassenen oder der 
im Rahmen der Familienzu­
sammenführung mit Zustimmung 
der österreichischen Behörden nach 
Österreich einreisenden Volks-
deutschen. . 

(8) . Ob eine Person dem Kreise 
der Volksdeutschen angehört, wird 
insbesondere durch die Eintragung 
:t Volksdeutschere im Personalaus­
weis für Ausländer und Staatenlose 
na.chgewiesen.' " 

5. Im § 1 des Gesetzentwurfes werden die 
Z. 4 bis 6 zu Z. 8 bis 10. 

6. Im § 1 des Gesetzentwurfes sind nach der 
neuen Z. 10 folgende Z. 1 1  und 12 ein­
zufügen : . 

, ,1 1 .  Die Abs. 1 und 2 des § 5 haben 
zu lauten : 

,(1) Als im Sinne dieses Bundes­
gesetzes beschäftigt zählen nur be­
günstigte Persönen. die alle persön­
lichen Voraussetzungen (§ 2 Abs. I ,  
2 ,  5 und 6)  erfüllen und ent­
sprechend den Bestimmungen des 
§ 7 entlohnt werden. Die im 
Betriebe tä.tigen Dienstgeber, bei 
denen die Voraussetzungen des 
§ 2 Abs. 1 oder 5 zutreffen, 
werden auf die PHichtzahl ange­
rechnet. 

(2) Invalide, die nach § 2 
Abs. 2 oder 6 gleichgestellt 
wurden, werden zur Hälfte ihrer 
Zahl auf die Pfiichtzahl angerech­
net.' 

12. Der letzte Satz des § 5 Aha. 3 
hat zu . lauten : 

,Bei Dienstgebern im Sinne 
des § 1 Aba. 2 .  ist �u dieser Be­
willigung das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung nach An­
hörung des Beirates (§ 10 Aba. 2) 
zuständig.' .. . 

7. Im § 1 des Gesetzentwurfes werden die 
bisherigen Z. 7 und 8 ·  zu Z. 13  und 14. 
Die bisherige Z. 8, jetzt Z. 14, des Gesetz­
entwurfes hat zu . lauten : 

,,14. § 10 Abs. 1 ha.t zu lauten : 
,(1) Aus den Erträgnissen der 

Ausgleichstaxe wird beim Bundes­
mi.nisterium für soziale Verwal­
tung der mit Rechtsperaönlichkeit 
ausgestattete Ausgleichstaxfonds 
gebildet, der für Zwecke der Für­
sorge für die im § 2 Aba. 1 ,  2, 
5 und 6 bezeichneten Personen, 
für die Gewährung von Zuschüssen 
nach § 6 . Abs. 2 sowie für Zwecke 
der Fürsorge für die nach dem 
Kriegsopferversorgungsgesetz vom 
14. Juli 1949, BGBl. Nr. 197, ver­
sorgungsberechtigten Personen 
und deren Kinder zu verwenden 
ist.' " 

8. Dem § 1 des Gesetzentwurfes sind folgende 
Z; 15 bis 19 anzufügen : 

,,15. § 13 hat zu lauten : 
,§ 1 3. (1) Personen, die allen 

Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 
entsprechen, erhalten als Ausweis 
hierüber auf Ansuchen einen amt­
lich ausgefertigten Einstellungs­
schein, worin außer dem Grade 
der Minderung der Erwerbsfähig­
keit auch aUe sonstigen für die 
Art der Verwendung ma.ßgebenden 
Umstände (Vorbildung, berufliche 
Ausbildung und Eignung, Ergeb­
nisse der ' Berufsberatung) ver­
merkt werden. Einen · Ein­
stellungsschein erhalten auf Antrag 
auch Volksdeutsche mit Ausnahme 
der im ' § 2 Aba. 7 genannten 
Personen, wenn sie den Voraus­
setzungen des § 2 Aba. 5 ent­
sprechen. 

(2) Gleichgestellte (§ 2 Ahs. 2) 
erhalten als Ausweis eine amt­
liche Gleichstellungsbescheini­
gung, in der außer den im Aba. 1 
a.ngeführten Merkmalen die Gel­
tungsdaltJer der Gleichstellung zu 
vermerken ist. Eine solche Gleich­
stellungsbescheinigllng erhalten 
ferner auch Volksdeutsche mit 
Ausnahme der i:r.n § 2 Ahs. 7 ge;. 
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naHnten Personen, wenn sie den 
Voraussetznngen .des § 2 Abs. 6 
entsprechen. ' 

16. IntAbs. 2 des § 14 hat die lit. a 
. zu lauten : 

,a) .in den Fällen nach § 2 Aba. 1 
lit. a der Rentenbescheid des 
Landesinvalidenamtes, bei 
Personen, die aus dem Grunde 
des Verzichtsreverses einen 
solchen Bescheid nicht be­
sitzen, das im Ermittlungs­
verfahren ei�uholende Gut­
achten eines ärztlichen Sach­
verständigen ; , 

17. Im Aba. 2 des § 14 hat die lit. d 
zu lauten : 
,d) in den Fällen nach § 2 Aba. 1 

lit. d, bei Blinden ( § '2 Aba, 1 ,  
letzter Satz) sowie bei Per­
sonen nach § 2 Abs. 2, dritter 
Satz, Abs. 5 und 6 das im 
Ermittlungsverfahren einzu­
holende Gutachten eines ärzt­
lichen Sachverständigen.' 

18. Im § 18 Aha, 1 werden die Worte 
,nach Zustimmung' durch die 
Worte ,naoh Anhörung' ersetzt. 

19. § 24 Aba. 4 hat zu lauten : 
,(4) Mit der Vollziehung des § I 

Abs. 5 dieses Bundesgesetzes ist 
das Bundeskanzleramt, mit der 
Vollziehung der übrigen Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes das 
Bundesministerium für soziale Ver­
waltung betraut.' " 

9. § 2 des Gesetzentwurfes hat zu lauten : 
,, §  2. Mit der Vollziehung dieses Bun­

desgesetzes · ist . das Bundesministerium 
für soziale Verwaltung betraut." 

Dies� Hohes Haus, waren die Abänderungs­
anträge, die im Einvernehmen mit dem Ver­
fasBUngsdiehst u:pd mit dem Bundesministerium 
für soziale Verwaltung ausgearbeitet wurden. 

lch b e antr a ge, diese Abänderungsanträge 
mit in Verhandlung zu ziehen und ihnen die 
verfassungsmäßige Zustimmung zu erteilen. 

Die Anträge Bind gen'Ügend unter8tiUzt und 
8teken in Verhandlung. 

Abg. Elser: Meine Damen und Herren r 
Vorerst eine formale Feststellung : Eben höre 
ich von meinem Vorredner, dem Herrn 
Abg. Machunzc; daß er namens der beiden 
Regieningsparteien'  ein. umfangreiche Ab­
änderung · des " in Behandlung stehenden 
Ge��entwurfes' beantragt; Ich bin der Auf­
fassung, es wäre . wohl loyaler gewesen, wenn 
man' den Abgeordneteh der Oppositionsgruppen 

diese umfangreiche Abänderung vorher zur 
Einsicht vorgelegt hätte. Man soll jetzt zu 
diesen umfangreichen Abänderungen 'sachlich 
Stellung . beziehen, hört sie · aber ·· erst, knapp , 
bevor . man zu Worte kommt. 

Ich' verstehe ja den Herrn Abg. Machunze. 
Es handelt sich hier bei diesen umfangreichen 
Abänderungen natürlich um Begünstigungen, 
um eine bestimmt gerechtfertigte Gleich­
stellung der Volk�eutschen. Dagegen ist ja 
ni9lfts einzuwenden, aber daß man als Opposi- . 
tionsabgeordneter einfach vor · vollendete Tat­
sachen gestellt wird, geht nicht än. Man soll 
im Auftrage des KIubs seine Meinung zum 
Ausdruck bringen, hat aber· keine Möglichkeit , 
die Sache früher zu Gesicht zu bekommen. 
Auch wenn man Regierungspartei ist, hat man 
gegenüber den Minderheitsgruppen des ParIa": 
ments nach demokratischen Regeln gewisse 
Verpflichtungen. 

Formell wäre es eigentlich Aufgabe des 
Herrn Berichterstatters gewesen, daß er diesen 
weittragenden Abänderungsa,ntrag der beiden 
Regierungsparteien übernommen und hier er­
läutert hätte, der vorher auch allen Abge­
ordneten zur Einsicht · vorzulegen gewesen 
wäre. 

Meine Damen und Herren l Das vorliegende 
Gesetz behandelt die bestimmt nicht un­
wichtige Frage der Einstellung von Invaliden 
aller Kategorien . .  Der Herr Abg. Machunze 
hat bereits diese Kategorien aufgezählt ; vor 
allem sind es die Opfer des Krieges, zweitens 
die Ar beitsin validen und drittens die politischen 
Opfer, soweit sie imStammgesetz des Jahres 1946 
auch als begünstigte Personen ang�sprochen 
werden. 

Zu diesem Gesetzentwurf möchte ich mir 
nun erlauben, einige grundsätzliche Aus­
führungen zu machen. In allen Kulturstaate n 
IJpielt der Einbau von invaliden Personen in 
den Wirtschafts- und · Arbeitsprozeß eine be­
deutende Rolle. Es ist so, wie der Herr 
Abg. Machunze a:usführt, daß die invaliden 
Menschen im allgemeinen keineswegs so renten­
hungrig sind ; sie bekommen ja eine Rente, mit 
der man nicht recht leben kann. Das Gros 
der Invaliden erstrebt immer wieder das Ziel, 
als vollberechtigtes Mitglied der Gesellschaft 
im Arbeitsprozeß tätig zu sein, um ebenfalls 
bei der Vergrößerung unseres Sozialproduktes 
mitzuschaffen. 

Wir haben in Österreich verschiedene 
Möglichkeiten, . invalide Personen der ver­
schißdensten Kategorien wieder in den 
Wirtschaftsprozeß einzugliedern. Ich ver­
weise hier nur auf die Sonderstationen der 
zentralen Unfallversicherungsanstalt. Alle 
diese Sonderstationen haben ja hauptsächlich 
den ZWltck, invalid gewordenen Personen die 
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Möglichkeit zu geben, über den Weg der 
Arbeitstherapie,  der Umschulungen usw. 
wieder als gleichwertige Staatsbürger im 
Arbeitspro7<eß in irgendeinem Zweig der 
Wirtschaft tätig zu sein. Wir haben bei den 
Landesarbeitsämtern und bei den Landes­
invalidenämtern verschiedene Ausschüsse, die 
sich ebenfalls damit beschäftigen, diese in­
validen Personen durch Umschulungen wieder 
für den Wirtschafts- und Arbeitsprozeß reif 
zu machen. Alles das ist sicher wichtig, sowohl 
vom B07iialen Gesichtspunkt aus betrachtet als 
auch vom allgemein volkswirtschaftlichen 
Standpunkt. 

Zur Novelle möchte ich folgendes sagen : 
Die Novelle, die wir jetzt behandeln und ver­
abschieden, 7<wingt nun endlich einmal auch 
die öffentliche Hand, die leitenden Persön­
lichkeiten der Betriebe, Anstalten und Amter 
des Bundes - dasselbe gilt auch für die 
Länder und für die großen Gemeinden -, eben­
falls invalide Personen in ihrem Arbeits- und 
Tätigkeitsbereich zu beschäftigen . Diese Ver­
pflichtung bestand, wie ja auch mein Vorredner 
bereits betont hat, für die Länder, die 
Gemeinden und den Bund eigentlich schon seit 
dem Jahre 1946, als wir hier im Hause das 
Stammgeseta;, das sogenannte Invaliden­
einstellungsgesetz, zum Beschluß erhoben 
haben. Heute schreiben wir Mitte 1952. 
Mehr als sechs Jahre, meine Damen und Herren, 
hat man gebraucht, um endlich einmal auch 
die Verpflichtung des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden irgend wie 7iU realisieren. 

Der Herr Abg. Machun7<e meinte ent· 
schuldigend : Ja, das sei aus dem einfachen 
Grund 7<U erklären, weil verschiedene öffent· 
liehe Stellen - er sprach von der Gendarmerie, 
von der Polizei und von der Zollschutzwache -
Bedenk�11 gegen diese übernommenen Ver· 
pflichtungen geäußert haben. Mag sein, daß 
es richtig ist, daß man invalide Personen im 
Exekutivdienst, der zum großen Teil Waffen­
dienst ist, natürlich nicht verwenden kann, 
aber das wußte man ja auch bei der Ver­
abschiedung des Stammgesetzes im Jahre 1946. 
Und wenn man das damals schon übersehen 
hat, dann bin ich aber der Auffassung, daß 
man doch unmöglich sechs Jahre braucht, bis 
man endlich einmal auch die öffentliche Hand 
da7<u 7<wingt, den Verpflichtungen, die sie 
mit dem Stammgesetz 1946 übernommen hat, 
ebenfalls zu entsprechen. 

Es ist sicherlich zu begrüßen, daß jetzt durch 
eine eigene Geset7iesnovellierung die Durch­
führung dieser Verpflichtung nicht mehr 
sabotiert werden ,kann. Anfangs hat man 
immer und immer wieder den Kriegsopfer­
verband und die verschiedenen Interessen­
vertreter der Invaliden auf die noch aus-

ständige Ministerialverordnung vertröstet. 
Nun hören wir ja aus dem Ausschußbericht 
und auch aus den Ausführungen des Herrn 
Abg. Machunze, weshalb diese Ministerial­
verordnung nicht realisiert werden konnte. 
Nun gut, die Sache ist vorbei, und jetzt tritt 
an die Stelle der Ministerialverordnung eben 
diese Gesetzesnovellierung. 

Ich bin aber Skeptiker geworden. Ich habe 
noch keineswegs eine Garantie, daß auf Grund 
der Verabschiedung dieser Gesetzesnovelle 
schließlich der Bund, die Länder und Ge­
meinden ihren VerpHichtungen gegenüber den 
Invaliden, den Personen, die hier in Betracht 
kommen, wirklich nachkommen werden. Es 
gibt auch nach dem Inkrafttreten dieses 
Geset7ies immer noch Möglichkeiten, sich dieser 
Verpflichtung zu entziehen. Da ist vor allem 
die Möglichkeit, sich über den Weg der Be2<ah­
lung einer Ausgleichstaxe der Verpflichtung zu 
entziehen. Freilich wird man erklären, der 
Bund, der Staat habe doch in erster Linie ein 
Interesse daran, daß man beispielsweise den 
Kriegsbeschädigten wieder irgendwie Brot und 
Existenz gibt ; man erspart sich damit die 
Rente oder mindestens einen Teil der Rente . 
Das ist plausibel, aber wir dürfen nicht ver­
gessen, daß ja die Auszahlung der Ausgleichs­
taxe nicht aus irgendeiner Privatschatulle 
erfolgt, sondern das sind ja wieder Steuergelder , 
und es besteht ohne weiteres die Gefahr, daß 
man trotz der Verpflichtung schließlich bei den 
verschiedenen Anstalten, bei den Betrieben und 
vor allem bei den Amtern einfach dem Aus­
gleichsfonds die Ausgleichstaxe überweist. 
Damit hat man wieder einen Teil der Ver­
pflichtung abgeschoben. Zahlen tut es natür­
lich nicht der verantwortliche Abteilungs­
vorstand, zahlen tut es das gesamte Volk, die 
Steuerträger ! Wenn man sechs Jahre auf 
diese Regelung warten muß, dann wird man 
e ben Skeptiker. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber noch 
folgendes anführen. Die begünstigten Personen , 
um die es sich hier handelt, haben ja bekannt­
lich einen Kündigungsschutz. über diesen 
Kündigungsschut2< entscheidet ein sogenannter 
Ausschuß in den Landesarbeitsämtern. Nun 
wurde in den let7iten Jahren in diesen Kommis­
sionen über viele Fälle entschieden . .  Invalide 
wurden gekündigt. Man hat schließlich bei 
diesen Kommissionen beantragt, die Landes­
arbeitsämter mögen der Kündigung zu­
stimmen, oder aber man hat in einzelnen Fällen 
nachträglich, nach der Kündigung oder Ent­
lasstmg, um die Zustimmung angesucht. Durch 
die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes 
hat sich nun herausgestellt, daß man den in 
Betracht kommenden und betroffenen ge­
kündigten Invaliden das Parteienrecht nicht 
zuerkannt hat. Dadurch wurden alle Prozesse 
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verloren. Die gekündigten Personen haben das , Es ist bezeichnend, daß der damals für 
Dienstverhältnis lösen müssen und sind nun dieses Gesetz ins Leben 'gerufene Beirat einen 
eigentlich auf Grund dieser Judikatur des ausgesprochenen Hemmschuh darstellte und 
Verwaltungsgerichtshofes um ihr Recht ge- dazu geführt hat, daß wesentliche Bestim­
kommen. Dieses Unreoht soll jet74t mit dieser mungen, die den Körperbehinderten zugute 
Geset74esn9veIlierung beseitigt werden. gekommen wären, eben nioht zur Auswirkung 

Aber wie steht es nun mit jenen Fällen, kommen konnten. Dieser Beirat, der ein Mit-­
die mittlerweile bescheidmäßig erledigt bestimmungsrecht hatte, war immer wieder 
wurden � Es ist meiner Auffassung nach ein Anlaß dazu, es zu verhindern, auftretende 
Altt der Gerechtigkeit, wenn man durch eine Meinungsverschiedenheiten über die D�ch­
AntragsteIlung diese in Betracht kommende führung dieser Geset74esbestimmungen zu über­
Bestimmung in dieser Gesetzesnovelle rück- brücken. So konnte die berühmte Durchfüh .. 
wirkend auf das Jahr 1950 be74ieht, weil von rungsverordnung überhaupt , nicht erlassen 
da an alle diese Streitfälle datieren. werden, weil man sich darüber nicht einigen 

Ich erlaube mir daher, dem Hohen HauB konnte. Be�eichnend ist es, daß der Verfas-
einen' Antrag zu unterbreiten, der lautet : sungsdienst in der letzten Ausschußsit74ung 

ausdrücklich darl:louf hingewiesen hat, daß die 
§ 2 Abs. I soll folgenden Wortlaut er- Tä.tigkeit des Beirates verfassungswidrig sei 

halten : und daher diese Bestimmung aus dem Ge-
,,§ 2. (I) Dieses Bundesgesetz tritt hin- set�e herauszunehmen sei. 

sichtlich des § 1 Z. 7 rückwirkend auf den Es ist dagegen niohts einzuwenden, daß eine 
12. August 1950, hinsichtlich des § I Z. 8 Institution existiert, die in gewissen Spe�ia.1-
mit 1 .  August 1952: hinsichtlich der anderen fragen beratend mitwirkt, auf keinen Fall darf 
Bestimmungen mit dem auf di� Kund- sie aber in irgendeiner Form bestimmend die 
machung folge�den Tag in Kraft." Arbeit der Verantwortlichen behindern. 
Ich habe den Antrag bereits kurz begründet Wir haben, als der Verfassungsdienst einen 

und erklärt, worum es sich hier handelt. Ich Abänderungsantrag eingebracht hat, der vom 
bitte die Damen und Herren, diesen meinen Ausschuß nicht akzeptiert wurde, diesen Antrag 
Antrag zu unterstlitzen und ihm dann die durch den Kameraden Neuwirth selber über­
Zustimmung zu geben. Den Herrn Präsidenten, nommen und wollten auf diese Art und Weise 
bitte ich, die Unterstützungsfrage zu stellen. erzielen, daß diese Bestimmung in dieses 

Es ist selbstverständlich daß man aus Gesetz eingebaut wird. Merkwürdigerweise 

sozialen und aus wirtschaftlichen Gründen so- konnte sich die Koalition in dieser Ausschuß­
wohl der Gesetzesnovelle wie auch dem Antrag 8itzun� nicht da74u a�affen, diesem Antr,:g 
des Abg. Machunze die Zustimmung geben zuzustllnmen. Aus dIesem Grund haben W1I' 
muß. uns entschlossen, hier im Hause neuerdings 

einen Abänderungsantrag einzubringen, und 
Der Antrag Elser wird nicht genügend unter- siehe da, jetzt taucht ein Abänderungsantrag 

"tützt und atekt dahei nicht in Verhandlung. von seiten der Koalition auf. 
Abg� Alois Gruber: Hohes Haus ! Das Gesetz 

der Serie soheint nicht ab74ureißen. Wieder 
stehen wir vor der Tatsache, ein Gesetz 
novellieren 74U" müssen, das in der ersten Nach­
kriegs74eit in aller Hast und Eile hier beschlossen 
wurde. Ich kann es verstehen, daß man 1946 
keinen besonderen Ehrgeiz darein legte, ein 
Gesetz zu schaffen, das hauptsäohlich ' jenen 
Menschen dienen soll, die durch die Ein­
wirkungen des Krieges' in ihrer körperlichen 
Tätigkeit behindert wurden. Die Zeit hat jedoch 

, , gelehrt, daß es zwangsläufig staatspolitisch 
und wirtschaftlich notwendig war, sich um 
diese Menschen doch etwas mehr 74U kümmern, 
als man es ursprünglich für notwendig erachtet 
hat. 

Und schon ein Jahr später folgte diesem 
Geset� die erste Novelle. Heute stehen wir 
vor der , Tatsache, weitere Änderungen dieses 
Gesetzes, und 74war in pOBitiv�m Sinne, durch­
führen �u müssen. 

Ich darf dazu feststellen, daß dieser Antrag 
sinngemäß, ja fast wörtlich unserem Antrag 
gleichkommt und daß wir uns außerordentlich 
freuen, ' daß die RegierUngsparteien in letzter 
Minute zu der Erkenntnis gekommen sind, daß 
diese Abänderungen unerläßlich" sind, weil sie 
teiliveise Gesetzwidriges aufheben. (Abg. 
Dr. Gaaae lich : Spät, aber doch !) Wir sind 
politisch nicht so ehrgeizig, überall führend 
sein zu wollen, wo man Positives leistet. Wir 
werden selbstverständlich freudigen Her74Cns 
diescJl.l Abänderungsantrag der Koalitions­
parteien zustimmen und würden uns nur 
freuen, wenn ein soloher Gesinnungswechsel 
nicht erst in allerletzter Minute, und 2iwar 
offensichtlich erst unter dem Druck der 
Meinungen von außen her, 2iustandekommt. 

Ich darf mir selbstverständlich erlauben, dem 
Haus auch noch unseren .An,trag zur Kenntnis 
74U bringen, weil er einige , weitere Punkte ent. 
hält, die ebenfalls wert sind, einer Betrachtung 
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unter�ogen und in cla.ß Geset� eingebaut r.u behinderten BeschäftigtJllg �u geben, eine 
werden. Ausgleichsta,xe 2U be2ahlen ist. DieSe Aus.; 

Der Antr ag hat folgenden Wortla.ut: gleichsta.xe Wurde 1946. mit 600 S festgelegt 
und durch eine Novelle auf 900 S erhöht. 

Der Nationalrat wolle beschließen: Nun ·hat mein Kamerad Neuwirth schon im 
A. Im Stammgeset� : Ausschuß einen Antrag eingebracht, diese 

§ I ADs. 3 hat zu lauten : Ausgleichstaxe auf 3000 S jährlich �u erhöhen 
"Das Bundesministerium für soziale (Abg. A lten,b'Urger:  Zuer8t 6000 8, dann hat 

Verwaltung kann nach Anhörung des er ker'Untergekarulelt!) Bitte, auf Grund der 
Beirates . . .  " vorgebrachten Argumente ist er dann auf 

3000 S zurückgegangen. § 1 Ahs. 5 let�ter Satz hat �u lauten : Meine D8dIlen und Berren ! Darf ich Ihnen 
"Vor Erlassung .  von Verordnungen folgendes sagen :  Ich kenne die genaue 

im Sinne dieses Absat�8 ist der Beirat Situation in diesem Ausschuß nicht, aber · ich 
# a.nzuhören und das Einvernehmen mit habe · trot�dem mit Bedauern wahrgenommen, 

demBundeskanzleramteherzustellen. " daß mein Kamerad auf 3000 S �urückgegangen 
§ 5 Abs. 4 letzter sa.tz hat zu· lauten : ist, weil ich der ·Meinung bin, daß 3000 8 viel 

.,Bei Dienstgebern im 8qme des zuwenig sind, und r.wa.r. au8 folgendem Grund : 
§ 1 Abs. 2 ist diese Bewilligung dem Die ÖVP lehnt . diese Ausgleichstaxe ab, viel� 
Bundesministerium für Bo2iale Ver- leicht aus der Meinung heraus, daß es die Wirt. 
waltung nach Anhörung des Beirates schaft einfach nicht verträgt, daB jeder Wirt­
vorbehalten." schaftstteibende für einen invaliden Körper. 

§ 6 Abs. 2 �weiter Sa.t� hat �u lauten : behinderten, den er ni<ftt einstellen will, im 
Jahr 6000 S zahlt . .  Man könnte da sagen, das " Die BezirksverwaJtungsbehörcle wäre vielleicht eine Auflage für den Betrieb, die (Bergbehörde) bestimmt auch nach wirtschaftsstörend wirkt. Dem muß ioh ent­

Anhörung des Beirates . . .  " gegenha.1ten, dllß diese Ausgleichsta.xe ja gar 
Im § 9 Abs. 2 ist die Zahl 900 - dem nicht �u da ist, um be�ahlt �u werden ; 

ist besonderes Augenmerk �u schenken! - nur der Unternehmer soll sie bezahlen, der. 
durch die Zahl ,,3000H zu erset�n. sich moraJisch nicht verpflichtet fühlt, diese 

Im § 10 ist ein Aba. 3 mit folgendem bedauernswerten invaliden Menschen zu be-
Wortlaut a�ufügen : sohäftigen. Das Gesetz gibt ihm ja Gelegenheit, 

uDer Beirat hat nur beratende um die Leistung dieser 6000 S oder der spä.ter' 
Funktion. "  beantragten 3000 S dadurch herumzukommen, 

Im § 11 Abs. 1 haben die drei let�ten daß er der gesetzlichen Bestimmung der Ein-

Zeilen z.u lauten : stellungspfticht eines· Invaliden ,auf eine gewisse 
Anzahl von Besohäftigten Rechnung trägt . .,durch das Bundesministerium fm Wenn er sich mit den Ärmsten <les Volkes 

soziale Verwaltung nach Anhörung innerlich nicht so viel verbunden fühlt, diesen des Beirates." Menschen Arbeit und damit Brot 7iU geben, 
Im § 18 Ahs. 1 sind die Worte "mit dann, meine · Damen und Herren, tut mir der 

Zustimmung desBeirateB" durch die Worte betreffende Wirtschaftstreibende nicht mehr 
"nach Anhörung des Beirates" zu er- leid, wenn ihm diese 6000 S, die mr ursprünglich 
setzen. gefordert haben, etwas . schwer aus seiner 
B. In der Novelle 1962: Tasche herausrutschene; dann soll dieser Mann 

§ . 1 Aba. 9 letzter Sat2 hat zu lauten : zahlen, . weil er ja I�e ZwaugBzahlung C zu 
" Vor Erlassung solcher . V�rord- leisten · hat, sondern.. die Entscheidung ceinzig 

Be und allein bei ihm liegt. nungen ist der kat anr.uhören und . Niemand, meine Damen und Herren, von das Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramte · herzustellen." den Leuten, die heute diesen �trag iür so 

überdimensional und für so hoch ansehen; 
Dieser von uns eingebrachte Antrag deckt ha.t sich zu der Zeit, wo diese. Menschen an 

sich im wesentlichen mit dem An�a.g des Herrn die Front gegangen sind, darum gekmnmert, 
Abg. M.achunze, nur der § 9 Aba. 2 stellt eine ob es für das Volk tragbar ist, wenn ma.n die 
bessere Bestimmung dar. Wir würden uns Besten hinaussöhickt. 80 manche Frau hat 
freuen, wenn die Koalition unserem · Antrag ihren Mann umarmt, wenn er fortgegangen 
ebenso gerne ihre Zustimmung geben würde, ist, und hat daDJ,l .auf ihn · gewartet. Und sie 
wie wir es bei dem vorliegenden Antrag tun. hat ihn freudig aufgenommen, als er zurück. 

Im Einstellungsgeset� ist vorgesehen, daß kam, auch dann, wenn er nicht mehr ga� 
von solchen Unternehmern, die nicht die Mög.. vollwertig . war. Mit der Zahlung der Taxe 
lichkeit haben, Kriegsversehrten oder Körper.. scheint aber für . diese . Herrschaften die 
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moralische Verpfiichtung schon beendet zu 
sein ; weiterreichende Verpflichtungen, für die 
Bedauernswerten, die während, der Kriegszeit 
Schäden körperlicher Art erlitten haben, zu 
sorgen, gehen schon über die moralische 
Leistungsfähigkeit dieser Leute hinaus, und 
da zweifelt man schon, ob es sich der Betrieb 
leisten kann, diesen Mensch{}n wenigstens so 
viel zu geben, daß sie einigermaßen leben 
können, wenn man sie schon nicht beschäftigen 
will. 

Abstimmung zu · bringen. Ich ersuche das 
Hohe Haus, auch diese kleine Forderung nach 
Erhöhung auf . 3000 S \  zu akzeptieren. 
Wir stehen auf dem Standpunkt, daß alle, 
gleich ob ' sie nun Arbeitsinvalide oder durch 
ein ungünstiges Geschick Kriegsinvalide sind, 
beide, der Arbeiter" und der Soldat, als Ehren· 
bürger dieses Volkes �u behandeln sind , wenn 
sie fÜl" die ihnen zugewiesene Aufgabe körper. 
lieh Schaden erlitten haben. Die Ehren· 
aufgabe aller leistungsfähigen Menschen dieses 
Staates muß es sein, diesen Menschen das 
Leben so leicht wie möglich zu gestalten. In 
diesem Sinne bitt� ich, dem von uns gestellten 
Antrag auch die Zustimmung zu erteilifu. 
(Bei/all beim KdU.) 

Etwas anders scheint mir die Begründung 
der Ablehnung bei der SPO zu liegen. Diese 
Forderung, die wir hier aufstellen, ist ja 
bescheiden. Der Betrag von 3000 S 
im Jahr kommt einer ' Gruppe von Menschen 
zugu�, die mit irdischen Gütern nicht über. Der Antrag ist genügend unterstützt uful steht 
mäßig gesegnet sind, denn einem Reichen in Verkandlung. 
braucht man ja diese Rente ' gar' nicht zu be. • 
zahlen. Ich wundere mich eigentlich, daß die Abg. Wimberger: Hohes Hims ! Ich möchte, 
Sozialistische Partei nicht mit beiden Händen . ehe· ich zum Gesetz spreche, doch kurz auf die 
danach greift und sagt : Hier bietet sich Ausführungen des Herrn Ahg. Gruber ein· 
eine Möglichkeit, die Wirtschaftlich , Begüterten gehen. Er erklärte, das Invalidenemstellungs. 
heranzuziehen, um die Sorgen dieser armen gesetz wäre im Jahre 1946 in aller Ha.st und 

Eile beschlossen ' worden und es wäre deshalb Teufel etwas zu erleichtern ! Von diesem 
Gesichtspunkt aus, glaube ich, müßte die SPÖ ern Gesetz, das nicht gUt sei und nun bereits 

zum zweiten Male novelliert werden müsse. ' mit Begeisterung . zu unserem Vorschlag ja Ich . kann dem Kollegen Gruber versichern, sagen. Mir scheint es aber um etwas anderes daß das Invalideneinstellungsgesetz im großen zu gehen. und ganzen ein gutes Gesetz ist und daß 
Ich möchte vorausschicken, daß auch ich Gesetze eben von Abgeordneten gemacht 

persönlich Gelegenheit gehabt habe, den Krieg werden und Menschenwerk darstellen, daß die 
in allen Varianten kennen�ulernen, und schon Entwicklung nicht fjtehenbleibt und daß jedes 
aus dem eigenen Erlebnis heraus begreiflicher. Gesetz einmal, zweimal oder dreimal, ja sogar 
weise kein Anhä.nger von Kriegen bin. Die häufiger novelliert werden muß. Wir werden 
SPö steht nun .auch auf dem Standpunkt : wahrscheinlich auch dieses Gesetz, das wir 
Wir lehnen den Krieg ab ;, wenn di� hinaus- heute beschließen, im Herbst wiederum 
gegangen sind und sich . dort . zum · Krüppel novellieren müssen. 
schießen ließen, dann ist das ihre Sache. Was der nerr Kollege Gruber über die Aus. 
(Widerspruch bei der SP(J. · - Abg� Rosa gleichstaxen gesagt hat, berührt uns Sozialisten 
Joc hmann : Das hat nie wer gesagt !) Meine keineswegs. Wir stehen auf dem Standpunkt Damen und Herren von der SPÖ, ich werde und sind immer auf dem Standpunkt gestanden, Ihnen etwas sagen : ES .handelt sich nicht daß Unternehmer, die der Einstellungsl>ßicht darum, ob di�se Menschen., für di� heute bis nioht nachkommen, dafür zu zahlen haben. Wir zu einem gewissen Grad .�u 8orgen �er Staat wissen aber, daß es unmöglich ist, auch durch verpflicht�t ist, frei�p;l : a.,� die Front ge. eme sehr hohe Ausgleichstaxe einstellungs­gangen smd oder mcQ.t: · ; :pie TatsaQhe, daß unwillige Unternehmer einstellungswillig zu ein autoritäres Regime diJäe Leute bestimmt machen. Wir stehen daher auf dem Standpunkt, hat, an die Front . �u gehen, ha.t es . faktisch daß es viel. besser wäre, erzieherisch auf diese unmöglich gemacht, diesem Schicksal · aus· Kreise einzuwirken. Ich möchte nur wünschen, 7.uweichen. Und nur aus dieser Erkenntnis daß man draußen in Unternehmerkreisen, heraus möchte.ich auch an, die SPÖ den AppeU vor allem in Kreisen von kleineren und mittleren richten, uns in unserem ·  BeStreben zu unter. Unternehmern, hörte, wie sehr Abgeordnete stüt�en, den einstellungsunwilligen Arbeit. des V dU hier im Parlament propagandistisch gebern; die naoh außen hin direkt zeigen, daß Schindluder- treiben. Denn es kann keineswegs sie nicht gewillt sind, diesen Leuten z.u helfen, irgendwie noch ernst genommen werden, wenn dadurch entgeg�ntreten, daß man den Betrag der Herr Abg. Neuwirth im Sozialausschuß die der Ausgleichstaxe wesentlich erhöht. . Erhöhung der Ausgleichstaxe auf 6000 S 

Ich habe daher auch den Antrag meines v.erlangt und dann kurze Zeit darauf auf 
Kameraden NeuWirth im HauB " jet�t wieder 3000 S heruntergeht. Und wenn wir mit 
alJfgenommen und bitte, nun den Antrag zur ihm gehandelt hätten, wäre er wahrsohein .. 
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lieh auch mit 1500 S zufrieden gewesen, 
anstatt mit 1200 S, wie es im Initiativantrag 
hieß. Meine Herren vom VdU, ich bin der 
Meinung, sö kann man die Kriegsopferfragen 
nicht behandeln. 

Wir haben heute hier ein Gesetz zu be­
schließen, das sich auf 83.000 schwerbe­
schädigte Menschen auswirkt. Das Invaliden­
einstellungsgesetz hat sich als erstes Gesetz als 
notwendig erwiesen, um die Kriegsopfer in den 
Arbeitsprozeß einzugliedern. Im § 1 dieses 
Gesetzes wurde sowohl die Einstellungspflicht 
für die Privatindustrie wie auch für den Bund, 
die Länder, die Bezirke und die Gemeinden 
festgesetzt. 

Es wurde bereits vom Herrn Berichterstatter 
gesagt, daß für die öffentliche Hand eine 
Durchführungsverordnung vorgesehen war. 
Diese Durchführungsverordnung, die im Bun­
deskanzleramt hätte zustandekommen sollen, 
hat das Licht der Welt nicht erblickt, trotz 
besten Willens und des Entgegenkommens des 
Bundesministeriums für soziale Verwaltung, 
des Invalidenbeirates und der Zentralorgani­
sation der österreichischen Kriegsopfer­
verbände. Es war meiner Auffassung nach 
ausschließlich der, sagen wir, schlechte Wille 
der Bürokratie im Bundeskanzleramt, der die 
Herausgabe der Zweiten Durchführungsver­
ordnung immer wieder verhinderte. Im 
Jahre 1950 waren wir dann gezwungen, das 
Invalideneinstellungsgesetz zu novellieren. 

Damals wurde bei den Verhandlungen im 
sozialpolitischen Ausschuß abermals sehr viel 
über diese Zweite Durchführungsverordnung 
gesprochen. Alle Parteien einschließlich der 
Österreichischen Volkspartei haben sich auf 
eine Entschließung geeinigt, die dem Hohen 
Hause bei der Lesung im Hause zur Kenntnis 
gebracht wurde. Diese Entschließung be­
deutete nichts anderes als ein Mißtrauens­
votum des Hauses gegenüber dem Herrn 
Bundeskanzler. Sie war die deutliche Auf­
forderung, endlich einmal mit dieser Zweiten 
Durchführungsverordnung herauszukommen. 
Aber sie fand im Bundeskanzleramt kein 
entsprechendes Echo. Es war daher unmöglich, 
eine Überprüfung der Erfüllung der Be­
schäftigungspflicht beim öffentlich-recht­
lichen Dienstgeber durchzuführen. Das .war 
ein für die Invalidenschaft unhaltbarer und 
für das Ansehen des Hauses überhaupt un­
erträglicher Zustand. 

Die beiden Parteien einigten sich dann in 
mehreren Verhandlungen darauf, endlich 
Ordnung in diese Dinge zu bringen. Diesem 
Willen entsprang . der hier zur Behandlung 
stehende Antrag. 

Der sozialpolitische Ausschuß konnte sich 
allerdings einigen Einwendungen des Bundes-

kanzleramtes nicht ganz verschließen 
und kam daher diesen Einwendungen 
insofern entgegen, als nach der vorliegenden 
Novelle bei der Exekutive nicht, wie es im 
Initiativantrag geheißen hat, nur ein Drittel, 
sondern zwei Drittel aus der PHichtzahl aus­
zunehmen sind. Über alle anderen Fragen der 
Einstellungsverpflichtung bei Bund, Ländern 
und Gemeinden konnten wir uns rasch einigen. 
Übrigens sind wir der Meinung, daß der Bund 
tatsächlich zahlreiche Möglichkeiten für die 
Einstellung von einstellungspflichtigen In­
validen hat und daß diese Möglichkeiten noch 
lange nicht ausgeschöpft sind. Jedenfalls 
wird durch die heutige Novelle Ordnung in 
diese Dinge gebracht werden. 

Der Sonderausschuß zur Beratung über die 
völlige arbeits- und berufsrechtliche Gleich­
stellung der Volksdeutschen mit den öster­
reichischen Staatsbürgern hat sich mit dem 
in Behandlung stehenden Abänderungsgesetz 
zum Invalideneinstellungsgesetz ebenfalls 
befaßt, und es wurde der vom Herrn Abg. 
Machunze verlesene Entschließungsantrag vor­
gelegt und beantrag.t, diesen Antrag in die 
Novelle einzubauen. 

Wir Sozialisten sind immer auf dem Stand­
punkt gestanden, daß Menschen, die so schwer 
vom Schicksal getroffen sind wie die Volks­
deutschen, die Haus und Hof verlassen mußten, 
als Bettler auf fremden Boden kamen, die sich 
mit Zähigkeit - oft mißachtet und abseits 
gestellt - durchsetzen müssen, so rasch wie 
möglich in den Gesamtvolkskörper einzubauen 
sind. Es ist für uns Sozialisten erst recht eine 
Selbstverständlichkeit, daß wir jene Volks­
deutschen, die auch noch kriegsbeschädigt 
und damit körperlich behindert sind und sich 
im Kampf um das tägliche Brot bedeutend 
härter tun als ihre gesünderen Kameraden, 
erst recht unterstützen. Wir sind froh, daß 
hier heute auch für diesen Kreis der Volks­
deutschen das Notwendige geschieht. 

Ich möchte aber sagen, daß wir uns durch den 
Einbau oder durch die Gleichstellung der Volks­
deutschen schon deshalb eine schwere Belastung 
auferlegen, weil die Arbeitslosigkeit bei uns 
vorerst noch nicht rückläufig ist und weil 
wir - und ich stehe doch da in der Praxis -
immer wieder erleben müssen, daß da und dort 
in Betrieben Einstel1ungspflichtige entlassen 
werden müssen. Wir können sowohl unseren 
eigenen Kriegsbeschädigten, unseren eigenen 
Schwerbeschädigten und erst recht dann den 
volksdeutschen Kriegsbeschädigten am besten 
helfen, wenn wir alles daransetzen, um in Öster­
reich die Vollbeschäftigung aufrechtzuerhalten. 
Und da glaube ich, daß gerade wir Sozialisten in 
der letzten Zeit bewiesen haben, daß wir auf 
diesem Sektor zweifelsohne jederzeit alles daran-
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setzen, damit die Räder in unserem Staate nicht Bagatelle von dieser V�rpHichtung loszu­
stillstehen, sondern emsig und fleißig laufen, kaufen. Nur aus diesem Grund stellen wir den 
damit in unserem Staate auch in Zukunft ein Antrag auf Erhöhung der Ausgleichstaxe, und 
reges wirtschaftliches Leben und Treiben ich glaube, daß Sie sich unseren Argumenten 
herrscht . (Beifall bei der SPÖ.j nicht verschließen und unserem Antrag Ihre 

Abg. Neuwirth: Hohes Haus ! Ich muß mich Zustimmung geben werden. 
in eigener Sache verteidigen. Es ist Gepflogen- Berichterstatter Grubhofer (Sr;ldußwort) : 
heit, daß seitens der Regierungsparteien immer Hohes Haus ! Ich schließe mich dem Antrag 
wieder ein Antrag, der von der Opposition Machunze und Genossen an. · Ich kann es 
gestellt wird, als demagogisch bezeichnet und begreifen, daß es für die Abgeordneten sehr 
abgetan wird. viel ist, wenn sie diesen sehr umfangreichen 

Als ich den Antrag wegen der Erhöhung der Antrag so ad hoc überblicken sollen. 
Ausgleichstaxe stellte, war es mir mit Wie ist es denn gegangen 1 Das soll hier 
diesem Antrag durchaus ernst. Ich wollte klargestellt werden. Es ist sicherlich nicht 
auch von Haus aus nicht den Händler- , gerade tunlich, diesen Vorgang irgendwie 
Krämer- oder Feilscherstandpunkt einnehmen. weiterhin zu praktizieren. Der Sozialausschuß 
Die Ziffer 6000 wäre mit folgendem begründet hat den Initiativantrag am 9. Juli 1952 be­
gewesen : Das Gesetz wurde im Jahre 1946 handelt und auch beschlossen. Erst nach 
mit einer Ausgleichstaxe von 600 S ver- diesem Tag, und zwar in den letzten zwei 
abschiedet. Sie wissen, daß der innere Geld- oder drei Tagen, hat der Sonderausschuß für 
wert inzwischen eine Änderung erfahren hat Volksdeutschenfragen getagt und ist zu dem 
und daß heute die 900 S, die im Gesetze jetzt Entschluß gekommen, die Volksdeutschen in 
für die Ausgleichstaxe vorgesehen sind, bereits allen arbeitsrechtlichen und auch anderen 
weniger wert sind, als im Jahre 1 946 die 600 S Belangen gleichzustellen. Der Antrag des 
wert waren. Abg. Machunze und Genossen sieht also nichts 

Ich wundere mich, warum die Antragsteller; a�deres �.or, als
. 

die Vol�sdeutschen, vor all�m 
die Herren Abg. Grubhofer und Kysela, ihren dIe .. 

NeuosterreICher, ·  dIe g�gen Rev�rs e�n­
ursprünglichen Antrag, die Ausgleichstaxe auf geburgert wurde�, auch 1m InvahdeneIn-
1200 S zu erhöhen, nicht aqfrechterhalten stellungsges�tz gleIch zu

. 
behand�ln . . Ich �ann 

haben, sondern von diesem ihren Antrag zurück- Ihnen versIchern, das 1st tatsachhch Dlchts 
getreten sind, sodaß es jetzt bei diesen 900 S and�res. . .. 
bleibt. Denn, meine sehr verehrten Damen . DIe zweI.te Gr�ppe von Erganz�ngen

. 
be­

und Herren, das Geld, das an Ausgleichstaxe z�ehungswelse Ande�ungen betrlff� Jene, 
hereinkommt, ist ja zweckgebunden, es dient die d�r VerfassungsdIenst a�sgearbeltet h�t 
ja der Speisung des Ausgleichstaxfonds. Und und dIe der verfassungsrechtbchen Lage ent-
der Ausgleichstaxfonds ist ebenfalls zweck- sprechen. . . . 
gebunden, er dient zur Fürsorge für die Ich darf SIe also bItten, 

r
dles�m Antrag 

Invaliden und jetzt, nach dem neuesten Ma.chunze und Genossen Ihre Zustimmung zu 

Antrag, auch zur Fürsorge für die Kinder geben. 
und Hinterbliebenen. Und ich glaube, Der VdU-A�tra.g, der hier eing?bracht 
daß für die Fürsorge der Invaliden, deren wurde, �eckt s�?h l� § 1 Abs. 3 und In § 18 
Kinder und die Hinterbliebenen der Aus- Abs ... 1 �Inngemaß �mt �em �ntrag Mac�unze. 
gleichstaxfonds nicht groß genug sein kann. I� ubrlgen kann lC� Ihm dIe . Unterstutz�g 

I h 'ß ' ht S· . d' F 11 
mcht geben und seIne Annahme auch nICht 

c wel nIe , warum le In lesem a e fehle 
auf das Geld so gar keinen Wert legen, wo Sie 

mp n. 

doch sonst immer wieder die Frage aufwerfen : Präsident: Wir kommen zur A b st i m m u n g. 
Woher sollen wir denn für die Befürsorgung Ich muß leider feststellen, daß der Vorgang 
der Kriegsopfer das Geld nehmen 1 Hier bei Behandlung dieses Gesetzes ein ganz 
hätten Sie Gelegenheit, Geld zu erhalten, wenn außergewöhnlicher ist. (Abg. Hartle b :  Sehr 
Sie die Ausgleichstaxe entsprechend erhöhen richtig !) Wenn das einreißen würde, dann geht 
beziehungsweise valorisieren würden. alles über den Haufen. Die Vorlage ist dem 

Ich glaube, daß es keinen Grund gibt, Sozialausschuß zugewiesen worden. Auf einmal 
unserem Antrag nicht zuzustimmen. Wenn wird ein Sonderausschuß gebildet, und der 
ein Unternehmer - es handelt sich nicht um Antrag läuft zum Sonderaussehuß hinüber. Das 
Greißler, Kleingewerbetreibende oder um Präsidium hat diesen Antrag nicht zu Gesicht 
Kleinkaufleute, es handelt sich schon um bekommen. Das Haus hat auch nicht zu­
richtige Unternehmer mit mindestens 15 Dienst- gestimmt, daß dieser Antrag dem Sonderaus­
nehmern - die ihm vom Gesetz auferlegte Bchuß zugewiesen wird. Er hat ihn in Besitz 
Pflicht, Invalide einzustellen, nicht erfüllt, BO genommen, darüber beraten und ihn zum 
soll er nicht das Recht haben, sich mit einer Beschluß erhoben und .:.- berichtet heute nicht 

96. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 70

www.parlament.gv.at



96. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich ....,..... VI. GP. - 17. Juli 1952 3807 

darüber. Es berichtet ja der Ausschuß für 
soziale Verwaltung. Wenn nicht die Zeit so 
dringend wäre und der Gegenstand so be­
achtenswert, würde ich beantragen, daß er 
von der Tagesordnung abgesetzt wird. (Abg. 
Ha r t l e b :  Sehr richtig !) Ich schicke das 
voraus, damit nicht aus diesem Vorfa,ll ein­
mal ein Präjudiz entsteht. 

Und nun lasse ich a b s t i m m en, und zwar 
einschließlich des Antrages Machunze, der sich 
gleichzeitig mit dem Teil des Antrages Neuwirth 
deckt, der die §§ 1 Abs. 3 und 18 Abs. 1 betrifft. 
Ich bitte jene Frauen und Herren, welche in 
diesem Sinne dem Gesetzentwurf mit der vom 
Abg. Machunze beantragten Abänderung ihre 
Zustimmung geben wollen, sich von den Sitzen 
zu erheben. (Geschieht.) Danke sehr. Er ist 
einstimmig zum Beschluß erhoben. 

Jetzt kommt noch der Teil des Antrages 
Neuwirth, der sich nicht mit dem Antrag 
Machunze deckt. Es ist das jener Teil, den 
Sie jetzt gehört haben, daß nämlich die Aus­
gleichstaxe auf 3000 S erhöht werden soll. 
Dieser Antrag hat die notwendige Unter­
stützung, er steht daher in Verhandlung, und 
es muß darüber abgestimmt werden. Ich bitte 
also jene Frauen und Herren, welche diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben wollen, sich 
von den Sitzen zu erheben. (Ge8chieht.) Das 
ist die .Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt. 
(Abg. Neuwirth : Wir haben ja genug Geld !) 

Der Referent beantragt die sofortige Vor­
nahme der d r i t t e n  Lesung. Wird dagegen 
eine Einwendung erhoben 1 (Niemand meldet 
sich.) Ich bitte jene Damen und Herren, 
welche diesem Gesetz auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung geben wollen, sich von den 
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) 

Das Gesetz ist also auch in dritter Lesung 
samt Titel und Eingang zum B e  s c h i  u ß er­
hoben, und damit ist dieser auf sonderbare 
Weise entstandene Gesetzentwurf zum Be­
schluß erhoben und der Gegenstand vorläufig 
erledigt. (Abg. Hartleb : Wenn das Schule 
macht, dann können wir mit der Geschäftsordnung 
einheizen ! Wozu haben wir denn eine Geschäfts­
ordnung ? Haben wir eine Geschäftsordnung oder 
haben wir keine ? - Abg. Dr. Schärf : Aber 
Herr Kollege ! Das Plenum darf doch Abände­
rungsanträge beschließen !  Das i� doch selbst­
verständlich ! Wollen Sie, daß das Plenum 
nur Staffage ist ? - Abg. Hartle b :  Entweder 
Geschäftsm'dnung oder Willkür !  Willkür ist 
euch lieber !) 

Der 3. Punkt der Tagesordnung ist der 
Bericht und Antrag des Ausschusses für 
soziale Verwaltung über den. Entwurf eines 
Bundesgesetzes, betreffend Änderungen auf dem 
Gebiete der Kriegsopferversorgung (643 d. B.) .  

Berichterstatter Kysela: Hohes Haus ! Der 
Bericht und Antrag des Ausschusses für 
soziale Verwaltung über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, betreffend Änderungen auf 
dem Gebiete der Kriegsopferversorgung, ver­
folgt erstens den Zweck, gewisse Härten, die 
sich im Zuge der Durchführung des Kriegs­
opferversorgungsgesetzes und des Bundes­
gesetzes über die Gewährung von Ernährungs­
zulagen an Kriegsopfer gezeigt haben, zu 
beseitigen, und zweitens die grundlegenden, 
Bestimmungen des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes über den Begriff der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit, nach deren Ausmaß die 
Beschädigtenrenten bemessen werden, ohne 
Änderung des meritorischen Inhaltes neu zu 
fassen. 

Im Initiativantrag der Abg. Grubhofer, 
Kysela und Genossen war, was den zweiten 
Punkt betrifft, die Neufassung des § 8 vor­
gesehen. Da jedoch der Verwaltungsgerichtshof 
in jüngst erflossenen Erkenntnissen den §§ 7 
und 8 des Kriegsopferversorgungsgesetzes . eine 
Auslegung gegeben hat, die dem seinerzeitigen 
Willen des Hohen Hauses nicht entspricht, 
hat sich der Ausschuß für soziale Verwaltung 
entschlossen, auch den § 7 neu zu fassen. 
Damit soll der jetzigen Praxis der Landes­
invalidenämter eine jeden Zweifel aus­
schließende gesetzliche Grundlage gegeben 
werden. Auf weitere Einzelheiten einzugehen 
kann ich mir ersparen. Ich verweise auf den 
vorliegenden ausführlichen schriftlichen Be­
richt, den das Hohe Haus rechtzeitig erhalten 
hat. 

Ich stelle daher namens des Ausschusses für 
soziale Verwaltung, der sich in seiner Sitzung 
vom 9. Juli 1952 sehr eingehend mit dieser 
Vorlage beschäftigt hat, den Antr ag, der 
Nationalrat wolle dem vorliegenden Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Ich ersuche, General- und Spezialdebatte 
unter einem durchzuführen. 

Gegen den formalen Antrag wird keine Ein­
wendung erhoben. 

Abg. Elser : Hohes Haus ! Die in dem vor­
liegenden Gesetzentwurf vorgesehenen Ände­
rungen weisen durchwegs Verbesserungen der 
Kriegsopferversorgung auf. Ich möchte dazu 
noch einige grundsätzliche Bemerkungen 
machen. 

Beim Studium der österreichischen Sozial­
gesetzgebung muß jeder Sachkenner objektiver­
weise feststellen, daß die österreichische Sozial­
gesetzgebung in ihren Fundamenten gesund 
und entwicklungsfähig ist. Sie hat leider nur 
ein merkwürdiges Kriterium, und zwar das 
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Merkmal der Halbheit bei verschiedenen Ge­
setzen. Darf ich mich verständlicher aus­
drücken : In den Grundgedanken, die in diesen 
großen Sozialgesetzen der Zweiten Republik 
enthalten sind, macht man stets anerkennens­
werterweise einen großen Schritt nach vorwärts. 
Aber wenn man dann zum Studium der ein­
zelnen konkreten Gesetzesbestimmungen über­
geht, dann sieht man bei sehr vielen großen 
sozialpolitischen Gesetzen der Zweiten 
Republik, daß man wieder einen halben 
Schritt zurückgegangen ist, und das führt zu 
Halbheiten und auch zu Härten. Manches 
könnten wir uns heute ersparen, wenn wir 
eben gleich bei Beginn der Abfassung der 
Stammgesetze diese Halbheiten vermieden 
hätten. 

Zum Gesetz selbst. Es handelt sich hier um 
eine Verbesserung für die Hinterbliebenen von 
verstorbenen Volksdeutschen, die bereits an 
die österreichische Rentenversorgung An­
sprüche hatten, beziehungsweise von ihr 
Leistungen erhalten haben. Diese Bestimmung 
ist sicherlich, sozial und vom Standpunkt der 
Volksdeutschen aus gesehen, ebenfalls wieder 
eine Art Gleichstellung mit den österreichischen 
Kriegsopfern. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich aber doch 
aufmerksam machen, daß es meiner Ansicht 
nach nicht mehr gerechtfertigt ist, wenn man 
auf dem Gebiete der Kriegsopferversorgung im 
Zuge des Versuches der Gleichstellung der 
Volksdeutschen auf den verschiedensten Ge­
bieten hier noch immer wesentliche Gruppen 
von Volksdeutschen benachteiligt. Sie wissen 
ja, meine Damen und Herren, daß in der 
Kriegsopferversorgung nur jene volksdeutschen 
KriegsbeschädigtenAnsprüche erheben können, 
welche zu der Kategorie der Schwerstinvaliden, 
Erwerbsunfähigen und Hilflosen zählen. Er­
werbsunfähig ist man im Sinne der Bestim­
mungen des Kriegsopfergesetzes erst dann, 
wenn man mindestens 90 Prozent Erwerbs­
beeinträchtigung hat. Was ist nun mit jenen 
Kriegsbeschädigten, die Volksdeutsche sind, 
die, sagen wir, 70 oder 80 Prozent, also auch 
schwer kriegsbeschädigt sind ? Die sind von 
jedem Anspruch an die österreichische Kriegs­
opferversorgung ausgeschlossen. Ich halte das 
für eine Härte, und auch beim flüchtigen 
Studium der · umfangreichen Gesetze über die 
Volksdeutschen, die morgen zur Verab­
schiedung kommen, ist zu sehen, daß diese 
Härte nicht beseitigt wird. Ich habe mich 
verpflichtet gefühlt, auf diesen Umstand hin-
zuweisen. 

. 

Eine weitere Bestimmung in dieser Gesetzes­
novelle behandelt eine Verbesserung der Durch­
führungsbestimmung über die Bemessung der 
Beschädigtenrente. Damit wird eine voll 

berechtigte, langjährige Forderung der Kriegs­
opfervertreter erfüllt. 

Weiters sieht dieser Gesetzentwurf die Er­
höhung 'der Pflegezulage vor. Dagegen ist 
nicht nur nichts zu sagen, sondern die beantragte 
Erhöhung ist namens der Betroffenen zu 
begrüßen. 

Es werden dann auch noch bei den Unter­
stützungssätzen für die sogenannten kriegs­
beschädigten Umschüler Neuregelungen durch­
geführt. Auch diese Verbesserung begrüße ich. 
Sie werden damit mit jenen Umschülern 
gleichgestellt, die aus den Landesarbeitsämtern 
hervorgehen. 

Dann ist auch eine bemerkenswerte Ver­
besserung der Waisenversorgung in diesem 
Gesetzentwurf vorgesehen. Außerdem sind 
hinsichtlich der Ansprüche auf die Er­
nährungszulage und die Wohnungsbeihilfe Ver­
besserungen vorgesehen. 

Das Gesetz erfüllt, kurz gesagt, eine Reihe 
von Forderungen der Kriegsopfer . Es ist daher 
klar, daß der Linksblock diesem Gesetz seine 
volle Zustimmung gibt. 

Inzwischen hat Präsident Dr. GOl'bacb, 
den Vorsitz übernommen. 

Abg. Neuwirth : Hohes Haus ! Die Ver­
besserungen, die das Kriegsopferversorgungs­
gesetz erfährt, werden von uns selbstverständ­
lich begrüßt. Sie können nicht groß genug sein, 
denn wir kennen alle die berechtigten For­
derungen der Kriegsopfer. Sie alle, ohne Unter­
schied der Partei, kennen die Resolutionen der 
Kriegsopferverbände, und Sie wissen, wieviel 
an Wünschen und Forderungen noch offen­
bleibt. Ich erspare es mir daher auch, hier im 
einzelnen auf diese offengebliebenen Wünsche 
und Forderungen einzugehen. 

Ich möchte aber diesen Anlaß benützen, 
um gerade bezüglich des § 3 meinen im Sozial­
ausschuß gestellten Antrag auf Änderung des 
§ 3 zu wiederholen. Es handelt sich darum, 
daß die volksdeutschen Kriegsopfer - mit 
Ausnahme der Schwerstbeschädigten, also mit 
Ausnahme der Blinden, der total Erwerbs­
unfähigen und der total Hilflosen - in Öster­
reich noch nicht versorgungsberechtigt sind. 
Nun wissen Sie doch, daß gerade in der Vor­
woche hier so schöne und gute Worte für die 
Volksdeutschen gefallen sind. Sie wurden heute 
schon bei der Behandlung des vorherigen Ge­
setzes wiederholt. Es wurde ein Sonder aus­
schuß eingesetzt zur berufs- und arbeitsrecht­
lichen Gleichstellung der Volksdeutschen. Wir 
haben in der Vorwoche beantragt, daß die 
Kompetenz dieses Sonderausschusses erweitert 
werden soll, daß in diesem Sonderausschuß 
auch alle übrigen Fragen der Volksdeutschen 
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behandelt werden sollen, also auch die ver­
sorgungsrechtlichen Fragen und die sonstigen 
Anliegen der Volksdeutschen. 

Dieser unser Antrag, von Herrn Professor 
Pfeifer gestellt, wurde in der Vorwoche ab­
gelehnt, sodaß der Sonderausschuß nun eine 
gebundene Marschroute hat und sich nur mit 
der arbeits- und berufsrechtlichen Gleich­
stellung der Volksdeutschen beschäftigen kann. 
Sie hätten bei der Behandlung des Kriegs­
opferver.sorgungsgesetzes die Möglichkeit und 
die Gelegenheit gehabt, Ihre ehrliche Absicht 
und Ihren guten Willen, gerade die berück­
sichtigungswürdigste Gruppe der Volks­
deutschen in die Bestimmungen des Kriegs­
opferversorgungsgesetzes einzubauen, zu be­
weisen. Ich muß aber mit Bedauern hier fest­
stellen : Diesen Beweis sind sie uns und den 
volksdeutschen Kriegsopfern schuldig ge­
blieben. 

Als ich im Sozialausschuß meinen Antrag 
stellte, den ersten Satz des § 3 des Kriegsopfer­
versorgungsgesetzes dahin gehend abzuändern, 
daß versorgungsberechtigt nunmehr alle 
österreichischen Staatsbürger sind sowie Per­
sonen deutscher Sprachzugehörigkeit, die 
staatenlos sind oder deren Staatszugehörig­
keit ungeklärt ist (Volksdeutsche),  haben 
Sie diesen Antrag mit der Motivierung nicht 
in Behandlung genommen, daß die Bedeckungs­
frage nicht gelöst sei. 

Abgesehen davon, daß schon wiederholt 
Gesetze zur Beratung und Behandlung 
gestanden sind, bei denen die Bedeckungsfrage 
ebenfalls nicht einwandfrei gelöst war, möchte 
ich g!3rade bezüglich der Bedeckung folgendes 
bemerken : Meine Frage an die im Ausschuß 
anwesenden Herren des Sozialministeriums, 
ob sie mir die Zahl der in Frage kommenden 
volksdeutschen Kriegsopfer nennen könnten, 
waren diese Herren nicht in der Lage zu 
beantworten. Es berührt uns schon eigen­
tümlich, daß es die Sachbearbeiter eines 
Ministeriums, in dessen Zuständigkeit letzten 
Endes auch die Frage der Kriegsopfer fällt, 
nicht vermögen, diese Zahlen bekanntzugeben. 

Ich · habe weiter bezüglich der Bedeckungs­
frage darauf verwiesen, daß unter Umständen 
durch die Erhöhung der Ausgleichstaxe im 
Invalideneinstellungsgesetz und durch die 
höhere und bessere Dotierung dieses Aus­
gleichstaxfonds sozusagen auch die finanzielle 
Möglichkeit gegeben wäre, die volksdeutschen 
Kriegsopfer aus diesen Geldern zu befür­
sorgen. Die Bedeckungsfrage wäre also gelöst 
gewesen, und wenn diese Beträge zur Be­
deckung nicht hinreichen, dann könnte man, 
meine ich, unter Umständen beginnend mit 
1 .  Jänner 1953 Beträge von den 200 Millionen 
Schilling abzweigen, die der Herr Finanz-

minister für die Haftentschädigung und für 
die Beamtenentschädigung in Aussicht ge­
nommen hat. Das wäre bestimmt keine 
Unmöglichkeit, es wäre eine soziale Tat, und 
ich glaube, daß die Opfer des Naziregimes 
Verständnis für die volksdeutschen Kriegs­
opfer gehabt hätten. 

Ich sehe mich daher genötigt, heute im 
Hohen Hause meinen Antrag, den ich im 
Sozialausschuß gestellt habe, zu wiederholen. 
Die Volksdeutschen haben im ersten und 
zweiten Weltkrieg Schulter an Schulter mit 
den heutigen Bürgern der Republik Österreich 
für unser Volk und für unsere Heimat ge­
kämpft. Die Abgeordneten der Ersten 
Republik hatten den Volksdeutschen gegen­
über jedenfalls eine andere Einstellung zutage 
treten lassen. So hat sich zum Beispiel die 
Nationalversammlung der Republik Deutsch­
Österreich im Jahre 1919 wiederholt einmütig 
zu den gewaltsam abgetrennten deutschen 
Volksgenossen des ehemaligen größeren Staats­
gebietes bekannt, insbesondere am 5. und 
am 12. März 1919 und in dem feierlichen 
Protestbeschluß vom 6. September 1919, der 
unter anderem lautet : 

"Die abgetrennten Volksgenossen im Norden 
und Süden geleitet in ihre kampfreiche Zukunft 
der heißeste Segenswunsch der deutsch-öster­
reichischen Nationalversammlung ! So innig, 
wie die natürliche Gemeinschaft des Blutes 
und der Sprache, welche den Wechsel der 
Staatsformen überdauert, wird uns mit ihnen 
jene tiefe Sympathie dauernd verbinden, die 
aus den Jahrhunderten gemeinsamer Geschichte 
und gleicher Schicksale erwachsen ist." So die 
Abgeordneten dieses Hauses zur Zeit der 
Ersten Republik. 

Es ist und wäre daher nur eine späte und 
teilweise Einlösung eines gegebenen Ver­
sprechens, wenn auch die Abgeordneten der 
Zweiten Republik die Volksdeutschen - vor 
allem die Volksdeutschen, die ja schließlich 
heute in unserem Staat leben und sich zu 
diesem unseren Staat bekennen - aus den 
Gründen des § 1 des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes den österreichischen . Staatsbürgern 
versorgungsrechtlich gleichstellen. 

Aber selbst die Volksdeutschen, die bereits 
die österreichische Staatsbürgerschaft eI"langt 
haben, werden durch die Bestimmungen des 
§ 3 infolge der Verzichtserklärung, die sie 
abgegeben haben, vom Kriegsopferversorgungs­
gesetz ausgenommen, mit Ausnahme, wie 
bereits erwähnt, dreier kleinerer Personen­
gruppen : der Blinden, der total Erwerbsun­
fähigen und der total Hilflosen. 

An und für sich ist es schon unmoralisch 
und widerspricht den guten Sitten, wenn man 
die Einbürgerung von einem Verzicht auf 
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vermögens- und versorgungsrechtliche An­
sprüche gegenüber der Republik Österreich 
abhängig macht, wie dies gerade bei den 
heimatvertriebenen Volksdeutschen in Aus­
nützung ihrer bitteren Notlage geschehen ist, 
noch dazu, wenn man ja für die Verleihung 
der österreichischen Staatsbürgerschaft ohne­
hin sehr hohe Gebühren und Abgaben mit der 
offiziellen Begründung eingehoben hat, daß 
dem Staat unter Umständen durch die Ver­
leihung besondere Verpflichtungen erwachsen 
könnten. 

Diese Verzichtserklärungen widersprechen 
aber auch dem Grundsatz der Gleichheit aller 
Staatsbürger vor dem Gesetz, denn durch die 
Entgegennahme und gesetzliche Anerkennung 
dieser Verzichtserklärungen, wie dies gerade 
auch im § 3 des Kriegsopferversorgungs­
gesetzes geschehen ist, werden Staatsbürger 
zweiten Ranges geschaffen, die es aber nach 
unserer Bundesverfassung nicht gibt. 

Ich habe daher auch im Ausschuß für soziale 
Verwaltung den Antrag gestellt, den ich heute 
wiederhole, die Verzichtserklärung ' der volks­
deutschen Kriegsopfer d'adurch unwirksam zu 
machen, daß der § 3 lit. e nunmehr zu lauten 
hätte : 

"e) von Personen deutscher Sprachzugehörig­
keit, die staatenlos sind oder deren Staats­
zugehörigkeit ungeklärt ist (Volksdeutsche), 
erhoben wird." 
Ich hoffe, meine sehr' verehrten Damen und 

Herren, daß Sie sich dieser Argumentation 
nicht verschließen und unseren Antrag an­
nehmen werden. Dies wäre nur ein bescheidener 
Schritt zur Erfüllung Ihres wiederholt ge­
gebenen Versprechens, den Volksdeutschen 
die volle Gleichstellung einzuräumen. Ich 
ersuche daher um die Annahme unseres 
Antrages. (Beifall beim KdU.) 

Bei der A bs timmung wird der Gesetzentwurf 
unter Ablehnung de8 Antrage8 Neuwirth und 
Geno88en in der Fassung de(l A uS8chußberichtes 
in zweiter  und drit ter  Lesung zum Bes chluß 
erhoben. 

Präsident Dr. Gorbach: Wir kommen nun­
mehr zum 4. Punkt der Tagesordnung :  Be­
richt über den Antrag der Abg. Dr. Pfeifer 
und Genossen auf Abänderung des Staats­
bürgerschafts-Überleitungsgesetzes (120/ A).  

Der Nationalrat hat dem Ausschuß für Ver­
fassung und Verwaltungsreform eine Frist zur 
Berichterstattung bis 10. Juli 1952 gesetzt. 
Da mir bei Ablauf der Frist kein Ausschuß­
bericht vorlag, habe ich gemäß § 38 C der 
Geschäftsordnung die Behandlung des An­
trages auf die heutige Tagesordnung gesetzt. 

Da ein , schriftlicher Bericht nicht vorgelegt 
worden ist, ersuche ich gemäß § 38 D der 

Geschäftsordnung den Obmann des Aus­
schusses, Herrn Abg. Probst, um einen münd­
lichen Bericht. 

Berichterstatter Probst : Hohes Haus ! Dem 
Ausschuß für Verfassung und Verwaltungs­
reform wurde am 14. Mai 1952 der Antrag der 
Abg. Dr. Pfeifer und Genossen, betreffend Ab­
änderung des Staatsbürgerschafts-Über­
leitungsgesetzes (120/A), zugewiesen. Das Haus 
hat damals anläßlich der Zuweisung beschlossen, 
dem Ausschuß zur Berichterstattung über 
diesen Antrag eine Frist bis zum 10. Juli 1952 
zu stellen. Bei der Behandlung dieses Antrages 
im Ausschuß für Verfassung und Ver wal. 
tungsreform hat sich ergeben, daß noch eine 
genauere Prüfung aller Auswirkungen des 
Antrages notwendig ist. Der Ausschuß für 
Verfassung und Verwaltungsreform hat daher 
in seiner letzten Sitzung einstimmig be­
schlossen, seine Beratungen noch nicht zu 
beenden, sondern auf einen späteren Zeitpunkt 
zu vertagen, um in der Zwischenzeit alle not­
wendigen Klarstellungen und Erhebungen be­
züglich der möglichen Auswirkungen des An­
trages durchführen zu können. 

Als Obmann des Ausschusses stelle ich daher 
den Antr ag, das Haus wolle den Beschluß 
des Ausschusses zur Kenntnis nehmen und 
ihm seine Zustimmung ge'ben. 

Abg. Dr. Herbert Kraus: Zur Geschäfts­
ordnung stelle ich den A n tr ag, daß dann 
aber dem Ausschuß gemäß § 37 der Geschäfts­
ordnung eine Frist gesteUt wird, und ich 
beantrage eine solche bis zum 15. November. 

Bei der A b s timmung wird der Bericht 
des Ausschusses zur Ken nntnis genommen. 

Der Antrag des Abg. Dr. Kraus wird 
abge lehnt. 

Präsident Dr. Gorbach: Hiemit kommen wir 
zum 5. Punkt der Tagesordnung : Bericht 
(656 d. B . )  über die Anträge der Abg. Brunner 
und Genossen, betreffend NovelIierung des 
Dritten Rückstellungsgesetzes (3/A), der Abg. 
Dr. Herbert Kraus und Genossen, betreffend 
Abänderung des Dritten Rückstellungsgesetzes 
(15/A), und der Abg. Dr. Pfeifer und Genossen, 
betreffend Unterbrechung der Verfahren vor 
den nach dem Dritten Rückstellungsgesetz 
gebildeten Kommissionen (28/A). 

Der Nationalrat hat dem Finanz- und 
Budgetausschuß zur Beratung eine Frist bis 
zum 16. Juli gestellt. Gemäß § 38 C der 
Geschäftsordnung mußte ich, da die Frist 
abgelaufen ist, den Punkt auf die heutige 
Tagesordnung setzen, gleichgültig, ob der 
schriftliche Bericht vorliegt oder nicht, gleich­
gültig, ob ein Bericht erstattet worden ist 
oder nicht. 
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Zum Berichterstatter wurde Herr Abg. 
Dr. Toneie bestellt. Ich ersuche um seinen 
'Bericht. 

Berichterstatter Dr. TonCic-Sorinj : Hohes 
Haus ! Der Finanz- und Budgetausschuß hat sich 
in seiner Sitzung vom 16. Juli 1 952 mit dem An­
trag der Abg. Brunner, Dr. Gorbach, Doktor 
Nemecz, Matt und Genossen auf Novellierung 
des Dritten Rückstellungsgesetzes (3/A), dem 
Antrag der Abg. Dr. Herbert Kraus, Dr. Pfeifer 
und Genossen auf Abänderung des Dritten 
Rückstellungsgesetzes (15 A) und dem Antrag 
der Abg. Dr. Pfeifer, Neumann, Alois Gruber 
und Genossen auf Unterbrechung der Ver­
fahren vor den nach dem Dritten Rück­
stellungsgesetz gebildeten Kommissionen (28/ A) 
verhandelt. In dieser Sitzung hat der Finanz­
und Budgetausschuß folgenden Beschluß ge­
faßt : 

"Mit Rücksicht auf den durch den Justiz­
ausschuß auf Grund des Antrages 35/A der 
Abg. Dr. Toneie, Mark und Genossen ausgear­
beiteten und dem Nationalrat bereits vor­
gelegten Entwurf für ein Bundesgesetz über 
den Ausgleich von Härten in Rückstellungs­
fällen (Wiedererwerbsgesetz) werden die dem 
Finanz- und Budgetausschuß zugewiesenen An­
träge 3/A der Abg. Brunner und Genossen, 15/A 
der Abg. Dr. Herbert Kraus und Genossen 
und 28/ A der Abg. Dr. Pfeifer und Genossen 
als erledigt betrachtet und wird in keine 
weitere Verhandlung über diese Anträge ein­
gegangen." (Abg. Dr. H. Kraus : Sie machen 
es sich ja ein/ach !) 

. Der Finanz- und Budgetausschuß stellt den 
Antr ag, das Hohe Haus wolle diesen Bericht 
zur Kenntnis nehmen. 

Abg. Dr. Pfeifer : Hohes Haus ! Sie haben 
eben den Bericht des Berichterstatters, des 
Herrn Abg. Dr. Toneie, vernommen. Darnach 
ist also der Finanz- und Budgetausschuß in 
seiner Mehrheit der Ansicht, daß alle drei 
Anträge, die hier schon zitiert wurden und von 
denen der erste von der Ö VP im November 1949, 
der zweite von den Abg. Dr. Kraus, Dr. Pfeifer 
und Genossen im Jänner 1 950 und dann noch 
ein Antrag Dr. Pfeifer und Genossen auf Unter­
brechung der anhängigen Verfahren im Mai 1 950 
eingebracht wurde, durch einen · anderen Ge­
setzentwurf, durch den Beschluß eines anderen 
Ausschusses - nämlich des Justizausschusses 
-,der den nächsten Tagesordnungspunkt bildet, 
als erledigt zu betrachten seien und daher in 
keine weiteren Verhandlungen mehr einzu­
gehen sei. 

Gegen diese Auffassung, die der Herr Bericht­
erstatter hier vorgetragen hat, muß ich 
Stellung nehmen. Es ist schon eine ganz 
merkwürdige Auffassung, die man sich da 

zurechtgelegt hat. Von den Anträgen, um die 
es sich hier handelt, hat der erste und der 
zweite eine Novellierung des Dritten Rück­
stellungsgesetzes zum Gegenstand. Der dritte 
Antrag betrifft, wie ich schon erwähnt habe, 
die Unterbrechung der anhängigen Verfahren, 
bis diese Novellierung durchgeführt ist. 

Was hat nun der andere Antrag, der im 
Justizausschuß behandelt wurde, der von 
den Abg. Dr. Toneie,  Mark und Genossen ein­
gebracht wurde und der den nächsten Punkt 
der Tagesordnung bildet, zum Gegenstand � 
Etwas völlig anderes ! Dieser andere Antrag 
hat zu dem sogenannten Härteausgleichsgesetz 
geführt, das - und das wurde auch im Justiz­
ausschuß ausdrücklich betont - in keiner 
Weise eine Novellierung des Dritten Rück­
stellungsgesetzes darstellt, sondern etwas 
Neues ist und nur einer ganz kleinen Gruppe 
der Rückstellungsbetroffenen, die besonders 
hart getroffen wurden, einen Härteausgleich 
dadurch gewähren will, daß ihnen ein Anspruch 
auf Rückkauf der durch Rückstellung verloren­
gegangenen Liegenschaften und Vermögens­
objekte eingeräumt wird. Darüber werden wir 
beim nächsten Punkt näher sprechen. 

Jedenfalls hat dieses Gesetz mit der in den 
älteren Anträgen verlangten Novellierung des 
Dritten Rückstellungsgesetzes selbst nichts zu 
tun, denn das Rückstellungsgesetz wird nicht 
geändert. Dies kommt auch äußerlic�. dadurch 
zum Ausdruck, daß die Anträge zur Anderung 
des Dritten Rückstellungsgesetzes dem zustän­
digen Finanz - und Budgetausschuß zugewiesen 
wurden und daß für dieses Dritte Rückstellungs­
gesetz nun an erster Stelle der Bundesminister 
für Finanzen als der Nachfolger des Bundes­
ministers für Vermögenssicherung und Wirt­
schaftsplanung federführend und verantwort­
lich ist, hingegen für das andere, als nächster 
Tagesordnungspunkt zu behandelnde Gesetz, 
das lediglich die Rückkaufsmöglichkeiten be­
handelt, der Justizminister allein zuständig ist. 
Kommt es zu einer Klage, so findet das Ver­
fahren wegen des Rückkaufes vor den ordent­
lichen Gerichten statt, über die Rückstellung 
entscheiden hingegen die Rückstellungs­
kommissionen. Also zwei scharf auseinander 
zu haltende Gesetze, die nur insofern einen 
Berührungspunkt haben, als sich beide zum 
Teil auf gleiche Personengruppen beziehen, 
die aber sonst nichts gemeinsam haben. Würde 
man den Standpunkt einnehmen, da man jetzt 
für eine kleine Gruppe durch ein Härteaus­
gleichsgesetz etwas mache, seien alle anderen 
Anträge auf Novellierung des eigentlichen 
Gesetzes, das zu dem Unrecht und zu den 
Schäden geführt hat, überflüssig, dann könnte 
man ebensogut behaupten, daß, wenn man ein 
Gesetz einbringt, das sich auf die Sozial­
versicherung der Arbeite� bezieht, und ein 
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anderes, das, nehmen wir etwa an, Leistungs­
prämien für die Arbeiter vorsieht, durch dieses 
letztere das Sozialversicherungsgesetz über­
holt wäre, weil beide Gesetze den · Arbeitern 
zugute kommen. 

So kann man natürlich nicht argumentieren, 
sondern man muß, wenn man richtig vorgeht, 
natürlich auf den Inhalt der Gesetze eingehen. 
Das hat aber der dazu eingesetzte Unteraus­
schuß des Finanz- und Budgetausschusses 
überhaupt nicht getan. Wir wissen, daß 
Anfang Mai, nachdem schon eine lange Frist 
verstrichen war, endlich zwei Unterausschüsse 
eingesetzt wurden, einer vom Justizausschuß 
für · dieses Härteausgleichsgesetz und einer 
vom Finanz- und Budgetausschuß zur Novellie­
rung des Dritten Rückstellungsgesetzes, und 
beide Ausschüsse sollten die Materie vor­
beraten, · und dann, nach der Vorberatung im 
Unterausschuß und Ausschuß, sollte jeder 
Ausschuß· dem Haus - zuerst hat es geheißen 
bis 1 .  Juli, dann ist diese Frist bis zum 16. Juli 
verlängert worden - berichten. 

Nun hat der eine Ausschuß, der Justiz­
ausschuß, in letzter Minute seine Pflicht 
erfüllt, der andere Ausschuß, der Finanz- und 
Budgetausschuß, aber nicht. Der Unter­
ausschuß wurde nie einberufen, er hat die 
Materie nie behandelt und hat gewartet, · bis 
der Justizausschuß das andere Gesetz erledigt 
hatte. Und nun meint die Koalition, damit 
seien, so wie es im Bericht heißt, die anderen, 
die früher eingebrachten Anträge, die etwas 
anderes zum Gegenstand haben, erledigt und 
gegenstandslos geworden. 

Verehrte Damen und Herren ! Das ist ein 
unmöglicher Standpunkt ; denn hätte der 
Unterausschuß, als dessen Obmann Abg. 
Eibegger bestimmt war, tatsächlich getagt, 
hätte er sich mit der Materie befaßt, dann 
hätte er natürlich zu dem Urteil kommen 
müssen, daß es sich hier um ganz andere 
Dinge handelt und daß man das Stammgesetz, 
das von Haus aus schwere Fehler enthielt und 
zu Ungerechtigkeiten geführt hat, novellieren 
muß. Das war ja der Sinn dieser Anträge, 
und der Sinn und Zweck dieser Anträge ist 
keineswegs dadurch erfüllt, daß man ein Härte­
ausgleichsgesetz für eine kleine Gruppe macht, 
der lediglich ein Rückkaufrecht eingeräumt 
wird. Das ist keine Maßnahme, durch die die 
anderen Anträge in irgendeiner Weise über­
flüssig werden oder überholt sind. Das muß 
ich feststellen und schärfstens betonen. 

Ich muß bei der Gelegenheit auch noch 
ein Zweites sagen. Es wird immer so getan, 
als ob die Ausschüsse selbst die souveränen 
Herren wären, die nicht nur etwa vorberaten, 
sondern die schon beschließen, und als ob das 
Haus dann die Beschlüsse der Ausschüsse nur 
zur Kenntnis zu nehmen hätte, so wie etwa 

der Kaiser auf Grund des § 14 des Grundgesetzes 
über die Reichsvertretung Notverordnungen 
erlassen hat und diese hinterher dem Reichs­
rate zur Kenntnis zu bringen hatte. So ist 
es nicht. In Wirklichkeit ist es nach der 
Verfassung und dem Geschäftsordnungsgesetz 
wie nach der autonomen Geschäftsordnung so, 
daß die Ausschüsse lediglich vor beratende 
Organe sind, die über das Werden oder 
Nichtwerden eines Gesetzes gar keine ent­
scheidenden Beschlüsse fassen, sondern nach 
dem Wortlaut der Geschäftsordnung lediglich 
Gutachten abzugeben haben. Diese Gutachten 
werden in der · Form von Beschlüssen gefaßt 
und lauten dann im Bericht dahin, daß der 
Ausschuß dem Hause empfiehlt, einem un­
veränderten oder geänderten Antrag zuzu­
stimmen, damit den Antrag anzunehmen oder 
ihn abzulehnen. Das ist das Recht und die 
Pflicht des Ausschusses, und nicht mehr ! 
Dagegen ist es das ausschließliche Recht 
des Hauses selbst, des Nationalrates, über 
solche Berichte und Empfehlungen endgültig 
zu entscheiden, also darüber, was mit den 
Anträgen zu geschehen hat. 

Und wenn man hier, ohne daß der einge­
setzte Unterausschuß getagt und die Anträge 
meritorisch beraten hätte und ohne selbst 
über die Anträge zu verhandeln, in letzter 
Minute einen solchen Bericht erstattet, daß 
die älteren Anträge nun gegenstandslos ge­
worden seien und in keine weiteren Verhand­
lungen einzugehen sei, und empfiehlt, das Haus 
möge diesen Bericht zur Kenntnis nehmen, so 
entspricht di.es nicht unserer Verfassung und 
unserem Parlamentsrecht. Der Ausschuß hat 
richtigerweise einen Bericht zu verfassen, der 
in einem Antrag mündet, und dieser Antrag 
hat zu lauten : Der Ausschuß empfiehlt die 
Annahme oder die Ablehnung der Vorlagen 
und Anträge, mögen sie nun von der Regierung 
kommen oder von Abgeordneten als Initiativ­
anträge eingebracht sein. Das aber vermeidet 
man. Da hat man nicht den Mut aufgebracht 
zu sagen : Wir beantragen die Ablehnung der 
eingebrachten Anträge !,  so, wie es beim 
Beamten-Überleitungsgesetz geschehen ist. Ich 
sehe nicht ein, warum Sie hier nicht den 
Mut aufbringen wollen ; denn der Bericht ist 
ja nur eine Umschreibung dessen, was · Sie 
eigentlich tun sollten. Der Ausschuß sollte 
also, wenn man das, was hier gemeint ist, in 
ein richtiges Deutsch übersetzt, die Ablehnung 
der eingebrachten Anträge auf Abänderung 
des Rückstellungsgesetzes und auf Unter­
brechung der Verfahren empfehlen. In dieser 
Form hat er es aber nicht getan. Nur diese 
Form würde tatsächlich unserem p arl amen -
tarischen Recht entsprechen. 

Mit diesen Ausführungen will ich das rein · 
geschäftsordnungsmäßig Formale, das hier 
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seine besondere grundsätzliche Bedeutung hat, vor, wenn . • • . ". Was würd,e das Hohe Ha,ds 
festhalten, weil es auf diese Weise sonst sagen, wenn das Strafgesetzbuch sagen würde : 
üblich würde, irgendeinen nicht genehmen Ein Diebstahl liegt insbesondere vor, wenn 

. Antrag der Opposition einfach als gegenstands- - sagen wir . .....:.. einem Juden ein " silberner 
los zu erklären. In diesem Fall hat sich aber Löffel ' weggenommen . wird ?  1)as ist doch 
selbst eine Regierungspartei unter · den An- keine Definition des Diebstahls. .  Dasselbe ist 
tragstellern befunden I Einen Antrag auf diese mit der Vermögensentziehung geschehen. Hier 
Weise, ohne ein ausdrückliches Nein oder Ja werden Rechtsvermutungen für kasuistische 
zu sagen, zu nullÜizieren,. da� . ist . nicht die Fälle aufgestellt, aber keine generelle Definition 
Aufgabe des Nationalrates. Mit dem Reeht für den Begriff der Vermögensentziehung, auf 
der Gesetzgebung ist dem �ationalrat auch dem sich ja die Rückstellungspfiicht aufbaut. 
die Entscheidungspflicht über die gesetzmäßig Man hat ferner, das muß ich betonen, 
eingebrachten Antl1ägeiübert�agen� Genau so einen' anderen RechtsgrundsatZ' völlig unbe. 
wie eine Behör:de über: die beiihr eingelangten achtet gelassen, ja hewußt mißachtet, nämlich 
Eingaben zu entscheiden hat. gena� so hat den Grundsatz deS Vettrauensschutzes und 
der NAtionalrat. das , Plenum . 4es Hauses, des 'Schutzes des gutgläubigen Erwerbes; 
selbst das Recht und 'dIe Pflicht, übe� die einen Grundsatz, der unaer Grundbuchsrecht 
eingebrachten Anträge mit Ja' oder Nein zu beherrscht und der besagt, daß derjenige, der 
entscheiden. '

im Vertrauen auf die Eintragungen im Grund-
Nun will ich Ihnen gaIlZ kurz .in der Saphe buch �gentu .. tn eiwirbt, in diesem Vertrauen 

selbst etwas sagen und in Erinnerung bringen. geschützt ist� 
In Wrrklichkeit stehen ja die Dinge so, daß' D ' ' . "  

h d . Re . t '  b • d 
jetzt die Geneialdebatte über diese vor ein- as 1st aue en gterungspar elen el er 

einhalb Jahren eingebrachten Antiage Btatt� Schaffttng d� Gesetzes nicht entgangen. Es hat 
findet llDd das Haus darüber ' entscheiden soll; 

beispieISw�ise der heutige . Herr J�izminister 
Dr. Tschadek alS Abgeordneter hier im Haus ob wir in die Spezialdetiatte eirlzugehe:n :haben · am 6. Februar 1947, 8.1s das Gesetz beschlossen oder nicht. Lehnen. ,Sie . die Spez:!aldebatte -a�, • Wurde, f�lgelldeS gesagt :  " Wir  haben uns nur so hat das im Sinlle der Gesehä�sordnu� die se,

hr unger,i dazu entschlossen, den im Volk Bedeutung, daß die Anträge verworfen 1Verden� se�t Jahrzehnten. verankerten Rechtsgrundsatz Es ist Ihr Rech,t, das zu tun, aber dieser Weg des VeHrauens auf daS Grundbuch zu durch­muß auch , eingehalten werden� Daruln muß brechen. Es ist sicherlich ein schwere:r Ent­ich wenigstens . ,  in der Generaldebatte:. die schluß ' der österreichischen Volksvertretung, Grundgedanken dieser drei jetZt· zur Debatte ' einem Gesetz zuzustimmen, das eine s olche stehenden Antrage' vortra.gen:. .. 
Erschütterimg des Rechtsbewußtseins zur Folge 

Diese Grundgedanken gehen �ben davon aus, 'haben bnn.·�' Er hat ferner, was die wiTt­
daß das Dritte . Rückstellungsgesetz . einen schaftlichen " Auswirkungen anlangt, gesagt : 
guten KerngedaDken ' gehabt hat, den wir "Für das österreichisehe Volk ergeben sich 
durchaus bejahen, ,so�eit . ta�sächlich eine aus verschiedenen Gründen zweifellos NachteiIe. 
wirkliche Vermögensentziehung stattgefunden Wir dürfen nicht verkennen, daß ein großer 
hat. In diesem Fall . ist 'dem geschädigten Teil der Geschädigten eine ausländische Staats­
Eigentümer das zUrüokzugeben" w;as ilim mit bürgerschaft erlangt hat und daß ein Teil 
Gewalt oder List oder zu einem nicht �nge- der Geschädigten nicht - die Absicht hat, nach 
messenen Preis abgepreßt :Worden )st., Aber Österreich �urückzukehten, daß also nicht 
leider ist dieses Dritte Rückstellullgsgesetz , unbeträ.chtli:Che Vermögenswerte' aus Österreich 
weit über diesen gUten Zweck ' hinausgegaiigen ins Ausland wandern werden." 
u�d. hat unter dem M.otto, Unre�ht zlI

.
be- . All das h�t, man sohon in der Geburtsstunde seltIgen, neues UDl'echt auf. se1tell Vl�ler des Qesetzcs erkannt, und jetzt, nach der tausencie: Le?te gesCl1aif�, die' ganz elu'li�h langjä.hrigen Praxis, die sich auf Grund des und redlich �e Sache ,�J,'W�ben haben und �le Gesetzes ergehen hat _ die Judikatur der 

auch,
. 

w�� unmer ��er, _ zu, , �etonen , 1�, Rückstellungskommissionen hat bekanntlich parteI�olitlsch , ga�\ l�d�erent , sl�d._ ;E,s 1st Dinge aus dem Gesetz herausgelesen, die nicht g�r kem� Frageder politlf!!Qhen' Gesmnung, wel' in der Absicht des Gesetzgebers ' lagen _, diese Dmge erwQrben hat\. haben sich immer mehf die schädlichen 
Das Gesetz hat es ferner unterlassen � und Wirkungen gezeigt, die 'man schon damals bei 

das ist eine Todsünde des Gesetzes �t" den der Schaffung des Gesetzes erkannt hat. Es 
Kardinalbegriff 'der Vermögerisentziehung zu ist ja a.uch so gewesen, daß die Kommunisten 
definieren. Es ha.t lediglich in einzelnen damals verlangt hatten, das Gesetz nochmals 
Paragraphen kasuistische Rechtsvermut�ngen an den Ausschuß zurückzuweisen, weil sie auch 
aufgestellt, indem es etwa im § 2 Abs� I sagt: Mängel und Fehler sahen, und es war so - das 
"Eine Vermögensentziehung liegt -insbesondere mu,ß auch festgestent werden -� daß nicht 
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f ,  alle: , vier ' A1liiertett mit dem Gesetz' einver- keineswegs begrift1ich und sachlich aus, daß 
st�nden ' W&Jjehj solldem -daß zwei Elemente man die notwendigen Korrekturen an einem 
DedeIlken ,' hatten un4 Einwendungen da.. verunglückten Gesetz durohführt. 
gegen erhoben haben. Da es sich um ein Das ist der Sinn der ersten zwei Anträge. 
einfaches Gesetz handelt und nicht alle alllierten Der dritte hatte nur den Sinn, daß, solange 
Elemente gleicher Meinung hinsichtlich dieses aIl das nicht durchgeführt wird, mit den Rück­
Gesetzes s�d" wäre es eine Leichtigkeit stellungaverfa.hren eingehalten werden soll. 
für uns, dieses eiIifa.che Gesetz abzuändern, Diese Gedanken halten wir nach wie vor für weil sicherlich nicht von allen vier Elementen richtig und auch für durchführbar, weil es gegen die Abänderung Einspruch erhobeIi sich, wie ich gesagt habe, um kein Verfassungs-würde. gesetz handelt und auoh die Alliierten in diesem 

Von diesem wichtigsten Gesichtspunkt aus- Punkte verschiedener Meinung sind. Wenn Sie 
gehend, haben wir im Jänner 1950 unseren das heute unter dem Vorwande ablehnen, daß 
ersten Antrag, der im wesentlichen überein- di� Anträge durch dieses zu behandelnde 
stimmt mit einem Antrag der Österreiohischep Härteausgleichsgesetz überholt seien, können 
Volkspartei, gezeichnet von den Abg. Brunner, wir gegen diese Auffassung nur schärfstens Gorba.eh, !{emecz, Matt und Genossen, auf protestieren und diesen Bericht nicht zur 
Abänderung des Dritten Riiokstellungsgesetzes Kenntnis nehmen. (Lebhafter Beifall beim 
eingebracht, der, in wesentlichen Punkten zu- KdU). sammengefaßt, diese Mängel abstellen wollte . 
Erstens einmal den Hauptmangel, daß " das Präsident Dr. Gorbach: Zum. Wort bat sich 
Gesetz keine Definition für Vermögensent- niema�d mehr gemeldet. 
ziehung enthält. Der zweite Hauptpunkt war Es liegt nur der Antrag des Berichterstatters 
der, der au�h genug diskutiert worden ist, daß, vor, und zwar, seinen Berioht dahin gehend zur 
wenn eine Rückstellung stattfinden muß, ' dann Kenntnis zu nehmen, daß .die Anträge 3/ A, 
auch der Kaufpreis- zurückgegeben, werden 15lA und 28JA im HinblioK auf den in Ver. 
muß unter Berücksichtigung " des ' inneren handlung stehenden Gesetzentwurf über den 
Werles, der Kaufkraft, die das Geld seinerzeit "Härteausgleioh in Rückstellungsfällen und die 
bei der Hingabe gehabt hat. Damit war zulJl Erriohtung eines - Härteausgleiohfonds als er� 
Ausdruok gebra.cht, daß es recht und billig ledigt zu betraohten, also nicht mehr weiter 
sei, daß bei der Rückstellung des wertbe� zu behandeln sind. Das kommt einem Antrag 
ständigen Objektes auoh eine entsprechende auf Ablehnung des Ein�ehens in die Spezial­
Aufwertung der Gegenleistung stattzufinde� debatte und damit auf Verwerfung der Vorlage 
hat. ' - gleioh. Ich beziehe mich hier auf _ § 40 der 

- Geschäftsordnung. -Das waren zwei Hauptgesichtspunkte dieses . 
Gesetzesantrages ; auf all die Einzelheiten gehe Ich lasse nunmehr ü�r den Antrag 
ich nicht ein. Auch das Verfahren sollte ver- a b s t i m m e n  und ersuche jene Frauen und 
bessert werden. Es sollte erst einmal, wenn Herren, welche dem Antrag des Herrn Bericht­
zurückgestellt wird, diese Rückstellung Zug erstatters zustimmen, sich von den Sitzen zu 
um Zug geschehen. Ferner sollte vor allem erheben. (Ge8okiekt.) loh danke sehr. Damit 
eine Änderung in der ' Zusammensetzung der ist durch die Ablehnung des Eingehens in '  die 
Rückstellungskommissionen eintreten, die der- Spezialdebatte die Vorlage verworfen. (Abg. 

zeit neben den Berufsdchtern nur aus einem Dr. Pittermann: Beileid, Herr Hartleb ! -
Kreise der daran Beteiligten, nä.mlich aus den Abg. IIarJleb:  ZulallMn.ekrkeitl - Weitere 

sogenannten Geschädigten, zusammengesetzt ZwiaeMnrule. - Abg. Hartleb : Wartet nur 
sind ; die anderen aber, die Rückstellungs- bi8 1954 1) 
betroffenen', .die ebenfalls gesohädigt sind, sind Wir kommen zum6. Punktdel' Tagesordnung : 
nicht vm:treten, sodaß sich eine ganz einseitige Bericht des Just�zausschusses über den Antrag 
und pa.rteüsche Judikatur ergeben hat. d ' Ab Dr T xl" Mark Dr Sch :ff Pr b t er g. . on" c, , . e ,  0 s , 

Das waren die Grundgeda.nken dieser im Dipl.-Ing. Ha.rtmann, Mentasti und Genossen 
wesentlichen übereinstimmenden Entwürfe der (35/A), betreffend ein Bundesgesetz über den 
Österreichischen Volkspartei tind des Klubs Härteausgleich in Rückstenungsfällen und ' die 
der Unabhängigen� und wir haben nach wie Errichtung eines Härteausgleicbsfonds (651 
vor gehofft, daß man auf dieser Grundlage eine d. B.). 
Diskitssionsbasis finden wird und wenigstens Der Nationalrat hat dem Justizausschuß 
den einen od� anderen Gedanken verwirklicht. eine Frist bis 16; Juli zur Beriohterstattung 
Das ist nach wte vor auch heute mög�h. gestellt. Gemäß § 38 C der Geschäftsordnung 
Auoh wen� man dieses kleine Härteausgleichs- war ioh verpflichtet, naohdem die Frist ab-

- gesetz, das wir dann im nächsten ' Punkt gelaufen ist, den Punkt auf die heutige Tages­
behlmdelIi werden,. verabsohiedet, sohließt das ordn� zu setzen, gleichgültig, Qb ein schrift-
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licher Bericht bisnun eingegangen ist oder 
nicht. 

Ich ersuche · daher den Beriohterstatter 
Herrn Abg. Dr. Tonci6, den Bericht zu er� 
statten. 

Berichterstatter Dr. Tonäc-Sorinj : Meine 
Damen und Herren ! Hohes Haus ! Sie werden 
sioh erinnern, daß es fast genau zwei Jahre 
her ist, seitdem einige Abgeordnete der Öster­
reichisohen Volkspartei und der Sozialistischen 
Partei einen gemeinsamen Antrag einbrachten, 
betreffend den Härteausgleich in Rück­
stellungslallen und die Errichtung eines Härte­
ausgleichsfonds. Es wird Ihnen ebenso er­
innerlich sein, daß dieser Antrag auf mannig­
fache Widerstände gestoßen ist. . 

Später wurde dann wieder mit den Beratun­
gen über diesen Antrag begonnen, und zwar 
hat der JustizauBSchuß in seiner Sitzung am 
6. Mai 1952 zur Vor beratung, ich möchte 
f�t sagen, .zur 

.
Weiterberatung dieses Antrages 

�Inen elfgliedngen Untera.usschuß eingesetzt, 
In dem die Abgeordneten der Volkspartei, 
der Sozialistischen Partei und des VdU ver­
treten waren. Dieser Unterausschuß hat nun 
den heute yorliegenden Initiativantrag aus­
ge�rbeite�. Von dem ursprünglichen Antrag 
blieben dIe Grundgedanken gewahrt, aber diese 
Grundgedanken wurden in eine völlig neue 
Form gekleidet. Das Ergebnis liegt Ihnen nun 
in Form eines Entwurfes eines Bundesgesetzes 
über den Ausgleich von Härten in Rück­
stellungsfällen (Wiedererwerbsgesetz ) vor. An 
den Beratungen hat auch der Herr Bundes­
minister für Justiz teilgenommen. 

Gestatten Sie mir nun, daß ich, bevor 
ich die einzelnen Punkte dieses Antrages er­
örtere, auf etwas Grundsätzliches zu sprechen 
komme. Bei der gesamten Rückstellungs­
materie leiden wir unter einer schweren Krank­
heit. Diese besteht darin, daß der Okkupator 
von damals ein Unrecht gesetzt hat und daß 
es nicht möglich ist, den Unrechtstifter zur 
Schadensgutmachung heranzuziehen. Wenn 
daher ein Gesetz ausgearbeitet wird, das 
sich mit diesen Angelegenheiten ' beschäftigt, 
so . bedeutet dies wesengemäß, ·daß ein der­
artIges Gesetz zur Schadensgutmachung nur 
Personen heranziehen kann, die nicht die 
Schadenstifter sind. Es ist also ein .Gesetz, 
das von Natur aus nur unbefriedigend aus-
fallen kann. . 

Ich kann die Schadensgutmachung einseitig 
auf den Erwerber verlagern - und das ist 
nach dem Dritten Rückstellungsgesetz im 
wesentlichen geschehen -, oder ich kann 
einseitig den Eigentümer belasten. Beide 
Lösungen sind unbefriedigend. Aber sogar 
dann, wenn diese Schadensgutmachung irgend­
wie gleichmäßig auf Erwerber und Eigentümer 

verteilt wird, ist ein solches Gesetz unbe­
friedigend, weil ja letzten Endes beide nicht 
an diesem Unrecht schuld sind, sondern schuld 
ist eine Macht und ein Faktor, den wir heute 
nicht mehr zur Schadensgutmachung heran­
ziehen können. Das ist also eine sehr undank­
bare Materie" und das ist letzten Endes die 
Grundlage der Tragödie, die mit dieser Rü'ck­
stellungsmaterie verbunden ist. 

Dazu kommt noch ein Z'weites, und das hängt 
auch mit den Ursachen zusammen, derentwegen 
wir es bloß mit einem Gesetz zur Behebung 
von Härtefällen zu tun haben und - wie 
Herr Abg. Dr. Pfeifer ganz richtig sagt -
nicht mit einer Novelle des Dritten Rück­
stellungsgesetzes. Eine ' Novelle des Dritten 
Rückstellungsgesetzes im Sinn der Anträge, 
die wir soeben gehört haben, wäre an sich 
eine Negierung des Grundgedankens des Rück­
stellungsgesetzes. (Abg. Dr. H. Kraus : Nein!) 
Dies würde aber gegen die Londoner Deklara­
tion verstoßen. Ich möchte Ihnen diesen Passus 
der Londoner Deklaration vom 5. Jänner 1943 
vorlesen. Es heißt hier : 

"Demgemäß behalten die Regierungen, 
welche diese Deklaration abgeben, und das 
Französische Nationalkomitee sich alle Rechte 
vor, für ungültig zu erklären alle über­
tragungen und Transaktionen hinsichtlich von 
Vermögen, Rechten und Interessen jeder 
beliebigen Art, welche sich in Gebieten be­
finden oder befunden haben, die unter die 
Okkupation oder direkte oder indirekte Kon­
trolle von Regierungen gekommen sind, mit 
welchen sie im Krieg stehen, oder welche 
Personen, einschließlich juristischer Personen, 
gehören oder gehört haben, die ihren Wohnsitz 
in solchen Gebieten haben. Diese Warnung 
findet auf Übertragungen und Transaktionen 
Anwendung, gleichgültig ob sie die Form 
offener Beutemacherei und Plünderung oder 
von formell scheinbar legalen Transaktionen 
angenommen haben, auch wenn diese sich als 
freiwillig durchgeführt darstellen."  

Die Berücksichtigung der Londoner Deklara­
tion, die Österreich wohl niemals unterzeichnet 
hat, aber die sie meritorisch anerkeIint und 
auf die sich Österreich schon mehrmals berufen 
hat, war ausschlaggebend bei unseren Be­
ratungen. 

Der Herr Abg. Dr. Pfeifer hat gesagt, daß 
der Grundgedanke des Dritten Rückstellungs­
gesetzes richtig sei. Ich schließe mich dieser 
Auffassung an . und möchte hinzufügen, daß 
die ausschließliche Verlagerung der Unrechts­
gutmachung auf den Erwerber zweifellos ein 
Exzeß ist. Dazu noch etwas anderes : Die 
Judikatur ist besonders in der ersten Zeit 
nach der B�schließung des Dritten Rück­
stellungsgesetzes weit über den Willen des 
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Gesetzgebers hinausgegangen, und es haß; also sonenkreis, del' �. ber�chti�t erscheint, . wurde 
die Judikatur sehr viel Schuld an den traurigen auf die nächsten Anverwandten im Sinne des 
Folgen dieses Gesetzes. § 32

. 
AbS

.
. 1. 4er. Konkurso. rdn. · �g au

. 
sg

. 
edehn 

. . 
t. 

Meine Damen und Herren ! Nun möchte ich Im § 2 wird nun die Frage der �rschuldung 
auf die einzelnen Punlde des Wiedererwerbs- geregelt, und zwar durch die Berechtigung des 
gesetzes zu sprechen kommen. Ich habe Rückkaufes. Hier ntöchte ich vor allem auf 
gesagt, daß der ursprüngliche '!Entwurf des etwas Wichtiges hinweisen : So Wie die Ju(ti­
Härteausgleiches in den Grundgedanken bei- katut die Frage der Rückstellung bisher 
behalten wurde. Diese Grundgedanken waren behandelt hat, ist der Wille des Gesetzgebers 
zunächst drei. nicht erfüllt worden. Daher ·wurde bei dieser 

Erstens : Gewisse wirklich schwere Unrechts- VOl'Ja.ge vor allem �ert dara
.
uf gelegt, nnn:n�hr 

tatbestände, insbesondere im landwirtschaft- den Uberschttldungstatbestand zu definieren. 
lichen Sektor, bekannt als die . sogenannten Sie finden daher eine geilaue Umschreibung 
Döllersheimer Fälle, sollten einer Neuregelung der ttberschuldung im § 2 der Vorlage. Hier 
unterzogen werden. Damals, also vor zwei werdeJi also die Voraussetzungen defir!iert, 
Jahren, wollte man in diesen Fällen eine unter denen ein Wie�eretwer� jn folge · der 
Enteignung gegen eine angemessene Ent- nberschuldung des . aeinerzeftigen Eigen­
schädigung durchführen. Jetzt wird hier der tümers möglich · ist. Ein . freier �Veräußerlings­
Wiedererwerb, also der Rückkauf, gewährt. wille kann nur bis zu dem Tage der sogelutnnteJi 

Berchtesgadener Besprechung am ' 12. Februar Zweitens : Damals schon hat man darauf 1938 angenommen werden ; . �enn: damals war verwiesen, daß der Tatbestand der ·  ÜbEn:'- as schon · vollkommen klar" UIid · deutlich, schuldung im Dritten Rückstellungsgesetz nicht· wie die kommende Entwick1llng verlaufen wird ; befriedigend geregelt und definiert wurde. da konnte man gar nicht mebr sagen, daß eine;, Damals schon hat man vorgeschlagen, daß Person frei über ihr VermÖgen verfügen konnte. dort, . wo eine Überschuldung vorliegt, eine Die §§ 3 und '  4' enthalten, nähere' Bestim­Restitution nicht gewährt werden soll. Auch mungen über ·  den Wiederkauf. So wird be­hier war eine Enteignung gegen angemessene stimmt, daß .für die Preiserstelhmg der gegen­Entschädigung vorgesehen. Nach der · neUen wärtige Schätzwert maßgeblich ist; bei� der Regelung soll auch hier ein Wiedererwerb Landwirtschaft' Sind' hier die geltenden Stopp­gewährt werden. preise zu· berücksichtigen: ' ·  Es · ist wichtig, 
" Ein Unterschied besteht nur hinsichtlich daß der Grundsatz des Dritten RückstellUIigs;. 

des dritten Grundgedankens. Damals wollte gesetzes hm�ichtli,ch Abgaben- . und . Gebühren� 
man einen Fonds schaffen, der in bestimmten begünstigungen bei · Vermögensübertragungen, 
Fällen eine Ersatzleistung hätte gewähren auch iD den . Wiedererwerbsfällen aufrecht­
sollen. Jetzt ist dieser Gedanke fallengelassen erhalten geblieben ist. 
worden, und zw� deswegen, wE1il in der dem Icb möchte abschließend zusammenfassen : 
Nationalrat . zugegangenen Regierungsvorlage, Die heutige Regelung; insbesondere hinsicht:. . 
betreffend ein 5. Rückstellungsanspruchsgesetz, lieh der Übersohuldung, cmtspricht absolut 
das erblose jüdische Vermögen einer Regelung der ursprünglichen Absicht des Gesetzgebers. 
unterzogen werden soU. Wir wollen im Herbst Man ka.nn also nicht auf der' einen ·Seite das 
diese Angelegenheit der Behandlung und einer ursprüngliche Gesetz . bejahen· und jetzt bei 
positiven Lösung znführen. der 'Oberprüfung dieses Gesetzes die neue 

Im' § 1 Abs. 1 des Wiedererwerbs�etzes Definition·· · der · · trberschuldung .und die vor­
ist nun der Kreis der BerechtIgten umrissen. liegende Regelung als im Widersprnch zll dem 
Er umfaßt insbesondere Bauern und Siedler, Dritten RücksteUnngsgeBetz betrachten. 
die von den damaligen Okkupanten : unter Zweitens ist nach unserer Auffassung in diesem 
Druck gesetzt wurden. In der Vorlage. sind Gesetz keine ttbertretung der LQndoner Delda­
genau die Gesetze und Verordnungen· auf- ration gelegen. denn diese wendet sich nirgends 
gezählt, die diesen Tatbestand erfüllen. auf gegen eine Behebung von Härtefällen. Und 
die also damals der Druck von seiten der ich möchte nooh hinzufügen, daß es · zu den 
Okkupanten ausgeübt wurde . .  Es wird fest- Aufgaben und Pflichten des Staates gehört, 
gestellt, daß dieser Druok ein Ausmaß erreicht Härten und Notlagen zu mildern und zu 
haben muß, das zur Aufgabe der wirtschaft- beheben, wo immer es nur möglich ist. 
lichen Existenzgrundlage führtie. Schließlioh und endlich is� der vorliegende 

Im § 1 Abs. 2 ist eine weitere wichtige Entwurf Jlach der derzeitigen innen- Und 
Bestimmung enthalten, und zwar, daß eine außenpolitisohen Lage die . einzig mögliche 
Weiterveräußerung durch den Eigentümer lind erreichbare Erleiohterung im Rahmen des 
nun nicht mehr rückgängig gemacht werden. Dritten Rüokstellungsgeaetzes. 
soll. Das ist auch bei der Frage der Über- Ich · stelle dal1er im Namen des Justiz-
8chuldung ebenso geregelt worden. Der Per- ausschusses den Antrag, der Nationalrat 
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wolle diesem Gese�entwurf die verfassungs- Veräußerungswillen kund�tan .und einen Ver­
mäßige Zustimmung erteilen, und ich bitte� mittler mit dem Verkauf beauftra.gt hat , und 
General- und 8pezialdeba.tte unter , einem nur der Abschluß des Kaufvertrages erst nach 
vorzunehmen. den Stichtag gefallen ' ist. 

Gegeß deß formalen Vor8chlag wird keine Hier war sich der Gesetzgeber selbst nicht 
Einwendung erhoben. im Zweifel, daß da keine Vermögensentziehung 

Präsident Dr. Gorbach: , Der Herr Abg. vorliegt. Nur die Rückstellungskommissionen 
Dr. Pfeifer hat um das Wort gebeten, ich haben es fertiggebracht, auch das noch als 

erteile es ihm. ('Abg. Dr. Pitterman n : Vermögensentziehung zu behandeln. Und da 

Hartleb i8t in den Rede8ch'Utzkeller geflüchtet ! _ hatte man die hochlöbliche Absicht, wenigstens 

Heiterkeit.) 
. hier durch authentische Interpretation; ein-

zugreifen. Das hätte . zur, Folge gehabt, daß 
Abg. Dr. Pfeifer: Hohes , Haus t  Wir sind eben dann im Wege der Wiederaufnahme des 

nun also bei dem �genannten Härteaus- Verfahrens im Sinne dieser Interpretation 
gleichsgesetz angelangt. Da möchte ich durch den Gesetzgeber festgestellt worden 
meine Ausführungen mit iem bekannten wäre, daß hier ein Irrtum unterlaufen ist, 
Satz beginnen : "Parturiunt montes, nascetur eine Fehlauslegung, die nicht der Absicht 
ridiculus mus - Es kreißen die Berge, und.  ein des Gesetzgebers entspricht, und daß· daher 
lächerliches 1{äuslein wird ' geboren", wObf:li hier keine Vermögensentziehung vorliegt und 
ich den Ton wohl auf ,,1,ächerlich" legen daher das zurückgestellte Vermögen dem 
muß. (Abg. Rosa J o ohman n :  Gar 80 lächer- redlichen Erwerber wieder zurückzugeben ist. 
lieh ist die Materie nioht ! - Abg. Dr. R ei- Das war die ursprüngliche .Absicht des Vor­
mann:  Wie ihr 8ie be.h(Jl,14el�;:iBt sie ZächR.rlich !) 'läufers de8 Mäuschens. 
Nein, sie ist sehr traurig, aber die Lösnng ist Aber was macht nun das Mäuschen selbst ! nicht die, die man erwartet. Das Mäuschen hat selbst diese hochlöbliche 

Schon das, was der Herr Berichterstatter Interpretationsabsicht und ihren Zweck in­
früher erwähnt hat, der Vorläufer des eben sofern falle,lgelassen, als es nunmehr bei der 
geborenen Mäusleins, der ursprüngliche ' Ent- Vermögensentziehung . bleibt, obwohl · man wurf des Härteaußgleichsgesetzes, hat zum weiB, daß es keine Vermögensentziehmig ist, 
Teil bei selbst mitbeteiligten Abgeordneten und bei der Jrolge, daß eben . zurückgestent im vertraulichen: Kreise die Bezeichnung " der werden mußte __ oder vielleicht noch zurück. 
Krüppel" gehabt. Nun ist aber das lächerliche zustellen ist, denn die Proz�se haben '  noch Mäuslein daraus geworden. Denn: darüber immer kein Ende ' gefunden. 
sind wir einig : eine NoveIlierung ist es nicht. 
Aber der ursprüngliope Entwurf hat neben ' Man hat jetzt etwas anderes ersonnen : 

vielen Fehlern, so aueh einem v;erfassungs- Wer zu Unrecht zurückstellen mußte, wird 
rechtlichen, weil man nicht zugunsten von gnädigst berechtigt, daS verlorene Objekt 
E' 1 E te'gn g.,a durnh.l!!! 1..-e wieder zurückkaufen zu dürfen. Meine Damen Inze personen n 1 UD �n ... .L 1llJI n 
kann, und noch so einigen Mißgriffen, doch und Herren ! Ich muß schon sagen : Das ist 
da und dort einen guten Ansatz gehabt. eine starke Zumutung für die Rückstellungs­
Insbesondere der Anfang des ursprünglichen betroffenen. Ich fürchte, sie werdEm es als 
Entwurfes war so, daß man .Pier das machen eine Verhöhnung auffassen, daß man ihnen 

wollte, was man Bonst sehr· gerne macht, zugesteht, daß sie das,. was ihnen zu Unrecht 
nämlich authentisch interpretieren dort, wo weggenommen wurde, wieder zurückkaufen 

das. Gesetz eine ganz andere Absicht gehabt dürl"en. Das läuft ungefähr .  auf dasselbe 

hat als die von der · Judik�tur hineingelegte, Ergebnis hinaus, wie wenn der Gesetzgeber 

daß alSo der aJIein dazu berufene und zu- etwa sagen würde : Wenn einer beraubt wird 
ständige ordentliche Gesetzgeber seinen wahren und sich dann dem Strafverfahren als Privat­

Willen durch eine Interpretation in verbind- beteiligter anschließt, darf er von dem Räuber 

licher Weise kundgibt. Das war noch die Ab- die geraubte Sache zurückkaufen. (Abg. Rei8-

sicht des Vorläufers des Mäuschens, nämlich mann : Eine 80lche. Frechheit! Die Zeit ist 
des Krüppels. Beim Krüppel war. noch an vorbei, die kommt nicht wieder !) So ungefahr 

die Spitze eine authentische . Interpretation sieht die Lösung aus, die man hier ersonneil hat. ' 
gestellt, und zwar für die Fälle, in denen Es gibt eine Gruppe von Fällen, wo nach 
nach der Absicht des Gesetzgebers - selbst der übereinstimmenden Ansicht derjenigen, 
nach der schlechten Fassung des Gesetzes - die das Gesetz gemacht haben - und selbst 
dann keine Vermögensentziehung vorlag, wenn der Israelitischen Kultusgemeinde, die zu dem 
der Besitz schon überschuldet war, wenn er ersten Entwurf Stellung genommen hat . -, 
schon unter dem . Hammer war, das heißt keine Vermög�msentziehung vorliegt. Das Gut� 
die Exekution schon im Gange war oder wenn achten der Israelitischen KuItusgemeinde zu 
der Eigentümer schon vor, dem Btichtag seinen dem ersten · Gesetzentwurf, das sonst nicht 
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gerade schmeichelhaft ausgefallen ist, besagt 
ausdrüoklich, daß bei den politisch Verfolgten 
eine einzige Ausnahme besteht, wo nicht 
Vermögensentziehung vorliegt : " Hiebei war 
an . solche Fälle gedaoht, wo schon vor dem 
13. März 1938 Verhandlungen über die Ver­
äußerung des Vermögens stattfanden, die aber 
erst nach dem Stichtag abgeschlossen worden 
sind." Auch die Israelitische Kultusgemeinde 
gibt in ihrem Gutachten ausdrücklich zu, 
daß hier keine Vermögensentziehung vorliegt. 
Auf welchen Standpunkt stellt sich nun der 
neue Gesetzentwurf. das Mäuschen 1 Der Ent-

. wurf setzt sich darüber hinweg, er sagt : 
"Es ist trotzdem Vermögensentziehung, aber 
du darfst zurückkaufen." 

Dann ist noch eine zweite Gruppe da, der 
man auch dieses Recht auf Rückkauf gibt, 
das sind die durch das Stichwort "Döllersheim" 
gekennzeichneten Bauern, die erst durch Ent­
eignung für Zwecke der Wehrmacht ihren 
Grundbesitz verloren haben und eine Summe 
Geldes oder gleich in natura ein anderes 
Objekt als Entschädigung bekommen haben. 

Das Reich hat ja . für Enteignungen für 
Zwecke der Wehrmacht- Entschädigungen ge­
leistet ; es blieb der Zweiten Republik Öster­
reich vorbehalten, daß sie enteignet und nicht 
entschä.digt. (Abg. R.eismann : Unerhört ! 
Frecher Nazi ! _ .  Weitere Zwi8chenrufe.) Es 
ist leider so. Der Bauer hat also hier im Ent­
schädigungswege ein anderes Objekt be­
kommen, und das andere Objekt muß er jetzt 
wieder an den, der es ursprünglich besaß, auf 
Grund des Rückstellungsgesetzes zurückstellen, 

" und so hat er zweimal seinen Besitz verloren. 
Es ist an sich löblich, daß sich dieses Gesetz 
um diese zweimal Enteigneten annimmt. Aber 
wie steht es hier ? (Anhaltende Zwi8chenrufe 
bei der SPi). - Gegenrufe beim KdU. -
Abg. Re i8mann : Wir werden euch die freche 
Nazigoschen bald zusammenhauen !) Erstens 
haben sie auch nur da.s Recht, das rückzu. 
kaufen, was sie durch Rückstellung verlieren, 
und zweitens ist' meines Erachtens diese Be­
stimmung dadurch sehr entwertet, als es ja 
hier im § 1 Abs. 4 heißt (Abg. Reism.an n :  
Sind Sie ruhig da droben ! Millionen habt ihr 
umgebracht und keine En.tschädigungen gezahlt 1) : 
Wennr dieser Rückstellungsbetrotfene von 
seinem Rückkaufsrecht Gebrauch macht , so 
erlischt sein Rückstellungsanspruch hinsicht­
lich des ersten Gutes, das ihm ebenfalls ent· 
zogen worden ist. (Abg. R e ismann : Was 
glaubt ihr eigentlioh, wo wir sind ? Ein frecher 
N alilausbub ist das 1 - Präsident Dr. Gor b a c h  
gibt das Glockenzeichen.) D as  ist eine solche 
Belastung dieser scheinbaren Begünstigung, 
daß sie damit auch wieder völlig entwertet 
wird, wenn man mit dem Rückkauf zugleich 
den Verlust eines zweiten selbständigen Rück-

• 

s�llungsanspruches verbindet. (Abg. R eis­
ma n n :  Soweit sind wir noch nicht und kommen 
wir auch nicht I Da hört sich alle8 auf, wenn 
man sich das alles sagen las8en mufJ !) 

Das sind die wesentlichen Gesichtspunkte, 
die ich hier zu sagen habe und die es uns bei 
diesem Inhalt und bei der weiteren Gesamt­
auffassung der Koalitionsparteien, daß dies 
sozusagen der Sohlußstrich unter die Rück­
stellungsgesetzgebung sein soll und daß die 
anderen Anträge damit überholt und gegen­
standslos wären, wirklich nioht möglioh maoht, 
hier zuzustimmen, sondern hier ist es eben so, 
daß wir empfinden und erkennen, da.ß ma.n 
hier eine Geste macht, die aber praktisch 
wertlos ist. 

. 

Zu diesem lächerlichen Mä.uschen, das da. 
geboren wird, können wir nur mit dem Aus­
spruch . des Königs von Sachsen . schließen : 
"Macht euoh euren Dreck alleene !" (Beifall 
bei den Unabhängigen.) 

Präsident "Dr. Corbach: Hohes Haus ! Der 
Vertreter des Klubs des VdU beantragt bei 
mir, dem Herrn Abg. Reismann den Ordnungs­
ruf zu erteilen .. Er hat den Ausdruck " frecher 
Nazilausbub" gebraucht. Ich muß feststellen, 
daß ich das auch gehört habe. Wenn mir auch, 
Herr Abg. Reismann, Ihre durch eine Be­
merkung hervorgerufene Erregung begreiflich 
erscheint, entspricht das dooh nicht dem 
parlamentarischen Gebrauch. Ich muß dem 
Antrag stattgeben und Sie zur Ordnung 
rufen. (Abg. R e ismann : Er sagt hier, daß 
die Nazi Entschädigungen bezahlt haben zum 
Unterschied von der ÖBterreiehisehen Republik ! -
Abg. Rosa Jochmann: Sein Vater i8t im 
KZ ermordet worden !) 

Meine Frauen und Herren ! Es hat jeder 
die Möglichkeit, sich zum Worte zu melden 
und das in ruhiger und sachlicher und allen 
vernehmbarer Form hier zu sagen, was in dem 
allgemeinen Tumult untergeht und vielleicht 
dazu gesagt werden könnte. 

Wir setzen die Debatte fort, und ich erteile 
dem Herrn Abg, Dr." Kraus das Wort. (Lebhafte 
Rufe und Gegenrufe.) 

Abg. Dr. Herbert Kraus: Meine Damen und 
-Herren !  Es hat gar keinen Zweck, diese 
Angelegenheit immer nur von der einen Seite 
zu sehen. Wir haben volles Verständnis, 
Herr Abg. Reismann, für Ihre Emotionen, die 
auf großes Unrecht zurückgehen, das einmal 
begangen worden ist. Aber bitw berück­
sichtigen Sie, daß Unrecht nicht mit Unrecht 
wiedergutgemacht werden kann. Es sind 
Übertreibungen von beiden Seiten geschehen, 
und das, was wir hier zu tun haben, um endlich 
einmal zu besseren Verhältnissen zu kommen, 
ist, . einen Schlußstrich zu machen. (.A.n-
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dauernde ZWMe'lU'tSle. - Abg. Reismann: 
W ofii.r wurden lIBttJchädigungen vom Reich 
bezahlt zum Unterschied von (jste"eiih ' Das 
ist unerhört! - Prii8itlent IN. Gorback gibt das 
Glockenzeichen� - Abg. Reismann: Das i8t 
eine freche N aziprofJokation hier ! - Abg. 
Kysela: Das werden wir in "'er lJOentlick­
keit bekanntmachen ! ) 

Ich habe mich zu Wort gemeldet, um die 
Frage aufzuwerfen, warum unser Antrag auf 
Abänderung des Dritten Rückstellungsgesetzes 
nicht behandelt wurde. Ich meine hier nicht 
die Frage des Formalen, Geschäftsordnungs­
mäßigen, zu dieser hat schon bei der vorherigen 
Wortmeldung mein Fraktionskollege Pfeifer 
alles Notwendige gesagt, und außerdem weiß 
ich, daß Sie mir antworten werden : Es ist 
einfach der Wille der Mehrheit. 

Meine Frage geht aber darauf hinaus, aus 
welchen politischen Ursachen es nicht bei einer 
bereits vorhandenen Mehrheit für eine ganz 
bestimmte Abänderung des Dritten Rück­
stellungsgesetzes geblieben ist. Es liegt die 
Vermutung nahe, daß diese Ursachen nicht 
innerösterreichische, sondern auslä.ndische Ein­
flüsse gewesen sind. Ich möchte den Herrn 
Au.ßenminister bitten, hier der österreichischen 
Volksvertretung Mitteilung zu machen, wenn 
auf ihn ein solcher Druck ausgeübt wird. 
Wenn solche geheimnisvolle Bindungen vor­
handen sind, dann hat die österreichische 
Volksvertretung, die allein das Recht" hat, 
Gesetze z� beschließen, auch das Recht, von 
diesen geheimnisvollen Bindungen Kenntnis 
zu erlangen. (Abg. Prob8t : Da brauchen Sie 
nur zum Pfeifer gehen I) Es ist gar nicht 
richtig, daß bei dieser Vorlage der J ustiz­
minister hier sitzt. Ich glaube, da wir jetzt 
nur über dieses Ausweichgesetz, das heißt über 
diesen; Hä.rteausgleich beraten können, müßte 
der Außen minister hier sitzen. 

Mein Fraktionskollege Pfeifer hat bereits 
klar und deutlich zum Ausdruck gebracht, daß 
wir dem Grundgedanken des Gesetzes zu­
stimmen. Was jemand verloren hat, Boll er 
wieder zurückbekommen. Es soll in jeder 
Weise dafür gesorgt werden, daß Unrecht 
verschwindet. Aber daß Leute Vermögens­
werte und Geld bekommen, das sie nie besessen 
haben, und daneben Tausende von Existenzen 
zugrunde gehen, ist ein Zustand, den die 
österreichische Volksvertretung eben nicht mehr 
linger aufrechterhalten darf. Sie wissen doch 
alle selbst, daß sehr viele von diesen Leuten 
wieder Sachen zurückbekommen, die sie nie 
besessen haben� daß sie sich durch ihre raschen 
Abverkäufe Geldeswerte erwerben und sofort 
ins Ausland verbringen, sodaß nach manchen 

. Schätzungen der geheime Export nach dem 
Westen in manchen Monaten sogar größer 

gewesen ist als der geheime Export nach dem 
Osten. Wenn Sie erst die Situation dieser 
zwanzigtausend Familien kenpen würden, von 
denen sehr viele beim Erwerb nicht geahnt 
haben, daß es sich um Judenvermögen ge­
handelt hat ! NehIDcen Sie nicht an, daß wir 
diejenigen in Schutz nehmen, die mit brutaler 
Gewalt den Juden den Revolver angesetzt und 
sie davongejagt haben. Keineswegs ! Aber das 
redlich erworbene Eigentum muß den Leuten 
erhalten bleiben.(Abg. Dr. Pittermann:  Wem, 
Dr. Krau.s 1), oder es muß wenigstens eine 
mittlere Linie gefunden werden. 

Ich sage Ihnen : Die Londoner Deklaration, 
die hier zitiert wurde, ist nur eine faule Ausrede. 
Die Gründe, warum diese Änderung, die die 
ganze Bevölkerung schon als drlngendst not­
wendig empfindet und für die eine Mehrheit 
vorhanden war, nicht durchgeführt wird, diese 
Gründe liegen ganz woanders. Die ganze 
Bevölkerung ist tief empört darüber, daß jetzt, 
im siebenten Jahr nach dem Krieg, dieses 
Ausnahmegesetz so wie viele andere Ausnahme­
gesetze noch nicht beseitigt ist. (Zwischenrufe 
bei der SPO.) Ich sage Ihnen : Wir werden nicht 
nachgeben und so lange hier in diesem Hohen 
Ha.us kä.mpfen, bis wir durchgesetzt haben, daß 
diese Änderungen herbeigeführt sind und wir 
das erreicht haben, was Sie immer in Ihrer 
Wahlpropaganda versprechen : nämlich die 
endliche innere Befriedung in Österreich. 
(Abg. Horn : Sie Schwächling !) Reden Sie 
sich nicht auf solche Dinge aus ! Das, was durch 
das Dritte Rückstellungsgesetz geschaffen 
worden ist, ist in vieler Hinsicht ein himmel­
schreiendes. Unrecht, und wir werden nicht 
nachlassen, immer unseren schärfsten Protest 
gegen dieses im Gegensatz zu allen gegebenen 
Wahlversprechen stehende Vorgehen der öster­
reichischen Volksvertretung zum Ausdruck zu 
bringen. Deshalb erklären wir hier, daß wir 
mit diesem demagogischen Machwerk, mit 
diesem Ersatzstück, nichts zu tun haben 
wollen, daß wir die schärfste Form unserer 
Ablehnung zum Ausdruck bringen wollen und 
diesen Saal verlassen werden ! (Die Abge­
ordneten des Kd U verlassen unter dem demon­
strativen Beifall der Sozialisten den Saal. -
Rufe bei den Sozialisten : Ihr könnt gleich 
draufJenbleiben !  - H ioous in die Ferne ! -
Präsident Dr. Gorbach gibt wiederJwlt das 
Glockenzeichen. - Abg. Weikhart :  Hartleb, 
mein Beileid I) 

Abg. Dr. Strachwitz: Wo Ihnen die Argu­
mente fehlen, dort beginnen Sie mit der Laut­
stärke zu arbeiten. Und weil Sie glauben, daß 
Sie heute einen Punkt, der für uns alle neural­
gisch ist, dadurch übergehen können, daß Sie 
mit der Lautstärke und wieder einmal mit dem 
Gefühl operieren . . .  (Zwischenruf bei d�n 
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Sozialisten : Sie hab�n gar kein Recht, hier zu ·ist, denn bis heute , ha.ben wir' , noch kemen 
8prechen ! Von wem sind Sie. denflr , eigentlich Staatsvertrag zmr Behandlung vorgelegt be­
gewählt 'I) Scha�en Sie, Sie können mich mit komm,en, und ich bin der MeiIlUng; daß wir 
Ihren ga�z billigen Bemerkungen nicht treffenl noch so la�ge auf diesen Staatsvenrag warten 
Meine Herren von der Sozialistischen Partei! müsSen, daß dieses Rü�kstellungsgesetz unter 
Ich ' werde Ihnen die Aqskunft noch geben. dein Druck der Bevölkerung bis. dorthin. sieher 
(Weitere Zwischenruje bei der SP();) Ist lli�en einmal wirklich novelliert werden muß. 
denn das so �nangenehm, sodaß Sie sich so Im übrigen gestatten Sie mir, daß ich Ihnell 
ungezogen benehmen �

, 
Ja., Ihnen liegt diese nu,r Ihre ; eigeneIl Vo�schläge v()rhal�. ' Das 

Angelegenheit als E nelP-'äJgischer Punkt am Verhalten; das ;die sozialistische )haktion ,.� 
Herzen. Und weil ' hier wiede.r einmal anders diesem Haus. zeigt, ist symptoIIl�tiBch �ür '  die 
gehandelt wi1,'d, als geredet wurde, deswegen demokratische Einstellung , dieser Partei, 
ist Ihnen dieser Punkt so unangenehm ' ' und symptQmatisch für die Entwicklung. die diese 
deswegen haben Sie hier wiederum einmlt1. ein ' ÖBterrei�hiscb,e � Delll�kr�tie anschemerid zu 
Sch�uspiel gegeben" d�s sicher wieder einer nehmen gedenkt. ]Js :ist ihnen unangenehm" 
Besatzungsmacht Anlaß zu . dcr Beh�llptung die Wa�eit zu hören" es> ist ihnen , qmtnge­
geben wird: Sehen Sie, �, Österreich.fe�em di,e nahm, andere , A,gulDflnte zur Kennt:p:is, zu 
Nazi fröhliche , Urständ !. Sie

, 
sin.d' schuld, wenn nehmen; und c;leswegen erfreTJe� sie mio� in,.; 

das im Ausland über uns erzählt wird, weil' Sie dem sie ihre Bänke leeren und al1�in lassen,und 
hier imm�r mit den , ,Anlaß

, 
dazu geben und mi0h 

,
mit Zwische��n ,', , unkomplizierterer 

alles a,ls n�istisc� , ye�(}hreien, was Sie nicht, oder kc:nnplizierWre:r Art �vel,'Behonen. 
hören ' wollen. (Rul ,'bei (Je1- BPtJ : SQ eine l\{�ille sel1r. verehiten. HerretitDie Abg; 'I(arl 
Verdreltung !) 

, . ,  
Bruniter, lli. Gorbach Und 'GetfoSserl haben im 

Meine Da.m�n und Herren ! Der Herr Bundes- Jahre','. Ü14ß einen Antrag eingebracht. Bie 
kanzler Ing. , Figl hat ,  in ' seiner Regierungs- werden mir. , nicht , sagen" " daß" 

,
diese , beiden 

erklärung imN ovember 1949 folgende Erklärung , HeiT�il v(ll'däc�ti� �erdeIl'lt�nnen, in diesem 
abgegeben': , ,,Auf dem Gebiete der Justiz wird �ause dem Neona.z�s�us 

,
das !Vort zu reden 

es die Hauptaufgabe . der Regierung sein, die I o�e� de� ,
Antise�lgmUS

, 
zu zuchte�. ,,:, �enn 

Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Rechte Sie, meme. Herren von :�er Oste,rrelcbischen 
wiederherzustellen� Es darf keine ', Bürger mit VOlksP�l, ,dem ,Antrag ,�eser �lden B:err�n 
verschiedenen Rechten geben . .  Die Ausnahms- �efolgt waren

;, 
unq. das . :eifiillt. hatten, was 

, �
le 

gesetzgebung wird im Interesse dieses Zieles ,so lD .Ihl-em K.1ub durch dle Zustmlm� zur Ein­
bald als möglich beseitigt werden müssen.'� brmgung_,ln da,s Hau� ��llJst g��illigt ha.!>en, 

, , ' . , ' . ' , ' dann ware heT!-te '; die ,Novellierung dieses 
Diese Regierurigserkl�ung tr�gt die " Zu- Bückstellungsgesetzes }rt einer Form .  vor sich 

stimmung nicht nur, der , Österreichischen gegangen, die ' mit , ' de)ll ' Verspreclien " des 
Volkspartei, sondern sie' trägt auch. die Zu- Kanzlers der GI�ichheit vor 'dem Gesetz und 
stimmung der Sozialistischen Partei. , dem, ' was Sie bei Ihren Wahlreden der Be-

Wenn wir heute,' am Abschluß einer
' 
SeSsion v,ölkerung versprQchen habell� m '  Einklang 

wieder, so. wie üblich, in gedrängter Zeit gestanden wäre. Aber auf diese Diskrepanz 
wesentliche Gesetze zu verabschieden ha.ben, zwischen dem Wort und der Tat muß ich Sie 
dann glauben Sie wohl, daß Sie einer Er1clä.rung ja. hinweisen, aUf die Diskrepanz, daß Sie 
vom Jahre 1949 im Hinblick auf kommende immer vor den Wahlen und in Versammlungen 
Wahlen dadurch aus dem Wege ,gehen können, vor dem VQlk irgend ' etwas sagen und dann 
daß Sie so schnell zum Abschluß, ich möchte hier im Hause etwas andereS tun. Und wenn 
fast sagen, über den Daumen gepeilt und über Sie sich. dann , noch . zu Gemuts�u'ndgebungen 
den Kamm geschoren, em, Kind gebären, das hi.D.reißen lasSen und, glauben, daß sich damit 

nicht einmal ein Krüppel, sondern wie es der die sachliche Argument�tion erübrigt, dann 
Berichterstatter selbst sagt, 'mehr als rachitisch Bind Sie: nur zu bedauern, denn dann ist es wahr­
ist: (Die Abgeordneten der Soziali8ti8chen lich schlimmer als, in der ' Schule., Dort haben 
Pa:rtei verlas8en

! 
den Saal.). die . Kinder nä.mlich wenigstens etwas gelernt : 

daß man " nicht. ,. vergeBen. darf, , ; w� ", man ' sie 
Meine sehr verehrten Damen und Herren I gestern ' gelehrt hat. Glauben , Sie mir :  Auch 

Es wird in diesem Hause immer wieder be- das Volk vergißt nicht, daß Sie ihm eine 
hauptet, daß die Rüc.kstellungsgesetzgebung Gleichstellung vor dem Gesetze versprochen ' 
deshalb nicht novelliert werden darf, weil sie haben ! 
sich gegen . die Bestimmungen der Londoner ,Wb; wissen, daß jemand ' aus England an­
Deklaration richtet und weil sie somit gegen gefiogen ' kam,. als der ·  Abg. Brunner damals 
die Grundlage des zukünftigen Staatsvertrages den ,Gesetzentwmf em,bra.chte, und wir wissen. 
sei. Ich muß Ihnen hiermit sa.gen, daß diese ,welche , Mächte . dahintel'stehen� Ich möchte 
Ihre Erklärung ' überhaupt nicht stichhäJtig Sie ug:t. e�e& fragen:;.Wie;hock war der &heck:, 
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der eine bestimmte Gruppe ver anlaßt hat, 
einer solchen Handlungsweise heute diesen 
Ausdruck zu verleihen ? ]\feine sehr Verehrten ! 
Das sind Machenschaften, die noch niedriger 
sind als eine solche kleine, rachitische Novel­
lierung eines Gesetzes. Das ist eine Einfluß­
nahme auf das Hohe Haus, die es ja geradezu 
lächerlich macht, zu behaupten, daß dieses 
Haus über diese Materie überhaupt noch zu 
b�schließen hat. Das ist etwas, zu dem es 
ganz grundsätzlich Stellung zu nehmen gilt. 

Ich zitiere Ihnen hier eine unverdächtige 
Zeitung, die Zeitung der Katholischen Aktion, 
um Ihnen zu zeigen, was sie zu diesem Gegen­
stand zu sagen hat. Ich möchte Ihnen nur 
einige Zeilen daraus vorlesen. Diese Zeitung hat 
auch erfahren, wer damals angeflogen kam und 
wer interveniert hat, damit dieser Antrag, den 
Brunner und Genossen eingebracht haben und 
den Pfeifer und Genossen in einer ähnlichen 
Form vorgelegt haben, nicht Gesetz wird. 
Damals hat die Katholische Aktion in ihrer 
Zeitung "Offenes Wort" vom 7. Jänner ge­
schrieben : "Abgeordnete der Volkspartei haben 
den immer lauter werdenden Ruf gekränkten 
Rechtes gehört und einen Gesetzentwurf ein­
gebracht, der wenigstens einen Teil des getanen 
Unrechtes gutzumachen sucht. Noch verhandelt 
da,rüber ein Ausschuß hinter verschlossenen 
Pa,rla,mentstüren, da, hat schon in den USA 
ein Vertreter des ,Jewish-Commitee' die 
bedingungslose Ablehnung der geplanten 
Novelle ausgesprochen." 

Und das Ergebnis, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ist, daß dieser Initia,tiv­
antrag von · der Bildfläche verschwunden ist, 
daß zwei Jahre über ihn verhandelt wurde, daß 
in dieser Zeit die Rückstellungskommissionen 
hurtig und emsig amtiert ha,ben, Rück­
stel1ungskommissionen, die nach wie vor 
parteiisch besetzt waren und also von Haus 
aus zur Parteilichkeit gegenüber einem Teil 
veranla,ßt waren. Trotzdem wurde weiter­
verhandelt , denn man wußte ja, daß die 
Wahlen erst 1953 sind. Und dann nach Ab­
schluß all der Fälle wird man irgendeinen 
Purzelbaum schlagen und irgendwie erklären , 
man habe ja doch etwas getan, und man glaubt, 
das dem Volk als endgültige Lösung des 
Problems servieren zu können. 

Meine Damen und Herren ! Das, was der 
Herr Abg. Tonci6 als Berichterstatter des 
Finanz- und Budgetausschusses zur Ablehnung 
der Initiativanträge Karl Brunner und Genossen 
und Dr. Pfeifer und Genossen gesagt hat, ist 
eine persönHche Beleidigung dieser Antrag­
steller und ihrer Klubs. Wenn Sie heute dieses 
Gesetz zu verteidigen haben, so bedaure ich Sie. 
Ich muß sagen : Es scheint nun schon das 
Schicksal des Herrn Abg. Tonci6 zu sein, 

daß er alle Gesetzesvorlagen zu vertreten 
hat, die hier im Hause, aber auch bei der 
Bevölkerung bei Gott keinen Anklang finden. 
Nach der N ovellierung des Pressegesetzes nun 
dieses rachitische Kind ! Ich muß den 
Abg. Tonci6 wirklich bedauern. Die Fassung 
des Finanz- und Budgetausschusses, die dieses 
rachitische Kind hier als eine Lösung des Pro­
blems hinstellt, ist für Sie, meine Herren von der 
Österreichischen Volkspartei, derselbe Schlag 
ins Gesicht, derselbe Schlag gegen Ihre Grund­
sätze und gegen Ihren Kameraden KarlBrunner 
und Genossen wie auch gegen den Antrag­
steller des Verbandes der Unabhängigen. Das 
ist keine Lösung, das ist wieder nur die Ver­
tiefung eines Unrechts, die Vertiefung einer 
Kluft in der Bevölkerung, für die Sie, meine 
Herren, die Verantwortung tragen und mit 
der sich niemand belasten kann, der es ernst 
meint mit der Befriedung . in Österreich. 

Berichterstatter Dr. TonCic-Sorinj (Schluß­
wort) : Hohes Haus ! Ich will nur eine kleine Kor­
rektur anbringen. Ich habe mich bei meinen 
Ausführungen subjektiver und emotioneller 
Äußerungen absolut enthalten. Ich habe daher 
auch nicht gesagt, daß ,das vorliegende Gesetz 
ein rachitisches Kind sei. Dies nur zur Korrek­
tur, Hohes Haus ! 

Präsident Dr. Gorbach: Ich weiß nicht, ob 
es auf die große Hitze dieser Tage oder auf 
die Überarbeitung zurückzuführen ist, daß 
hier im Affekt immer mehr Äußerungen ge­
macht werden, bei denen von mir als Vor­
sitzenden des Hauses · verlangt wird, daß ich 
Sie rüge. Dies geschieht oft in einer Form, 
durch die eine Optik erzeugt wird, welche uns 
bei Fernerstehenden in ein merkwürdiges Licht 
bringt. Dazu gehört aber jedenfalls nicht eine 
ÄuBerung, die der Herr Abg. Pfeifer am 
Schlusse seiner Ausführungen gemacht hat. 
Sie kommt mir einer Verhöhnung der Mehrheit 
dieses Hauses gleich - ich betone das nach­
drücklich -, wenn er hier dieses bekannte 
Zitat des Königs von Sachsen sagt. Ich muß 
das mißbilligen und ihn zur Ordnung rufen, 
auch wenn er nicht im Saale ist. Es wird ja im 
Protokoll festgehalten. 

Bei der A bst immung wird das Bundes­
gesetz über den Ausgleich von Härten in Rück­
stellungställen ( Wiedererwerbsgesetz) in der A us­
schußfa.s8ung in zweiter  und drit ter  Lesung 
zum Beschluß erhoben. 

Präsident Dr. Gorbach :  Wir gelangen nun­
mehr zum 7. Punkt der Tagesordnung :  Bericht 
des Immunitätsausschusses über das Aus­
lieferungsbegehren des Bezirksgerichtes Salz­
burg gegen das Mitglied des Nationalrates 
Dr. Viktor R e i m an n  (631 d. B.) .  
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Da der Berichterstatter des Ausschusses, 
Herr Abg. Dr. Stüber, das Haus verlassen hat, 
ersuche ich an seiner Stelle den Obmann­
Stellvertreter des ImmunitätsausschuBses, den 
Herrn Abg. Mark, diesen Bericht zu erstatten. 

Berichterstatter Mark : Hohes Haus ! Ich 
bin in der unangenehmen Situation, heute 
doppelten Ersatz spielen zu müssen. Ich muß 
auf der einen Seite den Obmann des Aus­
schusses Dr. Maleta vertreten, der nicht an­
wesend ist, und außerdem ist es für mich eine 
ungewohnte Situation, hier an Stelle des Abg. 
Dr. Stüber zu sprechen. (Heiterkeit.) 

Gegen den Abg. Dr. Reimann ist als Verfasser 
eines Artikels in der Zeitschrift "Die Neue 
Front" vom 26. April 1952 ein Auslieferungs­
begehren gestellt worden, weil in diesem Artikel 
durch mehrere sehr scharfe kritische Bemer­
kungen verschiedene Stellen in einem Buche, 
das "Stimmen der Gegenwart 1951" heißt, 
als anstößig hingestellt und eine Frau Dr. 
Bachmann als Verfasserin genannt wird. 
Dr. Reimann hat dabei aber anscheinend 
übersehen, sich das Buch genauer anzuschauen. 
Daher hat Frau Dr. Bachmann, die diesen 
Beitrag gar nicht geschrieben hat, die Ehren­
beleidigungsklage beim Bezirksgericht Salzburg 
gegen den Abg. Dr. Reimann eingebracht. 

Da der Tatbestand in keinem unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Ausübung des Ab­
geordnetenmandates durch Dr. Reimann steht 
und er selbst um die Zustimmung zur Aus­
lieferung ersucht, hat der Immunitätsausschuß 
am 3. Juli 1952 einstimmig beschlossen, dem 
Hause die Zustimmung zur Auslieferung zu 
empfehlen. 

Der A n trag des Immunitätsausschusses 
lautet : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Dem Auslieferungsbegehren des Bezirks­

gerichtes Salzburg, Abt. 4, vom 23. Mai 1952, 
4 U 704/52 , gegen das Mitglied des National­
rates Dr. Viktor Reimann wegen Übertretung 
gegen die Sicherheit der Ehre nach §§ 488 b,  
490, 491 StG. wird stattgegeben. 

Ich bitte, dem Antrag die Zustimmung zu 
geben. 

Der Antrag wird angenommen. 

Der 8. Punkt d�r Tagesordnung ist der 
Bericht des Immunitätsausschusses über das 
Auslieferungsbegehren des Strafbezirksgerichtes 
Wien gegen das Mitglied des Nationalrates 
Dipl.-Ing. Karl Wald bru nner (652 d. B. ) .  

Berichterstatter Skritek : Hohes Haus ! Gegen 
das Mitglied des Nationalrates Dipl.-Ing. Kad 
Waldbrunner liegt ein Auslieferungsbegehren 
des Strafbezirksgerichtes Wien vor. Anlaß ' des 
Auslieferungsbegehrens ist eine Ehrenbelei­
digungsklage, die der Generaldirektor der 
Länderbank, Dr. Franz Landertshammer, beim 
Strafbezirksgericht Wien gegen den Abg. 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner eingebracht hat. 
Die Klage nimmt Bezug auf einen in der 
"Arbeiter-Zeitung" vom 24. Juni 1952 er­
schienenen Bericht über die Generalver­
sammlung der Konsumgenossenschaft Wien, 
in welcher der Abgeordnete und Bundesminister 
Dipl.-Ing. Waldbrunner ein Referat über 
"Österreichs Wirtschaft im Widerstreit der 
Interessen" hielt, in dem er sich auch mit der 
Kontrolle der verstaatlichten Banken durch 
den Rechnungshof beschäftigte. Eine in diesem 
Zeitungsbericht angeführte Stelle des Referates, 
die sich auf die Generaldirektoren Dr. J oham 
und Dr. Landertshammer bezieht, wurde von 
dem letzteren zum Anlaß der Erhebung der 
Ehrenbeleidigungsklage genommen. 

Der Immunitätsausschuß hat sich in seiner 
Sitzung vom 16.  Juli 1952 mit diesem Aus­
lieferungsbegehren beschäftigt. Da die nach 
dem Zeitungsbericht gemachte Äußerung des 
Abg. Dipl.-Ing. Kad Waldbrunner mit der 
Ausübung seiner Tätigkeit als Abgeordneter 
unmittelbar zusammenhängt, beschloß der 
Immunitätsausschuß einstimmig, dem Hohen 
Hause die Ablehnung des Auslieferungs­
begehrens zu empfehlen. 

Der Antrag des Immunitätsausschusses 
lautet : 

Der Nationalrat wolle beschließen : 
Dem Auslieferungsbegehrel1 des Strafbezirks­

gerichtes Wien, Abt. 17,  vom 6. Juli 1 952, 
17 U 1 183/52, gegen das Mitglied des N ational­
rates Dipl.-Ing. Kad Waldbrunner wegen 
übertretung gegen die Sicherheit der Ehre 
wird nicht stattgegeben. 

Der Antrag wird angenommen. 

Präsident Dr. Gorbach : Die Tagesordnung 
ist e r s c h öpft. 

Die n ä chste  Sitzung findet morgen, 
Freitag, den 18. Juli 1952, 9 Uhr vormittag, 
mit jener Tagesordnung statt, die Ihnen 
bereits zugemittelt worden ist. 

Die Sitzung ist g e s c h l o s s e n. 

Schln.& der Sitzung: 19 Uhr 25 Minuten 

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei. 7061 52 

96. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)70 von 70

www.parlament.gv.at




